
Fo
to:

 Z
iec

ha
us

UNABHÄNGIGE •Bauemstimme
Mai 2004 Nummer 267 
K 12858 / 3,00 € —

Eine Zeitung von Bäuerinnen 
------- und Bauern

S c h w e r p u n k t

Gentechnik -  noch ist 
nichts gegessen
Die Haftungsregeln des Entwurfs zum Gentech­
nikgesetz greifen kaum Seite 11, die neuen 
Kennzeichnungsregeln lassen viele Fragen 
offen und beim Saatgut ist die Lage Ernst. 
Seiten 12 und 13

Wir schlucken die Kröte nicht!
Tipps zum Kauf von Saatgut und Futtermitteln 
auf den Seiten 12 und 13, bundesweite Demo 
gegen Gentechnik: „Ein breites Bündnis an der 
Basis ist da", kommentiert Anneliese Schmeh 
von der AbL Baden-Württemberg. Seite 14

Bewegung

Oberlandesgericht bestätigt 
Nachbaugegner
Auskunft über Nachbau nur, wenn Saatgutkauf 
einer bestimmten Sorte nachgewiesen werden 
kann, der Bauernverband entdeckt nun plötz­
lich den Datenschutz. Seiten 2 und 5

Regionalität stärken
Die französische Bauernbewegung CP fordert 
Aufnahme der Ernährungssouveränität in die 
EU-Verfassung Seite 4. Erstes bundesweites 
Vernetzungstreffen von „Tag der Regionen" 
zur Stärkung der Regionalbewegung 
Seite 15. 1

Topps und Flopps
Durchbruch für Bioenergie mit EEG-Novelle 
Seite 11, Weidehalter benachteiligt durch neue 
DüngeVO Seite 10, Kleinvoliere als trojanischer 
Käfig Seite 11.

Reduzieren statt vernichten
Am Ende des Milchjahres organisiert der Bau­
ernverband nun Proteste - statt über Mengen­
reduzierung zu diskutieren. Seite 3

Weitere Themen:
Entkopplung in der EU Seite 6, 450 Milchscha­
fe Seite 16, Interview mit Hofübergebern und - 
nehmern Seite 17, Mediation Seite 18, und 
vieles mehr
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J-rin weiterer Erfolg für die Nachbaugegner: 
Das Nachbau-UrteU des Bundesgerichtshofes vom 13.11.2001, 
das Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom 10.4.2003 und 

nun das Urteil des Oberlandesgerichts Frankfurt a.M. vom 
29.3.2004* ... Diese Gerichtsentscheidungen müssen wie 

Ohrfeigen für diejenigen wirken, die noch vor kurzer Zeit die 
Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugebühren und 

Nachbaugesetze (IGN) als kleines Häufchen Unverbesserlicher
abgetan haben.

Wenn nun der Deutsche Bauernverband nach fünf Jahren bun­
desweiter Auseinandersetzungen das Datenschutzrecht entdeckt 

und den Europäischen Gerichtshof kritisiert, weil dieser die 
Züchter auf die Abwicklung der Nachbaufrage beim Z-Saatgut-

verkauf verweist, dann müssen die­
sem mächtigen Verband Fragen ge­
stellt werden: Warum hat er es zu­

gelassen, dass jede Bäuerin und je­
der Bauer nur aufgrund seines Be­

rufes verpflichtet werden sollte, un­
zähligen Sortenschutzinhabem 

Auskunft geben zu müssen, und 
warum bedurfte es der IGN, um 

diese rechtswidrige Praxis von den 
höchsten Gerichten in Deutschland 

und Europa zu unterbinden? Wa­
rum hat er seinen Mitgliedern die 

Unterzeichnung eines Abkommens empfohlen, dass jetzt der 
Züchterseite als Grundlage für umfangreiche Kontrollen dienen 

soll? Was muss eigentlich noch passieren, dass sich Züchter und 
Bauernverband besinnen und mit der Politik und der IGN prak­

tikable Lösungen entwickeln? Statt die obersten Gerichte mit 
immer neuen Verfahren zu überfluten und diesen die Arbeit zu

überlassen, wären es genau 
diese Gruppen, die ihre Auf­

gaben wahrzunehmen hätten. 
Nun könnte ich mich als An­
walt bei den Züchtern für die 

reichhaltige Arbeitsbeschaf­
fung bedanken. Nein, daran 

liegt mir nicht. Viel zu sehr wächst man mit den grundsätzlichen 
Fragen zusammen. Längst betrachtet man nicht nur die juristi­

schen Aspekte, sondern auch die, die hinter der Nachbauproble- 
matik stehen: Der Versuch, die Rechte an Lebewesen auf nach­

folgende Generationen auszudehnen; die beabsichtigte vollstän­
dige Abhängigkeit der Landwirtschaft von der Industrie; die 

Steuerung der Ernährung vom Ackerbau bis zum Tellerrand ... 
Viel steht auf dem Spiel und der Entwurf des neuen Gentechnik­

gesetzes offenbart neue Dimensionen tatsächlicher und juristi­
scher Natur. Es wird viel Energie und Ausdauer bedürfen, um 

eine gentechnikfreie Landwirtschaft auf Dauer sichern zu kön­
nen. Bereits jetzt wird erkennbar, dass es wieder in erster Linie 
die Bäuerinnen und Bauern sein werden, die auch in gerichtli­

chen Auseinandersetzungen für elementare Grundfragen streiten 
müssen. Insoweit haben die Nachbauprozesse auch einen positi­

ven Effekt: Die Prozesse verdeutlichen, dass es Menschen gibt, 
die Dinge hinterfragen und die für eine gute Zukunft kämpfen 
wollen. Jede neue Drohbriefwelle der STV rüttelt auf. Täglich 
finden sich mehr, die für die gemeinsame Sache streiten. Das 

gibt Kraft für die nächsten Runden, die es mit Sicherheit 
geben wird. Alle Kraft voraus! 

Matthias Miersch, Anwalt der Interessengemeinschaft gegen die 
Nachbaugebühren und Nachbaugesetze (IGN) 

*zum Urteil des Oberlandesgerichts siehe auch Seite 5

K o m m e n t a r

Alle Kraft 
voraus!

Kleinvoliere - was ist das?
Auf der Agrarministerkonferenz in Osnabrück Ende März haben Bund und 

Länder einen Kompromiss im Legehennenstreit gefunden. „Kleinvoliere" heißt 
die Lösung -  wie sie aussieht, muss erst noch festgelegt werden.

U ngewöhnlich einhellig zeigten sich 
alle Beteiligten zufrieden mit dem 

Kompromiss: Mit der Kleinvoliere solle 
ein Haltungsverfahren entwickelt werden, 
das über die ausgestalteten Käfige hinaus­
geht und Erfordernissen des Tierschutzes 
genauso gerecht wird, wie wirtschaftli­
chen Anforderungen der Eierproduzen­
ten. Mecklenburg-Vorpommerns Minis­
terpräsident Till Backhaus schwärmte gar 
vom „Hühnerfrieden von Osnabrück“ und 
Bundesministerin Renate Künast wertete 
den Beschluss als „Neuänfang nach jahre­
langen Auseinandersetzungen um die Kä­
fighaltung“. Man mag sich wundem, wa­
rum die Fronten im Legehennenstreit so 
plötzlich verschwunden sind. Noch im 
Dezember 2003 hatten einige Bundeslän­
der, darunter Mecklenburg-Vorpommern 
und Niedersachsen, wo sich die größten 
Legebatterien befinden, darauf gedrängt, 
das Käfighaltungsverbot zu verschieben. 
Ab 2007 dürfen in Deutschland keine 
Hühner mehr in Käfigen gehalten werden, 
fünf Jahre früher als in der restlichen EU. 
Sie hatten verlangt, in der Übergangszeit 
den „ausgestalteten Käfig“ zuzulassen -  
und damit zunächst an der Käfighaltung 
festzuhalten. Renate Künast hatte dies ab­
geschmettert und damit eine neue Lege­
hennenverordnung erst mal platzen las­
sen. Mit dem Kompromiss „Kleinvoliere“ 
ist es beiden Parteien gelungen, politisch 
ihr Gesicht zu wahren. „Der Begriff ist ja 
in keiner Weise definiert“, sagt Dr. Ute 
Knierim, Professorin für Nutztierhaltung 
an der Universität Kassel. Denn die Einen 
verstehen darunter einen etwas komfor­
tableren ausgestalteten Käfig und die An­
deren eine echte Voliere, das heißt eine 
Haltungsform, in der die Hühner herum­
fliegen, im Sand baden und Futter und 
Wfosser erhöht aufnehmen können. Und 
beide stützen sich auf die Ergebnisse eines 
Modellvorhabens der Forschungsanstalt 
für Landwirtschaft (FAL). Die FAL war 
vom Bundesministerium beauftragt wor­
den, zu untersuchen, ob in ausgestalteten 
Käfigen eine artgerechte Hühnerhaltung 
möglich ist. Artgerecht wiederum wird in 
dem Fall vom Bundesverfassungsgericht 
definiert: Es hatte 1999 geurteilt, dass die 
derzeitige Legehennenverordnüng und 
damit die Käfighaltung nicht mit dem Tier­
schutzgesetz zu vereinbaren ist, und hat 
Mindestanforderungen an Hühnerhal­
tungssystemeformuliert. Die FAL kam zu 
dem Schluss, dass ausgestaltete Käfige 
„nicht in allen Aspekten ausreichen, um 
eine verhaltensgerechte Haltung der Lege­
hennen zu gewährleisten.“ Sie schlug Ver­
besserungen vor, zum Beispiel mehr Raum

pro Henne, größere Einstreubereiche und 
Nester. Wieviel mehr an artgerechter Hal­
tung also in der „Kleinvoliere“ im Gegen­
satz zum „ausgestalteten Käfig“ verwirk­
licht werden soll oder muss, ist derzeit 
noch völlig offen.

Konflikt kommt wieder auf den 
Tisch
Tierschutzverbände und BUND haben die 
Reibungspunkte schon benannt. Eine art­
gerechte Haltung sei in Kleinvolieren so 
wenig zu machen wie in ausgestalteten 
Käfigen und wenn die Kleinvoliere wirk­
lich den Namen Voliere verdiene, sei sie 
ökonomisch nicht mehr rentabel. Bis zum 
Sommer soll die „Kleinvoliere“ mit Inhalt 
gefüllt werden, im Herbst steht die nächs­
te Agrarministerkonferenz an. Ute Knie­
rim kann sich einen endgültigen Kompro­
miss nur schwer vorstellen, zu unter­
schiedlich sind die Positionen. Außerdem 
verweist sie auf Forschungsergebnisse aus 
Großbritannien, die belegen, dass sich die 
Eier von Hühnern schon in ausgestalteten 
Käfigen so verteuern, dass es für die Eipro- 
dukteherstellung (Eimasse, z.B. für Fer­
tigprodukte) billiger wird, Käfigeier aus 
den USA, Asien und Südamerika zu im­
portieren. Ein Wettbewerbsnachteil für die 
europäischen Länder bestehe spätestens 
ab 2012 also sowieso. Eine Chance sieht 
die Wissenschaftlerin in einer „Rückkehr 
der Hühnerhaltung in bäuerliche Hand“ -  
in der Größenordnung 500 bis 3.000 Tiere 
seien Legehennen als Einkommensquelle 
durchaus interessant. Bloß, das muss poli­
tisch gewollt sein. eda

So dürfen deutsche Hühner ab 2007 nicht mehr 
gehalten werden. Wie dann, ist noch offen.
Foto: Archiv ,
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„Eigentlich müssten wir gegen uns selber demonstrieren“
Zum Ende des Milchjahres sind die Milchbauern aufgestanden -  in mehreren Bundesländern hat der Bauernverband zu Demonstrationen 

vor den großen Handelsketten aufgerufen, in Bayern haben einige „gestreikt".

A n vielen Orten haben im März und 
April Milchbauem vor Zentralen 

von Aldi, Lidl & Co. gegen die niedri­
gen Milchpreise protestiert, zu denen 
sie nicht existieren können. Ihre Unzu­
friedenheit war immer dieselbe: die 
Bauern bekommen heute im Schnitt 27 
Cent für das Kilo Milch, während die 
Erzeugungskosten bei 30 bis 32 Cent 
liegen. Aktueller Anlass für die De­
monstrationen waren die laufenden 
Jahrespreisverhandlungen zwischen 
den Molkereien und den Handelskon- 
zemen.

„Aldi Nord verantwortungslos"
Ende März liefen 1.000 Bauern vor der 
Konzern-Zentrale von Aldi Nord in Es­
sen auf. Bereits in der Woche zuvor 
hatten 400 Bauern vor der Metro-Zen­
trale in Düsseldorf protestiert. Die 
Aldi-Geschäftsführung zeigte sich ge­
sprächsbereit, lud einige der streiken­
den Bauemvertreter ein und zeigte 
„volles Verständnis“ für deren Proble­
me. Doch leider sei der Handel die fal­
sche Adresse für die Proteste, so Ge­
schäftsführer Manfred Hartelt. Ange­
bot und Nachfrage bestimmten den 
Preis, erklärte er ihnen, und ein Han­
delsunternehmen könne Angebote, die 
unter denen der bisherigen Kontrakte 
liegen, unmöglich ignorieren. Die Bau­
ern sollten lieber das Geschäftsgebaren 
der Molkerein anprangem, in deren 
Genossenschaften sie ja selber organi­
siert seien.

So holte der Westfälisch-Lippische 
Landwirtschaftverband auch gleich 
zum Schlag gegen die Molkereien aus, 
indem er sich eine schon lange unge­
liebte „Genossin“ heraussuchte. Er kri­
tisierte insbesondere die Auszahlungs­
praxis der Molkereigenossenschaft 
Campina (u.a. Marke „Tuffi“), die an 
ihre „Tuffi“-Lieferanten im Februar nur 
noch 23,2 Cent je kg auszahlte (siehe 
BS 4/2004). Der WLV-Präsident Möl­
lers wurde zu einem Gespräch eingela­
den, doch das Gespräch wurde von der 
Campina-Geschäftsführung bald für 
beendet erklärt, die Bauern nach Hau­
se geschickt. Prompt wurde eine Wo­
che später ein Spitzengespräch zwi­
schen Campina-Hauptgeschäftsführer 
Justinus Sanders und DBV-Präsident 
Gerd Sonnleitner einberufen. Dabei 
soll es etwas friedlicher zugegangen 
sein. In ein^r „lebhaften, konstrukti­
ven Diskussion“ sei vor allem das ver­
heerende Vorgehen der EU-Milchpoli- 
tik erörtert worden, verlautete aus dem 
Bauernverband.

Streikbeteiligung unterschiedlich
Der Bayerische Bauernverband (BBV) 
hat zum dreitägigen Lieferboykott am 
Ende des Quotenjahres vom 29. bis 31. 
März aufgerufen, um gegen das „ruinö­
se Preisdumping der großen Lebens­
mittelketten“ zu protestieren. Rund
30.000 Bauern haben daran teilgenom­
men, so der BBV. Im Süden des Bun­
deslandes betrug die Streikbeteiligung 
etwa 70 Prozent, schätzten die Milch-

^ .................... ...

Ein Bauer im Allgäu düngt während des Milchstreiks einen Acker mit seiner Milch und setzt damit 
ein Zeichen: „Die Milch ist als Dünger effizienter eingesetzt, als wenn sie an einen Lebensmitteldis­
counter verramscht wird." Foto: Memminger Zeitung

erzeugergemeinschaften. Im Norden 
seien es aber wesentlich weniger gewe­
sen. Der Streik habe Wirkung gezeigt, 
resümierte der BBV, manche Käsereien 
hätten die Produktion eingestellt, um 
anderen Molkereien auszuhelfen. Die 
Memminger Zeitung titelte dagegen 
„In Läden wurde Milch nicht knapp“ 
und berichtete, dass die Staatliche 
Molkerei Weihenstephan Lieferausfäl­
le zwischen 24 und 33 Prozent an den 
beiden ersten lägen durch Ankäufe aus 
Österreich ausgeglichen habe. Hans 
Geisenberger, AbL-Bauer aus Bayern, 
hat nicht mitgestreikt. „Es ist der völlig

Politik: Konzepte von den Verbänden nötig
N achdem man im Bundeslandwirt- 

schaftsministerium zunächst das 
EU-Recht als Hemmschuh für nationa­
le Quotenkürzungen genannt hatte, 
kommt jetzt doch Bewegung auf. Auf 
der Agrarministerkonferenz in Osna­
brück bezeichnete Renate Künast eine 
vollständige* Aussetzung der Saldie­
rung für Überlieferungen auf allen Ebe­
nen als einen Weg, die Milchmenge zu 
reduzieren und zugleich ausreichend 
finanzielle Mittel zur Förderung der 
Milchwirtschaft zu mobilisieren. Sie 

, legte ein Optionenpapier „für eine ver­
stärkte Produktdisziplin auf dem 
Milchmarkt“ vor. Folgende Maßnah­
men auf nationaler Ebene denkt man 
im Ministerium an:
-  Ausschluss der nationalen Reserve 
auS\ der Saldierung (bedeutet etwa

minus 0,25 % Menge)
-  Aussetzung der Bundessaldierung 
und/oder der Molkereisaldierung
-  Einführung eines einzelbetriebli­
chen Korridors zur Saldierung (z. B. 5 
oder 10 % der Betriebsquote darf als 
Überlieferung in die Saldierung auf 
Molkereiebene eingebracht werden). 
Zusätzliche Mittel, die durch Saldie­
rungseinschränkungen in die Haus­
haltskassen fließen, müssen zwar nicht 
an die EU bezahlt, aber nach EU-Vor- 
schriften verteilt werden. Mit ihnen 
könnte man:
-  Milchrentenprogramme finanzieren,
d.h. Quoten aus dem Markt kaufen; 
hierbei hat das Ministerium das Pro­
blem, dass es mit seinem Quotenpreis 
die Börse beeinflussen würde,
-  Betriebe fördern, die bestimmte

(ebenfalls von der EU festgelegte) Kri­
terien erfüllen, z. B. Bergbauem oder 
extensive Haltung,
-  Erzeuger unterstützen, die sich in ei­
ner „außergewöhnlichen Lage“ befin­
den (was noch genauer definiert 
werden müsste).
Das Ministerium wies darauf hin, dass 
für diese Maßnahmen eine Änderung 
der nationalen Milchabgabenverord- 
nung nötig sei, die schnellstmöglich 
mit der Kommission besprochen wer­
den müsste. Im Klartext: landwirt­
schaftlicher Berufstand und die Mol­
kereiwirtschaft sollen sich einver­
nehmlich auf gemeinsame Konzepte 
verständigen. Womit der Ball wieder im 
Feld der Wirtschaft wäre. Künast hat 
die Verbände um Stellungnahme gebe­
ten. eda

falsche Zeitpunkt, drei Tage vor dem 
Ende des Milchwirtschaftsjahres zu 
streiken“, begründete der Bauer. Er kri­
tisierte, dass die Bauern, die ihre Quote 
sowieso überliefern und von einer ho­
hen Superabgabe bedroht seien, sich 
mit dem Streik bares Geld sparen 
könnten. Stefan Mann von der Interes- 
sensgemeinschaft für bessere Milch- 
auszahlungspreise in Hessen übte 
noch schärfere Kritik: Mit dem regio­
nal begrenzten Streik habe sich der 
Milchpreis kein bisschen verändert 
und so etwas schrecke die Bauern eher 
von weiteren Streiks ab als sie zu ani­
mieren. Und auch nicht jeder im BBV 
war überzeugt vom Streik zum Ende 
des Milchjahres. So räumte Helmut 
Mader, Geschäftsführer des BBV im 
Oberallgäu, gegenüber der Memmin­
ger Zeitung ein, dass die Vermeidung 
von Strafabgaben beim Zeitpunkt eine 
Rolle gespielt hätten, um eine hohe Be­
teiligung zu erreichen.

Übermengen sind schuld
„Eigentlich müssten wir gegen uns 
selbst demonstrieren, weil wir mehr 
Milch erzeugen als nachgefragt wird“, 
zitiert der Emährungsdienst einen 
bayerischen Landwirt und dieser 
bringt das Problem auf den Punkt. Viel­
leicht sollte sich der DBV etwas weni­
ger auf das Feinbild Discounter und auf 
Forderungen an die Politik konzentrie­
ren und sich statt dessen Gedanken 
machen, wie seine Klientel wirksam 
Milchmenge vom Markt nehmen kann, 
um mehr Macht zu erlangen. eda

\
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Weltweit Bauernproteste am 17. April
Am Jahrestag des Massakers von Carajäs in Brasilien, bei dem 19 Land­

lose getötet wurden, standen Bauern in der ganzen Welt für ihre Rechte 
auf. Die internationale Kleinbauernorganisation Via Campesina und die 
Nichtregierungsorganisation FIAN richteten in diesem Jahr den Schwer­
punkt des Protestes gegen die Weltbank: Sie befürworte eine Politik, die 
das Land in den Händen weniger konzentriere, verwandelte Land in eine 

Ware und propagiere die Liberalisierung der Märkte auf Kosten der 
bäuerlichen Landwirtschaft. Zudem billige die Weltbank die massive und 

systematische Verletzung der Menschenrechte von Bäuerinnen und 
Bauern. Via Campesina, FIAN und andere Organisationen veranstalteten 
Aktionen in 26 Ländern. Sozialbewegungen aus Bolivien, Ecuador, Peru, 

Kolumbien und Venezuela organisierten die ersten „Andentage" zum 
Protest gegen die geplante gesamtamerikanische Freihandelszone FTAA, 
in Indonesien wurde ein nationales Seminar über die Auswirkungen der 

Weltbankpolitik auf die Landrefprm durchgeführt und vor dem Welt- 
bank-Büro in Jakarta demonstriert, in den spanischen Provinzen Asturien 
und Baskenland gab es Aktionen gegen den Anbau von genveränderten 
Pflanzen.... In Deutschland hat FIAN in Berlin einen „Marsch der Landlo­

sen" vor den Berliner Reichstag organisiert und damit den 
brasilianischen Präsidenten Lula da Silva aufgefordert, seine Pläne zu 

Landreformen umzusetzen (siehe auch BS 4/2004). eda

CP tagte im Europaparlament
Die französische Bauernorganisation will das Recht auf Ernährungssouveränität 

in der Verfassung der Europäischen Union verankern.

S ä

Bove verabschiedet
Eindeutiger Star der Presse auf der CP- 

Tagung in Straßburg war Jose Bov ,̂ dessen 
Amtszeit als Sprecher der CP an diesem Tag 

zu Ende ging. Doch der sah das anders:
„Die erfolgreiche Arbeit der Confederation 
paysanne ist nur möglich durch das Enga­

gement vieler!" rief er alle ehemaligen 
Sprecher der CP nach vorne und unter dem 
Applaus der Anwesenden reihte er sich ein.
Meinung eines französischen Bauern: „Moi,

je suis un producteur de lait, mais Jose Foto: Bahrmann 
Bove, il est aussi uh producteur d ' idees." (Ich bin Milchproduzent, aber 
Jose Bove ist auch Produzent von Ideen)... und setzt diese auch um, wie 
die CP-Tagung im Europaparlament oder die Großveranstaltung auf dem 

Larzac mit 300 000 Leuten (die Bauernstimme berichtete), pm

Neue Milch-Agrarfabriken?
Trotz der negativen Rentabilität vieler ostdeutscher Milchkuh-Großanla- 

gen gibt es neue Anläufe zum Bau solcher Agrarfabriken: In Kaarßen bei 
Neuhaus an der Elbe will der holländische Unternehmer Straathoff 

3.300 Kühe aufstallen und auf Maisbasis Biogas erzeugen (die Bauem­
stimme berichtete). Dagegen und gegen eine weitere Milchvieh­

Agrarfabrik gibt es aber Proteste: In Mecklenburg wehrt sich eine 
Bürgerinitiative gegen den „Koloss von Altenhagen". Der Investor, die 

Milchgesellschaft Stotz Kröpelin, will neben ihren bisherigen Großanla­
gen eine weitere für 2.200 Milchkühe, 1.500 Jungrinder und 700 Kälber 

bauen. Die Bürger befürchten eine Belastung der Umwelt durch diese 
Massentierhaltung und ihre Gülle. Der Eigentümer, der Lohnunterneh­

mer Stotz aus Handewitt, betreibt bereits in Weißrußland ähnliche
Anlagen, en

Schweinemäster erzwingen Mindestpreis
Mit massiven Protesten und der Androhung von Lieferstopps und 

Blockaden haben tschechische Schweinehalter den geforderten Mindest­
preis von 92 Cent je kg Lebensgewicht durchgesetzt, nachdem zuvor der 
Preis bis auf 78 Cent gesunken war. Die neugegründete Absatzorganisa­

tion der Erzeuger, Centroodbyt, vertritt mittlerweile die Interessen von
40 %  der tschechischen Schweinemäster. EDi

Demonstration gegen Agrarfabrik
Zu einer Demonstration „W ir sagen Nein zu 85 000 Schweinen in Hass­
leben" lädt die Bürgerinitiative „Kontra Industrieschwein" ein, und zwar 

für Samstag, den 8 Mai, um 15 Uhr nach Kuhz. Auf der ehemaligen 
DDR-Anlage Hassleben des „Kombinats Industrielle Mast" will der 

niederländische Agrarindustrielle van Gennip - zusätzlich zu seinen 
bisherigen sieben Agrarfabriken - 6.400 Sauen und 52.000 Mast­

schweine aufstallen, pm

E s war schon eine kleine Sensation, 
dass es der Confederation paysanne 

(CP) gelungen war, ihre jährliche General­
versammlung im Europaparlament in 
Straßburg abzuhalten. Zwar war das hohe 
Haus vorher durchaus schon für neutrale 
Zwecke zur Verfügung gestellt worden. 
Niemals jedoch war eine Interessenvertre­
tung dort zu Gast, noch dazu eine, die sich 
auf die Fahnen geschrieben hat, die EU- 
Agrarpolitik grundsätzlich zu verändern! 
Europäisch war denn auch das Tagungs­
thema: die Verfassung der EU, die als Ent­
wurf vorliegt und demnächst verabschie­
det werden soll. Für die Berücksichtigung 
der Emährungssouveränität in der Verfas-

Ernähru ngssouveränität:
be.zeit.hnet d<r. Rccht one- Bevölkerung, 
eines Landes oder einer St-iatengemein- 
« helft ihre Lrnahiungs u d 
Landwirtschaftspolitik seihst /u bestimmen 
untei Verzirht <iuf Dumpirgprdkuken 
gegenüber Drittländern 
Frste Priorität hat die lokale Produktion zur 
Ernährung der Bevölkerung Der Zugang /u 
Land, Wasser, Saatgut unn Kredite für 
Bauern muß gesichert s«ir 
V » Campesina hat das Konzept der Ernäh- 
rungssuuvwdnitit erslmots auf dem Welt 
ernährungsgipfel 1996 vorqestelll als Ant 
wort auf die neo liberale Politik, die als 
Priontäl nicht auf die Ernährung der Bevol 
kerung, Mindern den internationalen 
Handel setzt.

sung hatte sich die CP der Unterstützung 
weiterer Mitstreiter versichert. So waren 
zahlreiche Vertreter europäischer Bauem- 
organisationen gekommen: neben Spa­
nien, Portugal, Belgien, Österreich, Grie­
chenland und Deutschland auch Organi­
sationen aus den EU-Beitrittsländem Un­
garn und Malta und sogar Vertreter aus 
der Türkei und Mali.
Ibrahim Coulibaly aus Mali berichtete von 
den negativen Auswirkungen der EU- 
Agrarpolitik auf die ländlichen Räume sei­
nes Heimatlandes. Die unwürdigen Ar­
beitsbedingungen der Landarbeiter in An­

dalusien, darunter viele Immigranten, 
schilderte Diego Canamero, Generalse­
kretär der Landarbeitergewerkschaft 
(SOC). Repressionen gegen seine. Ge­
werkschaft seien nichts Ungewöhnliches. 
Für die Organisation eines Streiks wäh­
rend der Pfirsichemte riskiert Canamero 
selbst eine 5-jährige Gefängnisstrafe.
Die Solidarität der CP erschöpfte sich 
nicht in warmen Worten. Die Erdbeeren 
vom nachfolgenden Mittagessen, eindeu­
tig nicht saisonal und daher mit höchster 
Wahrscheinlichkeit in Andalusien unter 
den beklagten Umständen geerntet, wur­
den nicht gegessen, sondern eingesam­
melt: Demonstrationsobjekt der Solidari­
tät mit der SOC und Mittelpunkt einer 
kleinen spontanen Kundgebung im Parla­
ment.
Der Entwurf der EU-Verfassung mit sei­
nem rein produktionsorientierten Ansatz 
aus der Anfangszeit der EU-Agrarpolitik 
wurde stark kritisiert. Die CP setzt dage­
gen auf eine Verankerung der Emährungs­
souveränität als Teil der gemeinsamen 
Agrarpolitik sowie auf das Verbot von 
Gentechnik und fordert alle europäischen 
Organisationen auf, bei Politikern, insbe­
sondere den Regierungschefs, für eine Än­
derung des Verfassungsentwurfs zu inter­
venieren. Die EU-Verfassung dürfe nicht 
Sache der Politiker bleiben, sondern müs­
se von weiten Kreisen der Bevölkerung 
diskutiert werden, ggf. mit einer Volksab­
stimmung. Das Demokratiedefizit in der 
EU wurde auch an anderer Stelle scharf 
gerügt: Wenn Politiker nicht die Interes­
sen und Grundrechte der Bevölkerung 
vertreten und Gentechnik zulassen, wird 
Recht zu Unrecht. Die CP werde das nicht 
tatenlos hinnehmen, kündigte ihr Spre­
cher Jose Bove an, die Zerstörung von 
Gentec-Feldem sei unter diesen Umstän­
den ein legitimer Akt. Zahlreiche Kameras 
klickten, mehrere Fernsehsender, Rund­
funk und Presse berichteten von der Jah­
reshauptversammlung der CP.

Sibylle Bahrmann, 
für die AbL in Straßburg

Die französische CP tagte im Europaparlament in Straßburg. Foto: Bahrmann
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Bauernverband bedauert Bauernerfolg
OLG Frankfurt lehnt pauschale Nachbauauskunft ab -  Interessengemeinschaft erfolgreich

D:»ie | Richter waren eindeutig und 
schnell. Noch am Tag der Verhand­

lung am 29. März entschied das Oberlan­
desgericht in Frankfurt, dass Bäuerinnen 
und Bauern nur dann zur Auskunft in Sa­
chen Nachbau gegenüber den Pflanzen- 
züchtem verpflichtet sind, wenn die­
se Anhaltspunkte für den Nachbau 
bestimmter Sorten vorlegen können. 
Damit urteilten die Richter im Fall 
des Bauern Christian Schulin genau 
so, wie es ihnen der Europäische Ge­
richtshof (EuGH) empfohlen hatte. 
Zusätzlich ging es in Frankfurt dar­
um, das Luxemburger Urteil zu in­
terpretieren, also jene .Anhalts­
punkte für den Nachbau“ mit Inhalt 
zu füllen. Das Gericht legte die An­
haltspunkte ebenso streng aus wie 
die Interessengemeinschaft gegen 
die Nachbaugebühren und Nach- 
baugesetze und ihre Anwälte: Kann 
die Saatgut-Treuhandverwaltungs 
GmbH (STV) den Saatgutkauf einer 
bestimmten Sorte nachweisen, ist 
der jeweilige Sortenschutzinhaber 
ermächtigt, sich nach der eventuel­
len Verwendung dieser Sorte als 
Nachbausaatgut in der nachfolgen­
den Vegetationsperiode zu erkundi­
gen. Die STV hingegen hatte ver­
sucht, durchzusetzen, dass sie nur 
den Nachweis erbringen muss, dass 
eine Bäuerin oder ein Bauer irgend­
wann einmal zertifiziertes Saatgut 
gekauft hat, um für alle geschützten 
Sorten zu jedem beliebigen Verwen­
dungszeitpunkt Auskunft verlangen 
zu können.

Niederlage kaschieren
Auch die Pflanzenzüchter waren eindeu­
tig und schnell. Nach der OLG-Entschei- 
dung bekamen die beklagten Bauern, die 
im Zuge der Verhandlung den Nachbau 
einzelner Sorten nach der Vorlage entspre­

chender Anhaltspunkte zugegeben hat­
ten, kurze Zeit später Schadensersatzfor­
derungen wegen „verhehltem“ Nachbau 
ins Haus. Zudem ließ der Bundesverband 
deutscher Pflanzenzüchter (BDP) folgen­
des verlauten: „Die richterliche Entschei-

Das OLG Frankfurt hat im Fall Christian Schulin (links) das Urteil 
des EuGH bestätigt: Bauern müssen nur dann Auskunft über den 
Nachbau geben, wenn die Pflanzenzüchter Anhaltspunkte für 
den Nachbau bestimmter Sorten vorlegen können. Cord Pralle 
(rechts) war mit Unterstützung der 1GN vor dem Bundesgerichts­
hof erfolgreich. Ein Grund zum Feiern! Foto: Schimpf

dung wird unter Umständen eine erweiter­
te Auskunftspflicht an anderer Stelle mit 
sich bringen. Um dem Erfordernis der 
Darlegung von Anhaltspunkten Rech­
nung tragen zu können, wurde der Saat- 
gut-Treuhandverwaltungs GmbH (STV) -  
wie auch schon zuvor vom EuGH -  nahe 
gelegt, sich Daten über den Erwerb von Z-

Einschüchtem und Ausforschen
P ünktlich zu Ostern und damit vieler­

orts auch pünktlich zur Frühjahrsbe­
stellung, ließ die Saatgut-Treuhandver­
waltungs GmbH (STV) mal wieder mas­
senhaft von sich hören. Die Tatsache be­
wusst ignorierend, dass auch das Urteil 
des Oberlandesgerichts in Frankfurt 
noch druckfrisch den pauschalen Aus- 
kunftsanspruch der Pflanzenzüchter ab­
gelehnt hat, will die STV genau den er­
neut per Bluff-Drohkulisse für sich mani­
festieren. Es gilt für sie, Fakten zu schaf­

fen, denn wer sich einmal hat einschüch- 
tem  lassen und auf ein Schreiben der 
STV falsch reagiert, der gibt unter Um­
ständen Informationen preis, die nicht 
hätten offenbart werden müssen, nun 
aber auch nicht wieder zurückzuholen 
sind. Wer sich der STV mit ihrer Taktik 
„Einschüchtem und Ausforschen“ wi­
dersetzen will, sollte schleunigst Kontakt 
zur Interessengemeinschaft gegen die 
Nachbaugeetze und Nachbaugebühren 
aufnehmen! cs

Saatgut zu verschaffen. Künftig wird es 
daher gegebehenfalls notwendig sein, das 
Kauf verhalten der Landwirte über die Ver­
triebskanäle zu dokumentieren und mit 
Blick auf die Auskunftsansprüche offen zu 
legen. Das ursprüngliche Anliegen der 

, Prozessgegner, eine vermeintliche 
Ausforschung der Landwirte durch 
die STV zu verhindern, wird damit 
möglicherweise ins Gegenteil ver­
kehrt.“ Der Bauernverband stieß ins 
gleiche Horn: „Für den Deutschen 
Bauernverband (DBV) stellt das Ur­
teil des Frankfurter Oberlandesge­
richtes somit leider keine neue 
Rechtslage dar, sondern bedauerli­
cherweise eine Bestätigung der bis­
herigen Rechtsprechung zur Aus­
kunftspflicht. Der DBV wertet die 
Auffassung der Richter zur Aus­
kunftspflicht bei Kauf von Z-Saatgut 
als einen Eingriff in den Daten­
schutz.“ Dass die bisherige Rechts­
sprechung, deren Bestätigung der 
Bauernverband hier bedauert, ver­
hindert, dass Bäuerinnen und Bau­
ern von der STV umfassend zu ihren 
Ackerbaugepflogenheiten befragt 
werden dürfen -  was ein nicht minder 
großer Eingriff in den Datenschutz 
ist -  scheint dem Bauernverband ir­
gendwie entgangen zu sein. Sonst 
hätte er ja sicher schon in den vergan­
genen Jahren mit der Empörung rea­
giert, die er nun an den 1kg legt. 
Nicht vergessen werden in dieser De­
batte darf auch, dass die Gerichte die 
Auskunft beim Saatgutkauf lediglich 

als eine Möglichkeit in den Raum gestellt 
haben, wie die Pflanzenzüchter an die ent­
sprechenden Informationen kommen 
könnten. Das heißt noch lange nicht, dass
-  auch unter datenschutzrechtlichen Ge­
sichtspunkten -  dies dann die Variante der 
Wahl sein muss. Und wer weiß, ob sich die 
Landhändler überhaupt auf eine Weiterga­
be von Kundendaten einlassen. 
Offensichtlich wollen Bauernverband und 
Pflanzenzüchter mit der Diffamierung des 
Gegners ihre Niederlage kaschieren. Aus 
Sicht der Pflanzenzüchter mag das noch 
verständlich sein, der Bauernverband hin­
gegen verlässt damit erneut seine Mitglie­
der. Claudia Schievelbein

■
www.ig-nachbau.de
Auch im Irtprru't hat Jif- 
Inlpressi'ngnmcnbf M ! 
gt’qpn die NarMiriune- 
bühren und Nachbauge- 
•i't/o tli'i: Hunji'ivv 
band deutscher Pflan- 
zenzuchter oder dem 
Bauernverband nun et­
was Piitqryni/usi't/L'n 
Die IGN geht online, un-
t f 'l  W W W  l(] l . d l h b j l l  l k -

finden sich ab sofort die 
aktuellen Pressemittei­
lungen, Infos zu den 
Auseinandersetzungen 
um die Nachbaugebüh­
ren, Positionen der Inter­
essengemeinschaft und 
Artikel aus der Unabhän­
gigen ßiiut'rnitrnini 
Außerdem besteht die 
Möglichkeit, Kontakt 
aufzunehmen. Leider 
wirrt os norh einig- 
Wochen drfufir b i s  -Ji“ 
Seife c i u i h  ubi-r liu 
qanqiqen 
Suchrraorlnnnn 
qefundpn w-'rdrn kjnr 
Virl Spaß b*»irn Surfen1

http://www.ig-nachbau.de
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Wer entkoppelt wieviel? <
Die Mitgliedstaaten der EU müssen bis zum August einen Gesetzesentwurf vorlegen, wie sie die Reform

der EU-Agrarpolitik umsetzen werden

I H M

A m 26. Juni letzten Jahres wurde die 
Reform der Gemeinsamen Agrar­

politik der EU nach langem Ringen be­
schlossen, in den Mitgliedsstaaten 
wird nun über die nationale Umset­
zung diskutiert. Große Spielräume 
sind vor allem bei der Entkopplung vor­
handen: Voll- oder Teilentkopplung, 
Betriebsmodell mit historischer Refe­
renz oder regional einheitliche „Flä­
chenprämien“, die dann auch noch 
zwischen Grünland und Ackerland un­
terschiedlich hoch angesetzt werden 
können. Bis August müssen die Umset­
zungspläne bei der EU-Kommission 
eingereicht sein. In Ländern, die kei­
nen Plan vorlegen, tritt das Standard­
modell in Kraft, also die Betriebsprä­
mie mit historischer Referenz und vol­
ler Entkopplung. Weil alle Länder aber 
selbst entscheiden wollen, laufen die 
Planungen fast überall auf Hochtou­
ren. Dänemark, Frankreich, Öster­
reich, Irland und Großbritannien ha­
ben sich für ein Modell entschieden, in 
den anderen Ländern zeichnen sich be­
reits Tendenzen ab.

Bis 100 % entkoppeln
Nachdem in Irland noch im letzten 
Jahr während der Verhandlungen zur 
Agrarreform zunächst -die Stimmung 
ganz gegen die Entkopplung war, wird 
nun auf Basis der historischen Be­
triebsprämie voll entkoppelt. Zunächst 
hatte vor allem die fleischverarbeiten­

de Industrie eine weitgehende Ent­
kopplung der Schlachtprämien verhin­
dern wollen und die Meinung der Bau­
ernverbände bestimmt. Eine vom 
Agrarministerium in Auftrag gegebene 
Modellstudie ergab dann, dass eine 
komplette Entkopplung aller Direkt­
zahlungen zu den besten Ergebnissen 
für das Einkommen der Landwirte und 
auch für die Umwelt führen würde. Da­
raufhin waren die Bauern schnell um­
gestimmt, in Irland werden zum 
1.1.2005 alle Prämien entkoppelt, eine 
Betriebsprämie auf historischer Basis 
wird eingeführt.
Den Schritt, alle Prämien zu entkop­
peln, gehen sonst sehr wahrscheinlich 
noch Luxemburg und die Länder Groß­
britanniens; England, Wales, Schott­
land und Nordirland entscheiden auto­
nom über die Umsetzung der GAP-Re- 
form, wobei in England eine weitere 
Teilung in zwei bis drei Unterregionen 
diskutiert wird: In den benachteiligten 
Gebieten (teilweise Moorland) sollen 
die Flächenprämien deutlich niedriger 
(30-150 GBP im Jahr 2012) als in den 
übrigen Gebieten (220 GBP) angesetzt 
werden.

Frankreich: Möglichst koppeln
In Frankreich vertritt die Mehrheit der 
Verbände die Meinung, dass Entkopp­
lung der Wettbewerbsfähigkeit der 
französischen Landwirtschaft schade. 
Die Umsetzung der Agrarreform in

Frankreich wurde als „so wenig ent­
koppelt wie möglich“ angekündigt, die 
Mutterkuhprämie soll zu 100 Prozent 
gekoppelt bleiben, zudem werden Käl- 
berschlachtprämie (100 %), Rinder­
prämie (40 %) Mutterschafprämie 
(50 %) und die Ackerkulturen (25 %) 
teilweise gekoppelt bleiben. Die Zu­
weisung der Prämienrechte soll auf his­
torischer Basis erfolgen, die Umset­
zung der Beschlüsse erfolgt frühestens 
zum 1.1.2006, die Referenzwerte sol­
len den Landwirten bereits 2005 mitge­
teilt werden. In der verbleibenden Zeit 
sollen in Modellszenarien mögliche 
Auswirkungen der Reform auf die 
Landwirtschaft ermittelt werden- In 
Frankreich wird derzeit mit Unbeha­
gen der Handel mit Zahlungsansprü­
chen diskutiert. So will die Dachorga­
nisation der Landwirtschaftskammem 
APCA keine Übertragung von Zah­
lungsansprüchen ohne Bindung an 
gleichwertige Flächen, auch der Ver­
band der Junglandwirte (JA) lehnt die 
Handelbarkeit ab, da sie den Jungland­
wirten den Einstieg erschweren würde. 
Die Organisation der kleinen Bauern 
(CP, Jose Bove) argumentiert, ein flä­
chenunabhängig handelbarer Zah­
lungsanspruch sei den Steuerzahlern 
kaum zu rechtfertigen.
Ob und wie stark von der Möglichkeit 
Gebrauch gemacht wird, bis zu 10 Pro­
zent der Direktzahlungen aus einem 
oder mehreren Sektoren zu nehmen, 

um damit („na­
tional envelo- 
pe“) besonders 
umweit- oder 
qualitätsbezoge­
ne Wirtschafts­
weisen zu unter­
stützen, ist in 
vielen Ländern 
noch unklar; 
Umweltverbän­
de leisten hier 
starke Überzeu­
gungsarbeit.

Mitglit'dstd.H' Region Prämienmodell Gekoppelt bleiben folgende Prämien zu (x) % Datum der Umsetzung 
/ Beginn

Belgien/Flandern Kombimodell Kälber (?) 2005
Belgien/Wallonien histo risch Mutterkuh (100), Kälber (100) 2005, Milch 2006
Dänemark Kombimodell Rinder (25), Mutterschaf (50), Bullen (75) 2005
Deutschland Kombi. Übergang zu Regionalmod. bis 

2012
X 2005

Finnland Kombimodell­ Bullen (75), Mutterkuh- und Schlachtpr. (40), 
Mutterschafe (?), Ackerkulturen (?)

2005

F rankreich historisch Ackerkulturen (25), Mutterkuh (100), Kälber 
(100), Rinder (40), Mutterschafe (50)

2006

Griechenland historisch Bullen (25), Mutterschafe (50) 2006?
Irland historisch X 2005
Italien historisch Hartweizen (60), Rinder (60) 2006?, Milch 2007
Luxemburg Kombimodell (eher hist. Schwerpunkt) X? 2005
Niedefidticfe historisch Rinder (100), Kälber (100) 2005, Milch 2007
Österreich historisch Mutterkuh (100), Kälber (100) und Rinder

(40)
2005, Milch 2007

Portugal historisch Mutterkuh (100), Kälber (100), Rinder (40), 
Mutterschafe (50)

2005

Schweden Komlumodell Bullen (75), Mutterkühe^50), Milch (60) 2005, Milch 2007
Spanien historisch Mutterschafe (50), Durum (60) 2006
England Kombi, Übergang zu Regionalmod. bis 

701?
X? 2005

Wale* historisch X 2005
Schottland Kombi, hist. Schwerpunkt X 2005
Nordirland Kombimodell X 2005

Süd-Europa
Die Mittelmeer­
länder mit Oli­
venanbau haben 
den Beschluss 
des zweiten 
Agrarreformpa­
kets am 21. April 
abgewartet und 
daher noch keine 
Entscheidungen 
getroffen. Nach 
dem Agrarrats-

Frankreich scheut die Entkopplung - für dieses 
normannische Rind soll die Prämie zu 40.% ge­
koppelt bleiben. Foto: Erdmanski-Sasse

beschluss kann nun Olivenanbau bis 
zu 40 Prozent gekoppelt bleiben, 
Baumwolle bis zu 35 Prozent. Grie­
chenland, Italien und Spanien werden 
die Reform erst ab 2006 umsetzen, um 
nicht nach einer hastigen Umsetzung 
bis 2005 später nachbessem zu müs­
sen. Sowohl Griechenland, Spanien, 
Italien als auch Portugal neigen dem 
historischen Betriebsmodell zu und 
wollen einige Tierprämien teilweise ge­
koppelt lassen.

Neue EU-Mitglieder
Die neuen Beitrittsländer erhalten ihre 
Zahlungen auf dem Niveau von 25 Pro­
zent der alten Mitgliedsländer z u ­
nächst nach dem vereinfachten Flä- 
chenzahlungssystem (SAPS). Eine 
Aufstockung der Beihilfen aus nationa­
len Mitteln für Milchbauern, um den 
schlechteren Milchpreis in der EU aus­
zugleichen, .wird Slowenien durchfüh­
ren. Aufstockungen der Prämien sind 
zwar allen neuen Beitrittsländem mög­
lich, werden in anderen Ländern aber 
an fehlenden finanziellen Mitteln 
scheitern. Spätestens ab 2007 müssen 
sich auch die neuen Länder an die 
Agrarreform anpassen. Da ein Refer­
enzzeitraum fehlt, auf den sich ein his­
torisches Modell beziehen könnte, gibt 
es in den neuen Ländern eine Option, 
ähnlich dem SAPS weiter zu verfahren, 
sowie die Option der regionalen Flä­
chenprämie. Die Mehrheit der Länder 
tendiert zum Regionalmodell. 
„Mittlerweile zeichnet sich in allen 
Staaten grob ab, welches Modell umge­
setzt wird. Aber es ist noch viel Bewe­
gung möglich,“ so eine Information 
aus der Europäischen Kommission.

Antje Kölling
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Durchbruch für Bioenergien
Die Novelle des EEG bringt deutliche Verbesserungen für Biogas und den Einsatz 

nachwachsender Rohstoffe bei der Stromerzeugung

"1T  hrm alle mitspielen, ist Umweltminis- 
V V ter THttin der Minister gewesen, der 

am meisten für die Landwirtschaft getan 
hat“, zeigt sich Horst Seide, AbL-Bauer 
im Wendland und seit vielen Jahren Betrei­
ber einer Biogasanlage, von der anstehen­
den Novelle des Emeuerbare-Energien- 
Gesetzes (EEG) begeistert, schränkt aber 
gleich wieder ein, „um in den Strommarkt 
einsteigen zu können, müssen die Land­
wirte erst mal investieren, also müssen die 
Banken mitspielen.“ Zwischen 500.000 
und 700.000 Euro koste eine Biogasanla­
ge, so die Erfahrungswerte aus Nord­
deutschland. Bei der Vergärung Nach­
wachsender Rohstoffe gebe es auch noch 
technische Probleme, räumt Landwirt Sei­
de ein, aber die seien lösbar.

Nicht ganz so einfach!

Zudem sieht die Novelle des EEG einen 
Bonus für Nachwachsende Rohstoffe vor:
6 Cent je Kilowattstunde gibt es künftig 
für Anlagen bis 500 kW, 4 Cent für Anla­
gen bis 5 MW. Dass kleinere Anlagen mit 
einem höheren Preis entlohnt werden, zei­
ge, dass der von der AbL geforderte Staf­
felpreis in der Stromeinspeisung umge­
setzt worden ist, wenn man sich seitens 
der AbL sicherlich eine noch kleinere Staf­
fel gewünscht hätte, so Horst Seide. Auch 
die jährliche Degression der Vergütungs­
sätze von 1,5 Prozent sei zu schaffen, weil 
die Entwicklung der Technik nach Seides 
Einschätzung in Zukunft weitere Kosten­
einsparungen bringen wird.
In der Stromerzeugung sieht Horst Seide 
den Markt der Zukunft für die Landwirt­
schaft. Flächen stehen ausreichend zur 
Verfügung, dadurch dass z.B. die Roggen­
intervention wegbricht. Energieerzeu­
gung könne für die Landwirtschaft künftig 
eine Dimension erreichen wie bisher die 
Milcherzeugung, schätzt Seide.
Eine starke Entwicklung bei Biogas ver­
mutet der AbL-Landesvorsitzende Sepp 
Bichler aus Bayern künftig für Ost­
deutschland. Dort könnten bei reichlich 
verfügbarer Fläche für Nachwachsende

Der Ansatz des EEG ist in 
Ordnung.

Rohstoffe auch industrielle Großanlagen 
entstehen.
Um Biogasanlagen wirtschaftlich zu be­
treiben, ist es aus Bichlers Sicht sinnvoll, 
dass Bauern kooperieren. Bei den auf 20 
Jahre garantierten Einspeisepreisen durch

das EEG würden sich auch Kreise außer­
halb der Landwirtschaft nun für Energie 
aus Biomasse interessieren. Deshalb 
müssten die Landwirte nun schnell reagie­
ren und sich den Einkommenszweig als 
Energiewirt sichern. Denn wo sonst kön­
ne ein Landwirt heute noch mit einer kal­
kulierbaren Vergütung rechnen, betont

Biogas geht nun ans Netz. Foto: Erdmanski-Sasse

Bichler die Bedeutung des EEG, das Ver­
trauensschutz auch über einen möglichen 
Regierungswechsel hinaus garantiert. 
Und dabei handelt es sich nicht um eine 
Subventionierung, wie Bichler abschlie­
ßend betont. Denn zahlen tut der Strom­
kunde. Der Staat nimmt kein Geld in die 
Hand. So ist der Ansatz aus Bichlers Sicht 
in Ordnung.
Die Novelle des EEG tritt voraussichtlich 
am 1. Juni 2004 in Kraft, nachdem das 
nicht zustimmungspflichtige Gesetz noch 
den Bundesrat passiert hat. we

Novelle des EEG in Stichworten
Bioenergien
Neue Förderstufe für Anlagen bis 150 kW 
mit Grundvergütung von 11,5 Cent/kWh. 
Einführung eines Bonus für Nachwachsende 
Rohstoffe (6 Cent für Anlagen bis 500 kW,
4 Cent bis 5 MW Biogas, 2,5 Cent bis 5 MW 
Holzverbrennung, über 5 MW Bonus 
anteilig). 1

W indenerergie
Reduzierung der Förderung im Binnenland. 
Absenkung der Basisvergütung 
auf 5,5 Cent/kWh.
Erhöhung der Anreize für den Ersatz alter 
Anlagen durch neue, leistungsstärkere.

Kleine W asserkraft
Erhöhung der Grundvergütung für Neuanla­
gen und modernisierte Anlagen mit hohem 
ökologischen Niveau auf 9,67 Cent/kWh.

Fotovoltaik*
*Erhöhung der Vergütung bereits durch das 
Solarstrom-Vorschaltgesetz im Dezember
2003. Grundvergütung von 45, 7 Cent/kWh 
(Zuschlag 11,7 Cent für Anlagen bis 30 kW, 
8,9 Cent für Anlagen über 30 kW,
8,3 Cent für Anlagen über 100 kW).

Patentgesetz ohne Recht auf Nachbau
Auch beim jetzigen Entwurf für das Biopatentgesetz werden die Rechte 
von Bauern massiv beschnitten. Nach Plänen der Bundesregierung soll es 
bis zu Beginn der Sommerpause den Bundestag passieren. Sollten in 
einigen Jahren patentierte gentechnisch veränderte Nutztiere entwickelt 
sein, darf ein Bauer so ein Tier zwar halten, aber weder an den Schlacht­
hof oder an einen anderen Hof weiterkaufen, ohne gegen die engen 
Vorgaben möglicher Patentinhaber zu verstoßen. Eine landwirtschaftli­
che Nutzung von Geflügel, Rindern und Schweinen scheidet je nach 
genehmigtem Patentantrag damit aus. Das angebliche Landwirteprivileg 
besteht damit nur auf dem Papier. Ebensowenig wird das Verhältnis von 
Pflanzenschutz zu Sortenschutz ausreichend geklärt.
Die Umweltschutzorganisation Greenpeace gibt bekannt, dass schon 
heute die Agrochemie-Konzerne Bayer und BASF in Deutschland 50 
Prozent aller Patente beim Saatgut halten, und nur neun Prozent die 
traditionellen Züchter, ms

Reformpaket für Mittelmeerprodukte
Die EU-Agrarminister haben sich am 22. April auf Reformen bei Tabak, 
Olivenöl, Baumwolle und Hopfen geeinigt. Bis zu einem Kompromiss 
haben sie hart verhandelt: Vor allem beim Tabak und bei Baumwolle 
wollten die Mittelmeerländer ihre bisherigen Beihilfen behalten. Trotz­
dem werden jetzt die Anreize für den Anbau der sogenannten 
Mittelmeerprodukte gekappt. Ab 2006 werden nur noch 40 %  der 
Beihilfen für Olivenöl und 35 %  der Mittel für Baumwolle gekoppelt an 
die Produktion gezahlt. Der Rest wird entkoppelt, beim Öl können die 
Mitgliedsstaaten den Satz sogar noch erhöhen und bei Kleinerzeugern 
(unter 0,3 ha) wird ohnehin zu 100 %  entkoppelt. Die Entkopplung bei 
der Baumwolle verbessert Europas moralische Position bei den WTO- 
Verhandlungen, mehr als 65 %  waren allerdings nicht möglich, weil 
Griechenland und Spanien von der EU zugesichert ist, deren regionale 
Produktion zu unterstützen. Beim Tabak haben die Erzeugerländer am 
meisten gemauert - trotzdem werden ab 2010 alle Direktzahlungen 
entkoppelt. 50 %  davon erhalten die Erzeuger, der Rest geht in einen 
Umstrukturierungsfonds, zum Beispiel zur Förderung alternativer 
Erwerbsmöglichkeiten. Im BundeslandWirtschaftsministerium ist man 
zufrieden mit dieser Entscheidung und erwartet, dass vor allem kleine 
Erzeuger nach 2010 aus dem Tabakanbau aussteigen. Auch beim 
Hopfen war Deutschland erfolgreich: mindestens 75 %  der Beihilfen 
werden ab 2005 entkoppelt, der Rest kann an die Erzeuger direkt oder 
an Erzeugergemeinschaften ausgezahlt werden. Auch gerodete Flächen 
werden in die Berechnung der Referenzbeträge einbezogen, ebenfalls 
ein Anliecjen von Renate Künast, eda

19 Millionen Hühner töten
Drastische Maßnahmen ergreift die Regierung in Kanada jetzt gegen die 
Vogelgrippe. Zur Eindämmung der Seuche im kanadischen Bundesstaat 
Britisch Columbia sollen alle Vogeltiere von gewerblichen Geflügelbetrie­
ben im Fraser Valley, dem wichtigsten Produktionsstandort in Kanada, 
getötet werden - dort war die Seuche Ende Februar aufgetreten. Es 
geht um 19 Millionen Hühner, pm

Mehr Auflagen für Tiertransporte
Das Europaparlament hat strengere Auflagen für den Transport von 
Schlachttieren gefordert. Die Transportzeit solle grundsätzlich auf maxi­
mal neun Stunden eingeschränkt werden, Ausnahmen sollten nur 
möglich sein, wenn im Umkreis von 500 Kilometern vom Abfahrtsort 
nicht mindestens zwei Schlachthöfe zur Verfügung stehen. Die Forde­
rungen richten sich an die EU-Kommission, diese will mehrere 
Transportetappen von jeweils neun Stunden zulassen, zwischen denen 
es Rastpausen von jeweils 12 Stunden geben soll. Außerdem will das 
EU-Parlament bis zum Ende des Jahres Vorschläge zur Förderung kleiner, 
dezentraler und mobiler Schlachthöfe vorlegen, pm

EU fördert Vielfalt
Die EU-Kommission hat beschlossen, ein neues Gemeinschaftsprogramm 
zur Erhaltung und zur Nutzung der biologischen Vielfalt in der europäi­
schen Landwirtschaft zu fördern. Bereits im Herbst sollen 1,2 Mio. Euro 
für Projekte bereitstehen, bei denen vom Aussterben bedrohte Sorten 
und Rassen angebaut bzw. weitergezüchtet werden. Das Programm ist 
auf Initiative des Europäischen Parlaments entstanden und geht auf eine 
parlamentarische Initiative der Grünen zurück, pm
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Der Nordmilch gekündigt
Etwa 540 Milchbauem haben laut top agrar zum Jahresende 2005 bei 

der Nordmilch gekündigt, vor allem wegen des extrem niedrigen Milch­
preises von 26 Cent je kg. pm

Milchviehhalter im Norden organisieren sich
Den Bundesverband Deutscher Milchviehhalter (BDM) gibt es seit 1998. 
Die etwa 4.000 Mitglieder stammen bisher vor allem aus dem süddeut­
schen Raum. Seit Februar gibt es auch einen norddeutschen Ableger - 
vor allem größere Betriebe aus Miedersachsen, Schleswig-Holstein und 

den neuen Bundesländern haben sich zusammengeschlossen. Die Nord­
deutschen geben als Zielsetzung vor allem die Bündelung der Milch an, 

um höhere Preise bei den Molkereien zu erzielen, eda

BBV im Mittelalter
Am Rande des Milchstreiks in Bayern fiel BBV-Generalsekretär Hans 

Müller ziemlich aus der Rolle: Hans Geisenberger, Grünlandbauer in der 
AbL, wurde von der Deutschen Presse Agentur angerufen und nach 

seiner Meinung zum Streik befragt Er nehme nicht teil, und es sei der 
völlig falsche Zeitpunkt, drei Tage vor Ende des Milchwirtschaftsjahres zu 

streiken, sagte der Bauer (siehe Seite 3). Seine Meinung wurde publik 
und Hans Müller kommentierte im Landwirtschaftlichen Wochenblatt: 

„Die Kritik von Hans Geisenberger ist Verrat an den eigenen Berufskolle­
gen." Er rief „seine" Milchbauern auf, Bauer Geisenberger am besten 
persönlich die Meinung zu sagen. Dieser hatte darauf hin eine wenig 
beschauliche Vor-Osterzeit. Er erhielt 40 Drohanrufe - meist anonym 
oder von so genannten „Ortsobmännern des BBV" mit Inhalten wie 

„Kameradenschwein" oder „Dir sollte man den Hof abfackeln". - Wenn 
BBV und Bauern so unter die Gürtellinie gehen müssen, wenn einer eine 

andere Meinung hat und sie auch kund tut, muss zum einen die Stim­
mung sehr angespannt sein, zum anderen hat es der BBV vielleicht auch 

nötig, gegen „einen von Außen" zu attackieren, um die mangelnde 
Geschlossenheit in den eigenen Reihen zu verbergen, eda

Westfleisch kürzt Hauspreis
Viele Schweine-Vertragsmäster sind sauer über die Kürzung des Auto- 

FOM-Hauspreises der Westfleisch um 1 Cent je kg Schlachtgewicht, 
denn das bedeutet nunmehr einen Abstand von 4 Cent zu der Nord- 

west-Notierung. Laut top agrar reichen die jetzigen'Bonus-Zahlungen 
für kleinere Betriebe nicht mehr aus, lediglich Großmäster mit mehr als

3.000 Schweinen pro Jahr kämen noch zurecht. Das Argument der 
Westfleisch (schwierige Markt- und Erlössituation) wird von Erzeuger­

gemeinschaften und Viehhändlern angezweifelt. pm

Schweinehalter gegen vertikale Integration
Die Interessengemeinschaft der Schweinehalter Nordwestdeutschland 
(ISN) lehnen eine Vertragslandwirtschaft nach dänischem Muster und 

eine Kapitalverflechtung mit der Schlachtindustrie ab. Die ISN kritisiert, 
dass diese „vertikale Integration" den Erzeugern immer wieder von 

berufsständischen Vertretern als das Allheilmittel verkauft werde, 
obwohl sie den Landwirten bislang so gut wie nie den erhofften Zusatz­
nutzen erbrachte. ISN-Vertreter zu Holte: „Verträge ohne Preis und klar 

vereinbarte Konditionen sind unmoralisch und verzerren die Märkte." 
Auch die angebliche Stärkung der Position gegenüber dem Lebensmit­

telhandel sei so nicht zu erreichen. Er plädierte vielmehr dafür, durch 
gemeinsame Vermarktung über Erzeugergemeinschafteri die Verhand­

lungsposition gegenüber den direkten Abnehmern (also den 
Schlachtunternehmen) zu stärken. Die Landwirte der Zukunft würden 

sich als „freie Unternehmer" nicht damit begnügen, als schwächste Glie­
der in der Kette für die Integratoren nur noch „die Futterautomaten zu

befüllen und Schweine aufzuladen", pm

Kulinatur statt Heidegold
Der Erzeugerzusammenschluss Fürstenhof in Mecklenburg-Vorpommern 
hat mit der Produktion von Bioeiern begonnen. Ins Leben gerufen wurde 

die Organisation unter anderem von Friedrich Behrens. Dieser ist auf 
dem Eiermarkt nicht ganz unbekannt, er war ehemals geschäftsführen- 
‘ der Gesellschafter des Eiervermarkters Heidegold in Finteln. „In diesem 

Jahr werden wir auf 100.000 Plätze kommen, im kommenden Jahr 
werden es 150.000 sein, verteilt auf sechs Farmen", erklärte Behrens 

seine Pläne in der Lebensmittelzeitung. Im zweiten Schritt solle die 
Produktionspalette auf Kartoffeln, Getreide, Obst und Gemüse ausge­

dehnt werden, alles unter der Marke Kulinatur, pm

Bruno Fischer -Natumi -  Hain Celestial
D er amerikanische Konzern Hain Ce­

lestial hat die Firma Natumi über­
nommen. Wir erinnern uns: Die Aktienge­
sellschaft Natumi ist 1999 von Bruno Fi­
scher junior gegründet worden. Fischer 
hat das alte Unternehmen mit dem be­
kannten Markenzeichen „Bruno Fischer“ 
verkauft und die Erlöse in den Aufbau von 
Natumi gesteckt. Die Firma 
bietet ein Dutzend Pro­
dukte von Getränken 
(Reisdrink, Hafer- und 
Sojadrinks), Desserts bis 
zu Grundstoffen für 
Milch- ersatzprodukte 
an. „Unser rasches 
Wachstum brachte in den 
letzten Monaten aber 
auch die KSK (Haus­
bank) an die Grenzen ih­
rer Kreditierrahmen“, er­
klärt Bruno Fischer. So 
entschloss er sich zum 
Verkauf an einen poten­
ten Partner. Die Wahl sei 
auf Hain Celestial gefal­
len, weil Fischer mit Phi­
lippe Woitrin, dem Euro- 
pa-vertreter von Hain 
Celestial, befreundet ist 
und weil er davon aus 
geht, dass dieser sich nicht in das tägliche 
Geschäft einmischt. Woitrin war davor 
Geschäftsführer von Lima, einer nieder­
ländischen Naturkostfirma, die seit zwei

Jahren zu Hain gehört. Bruno Fischer wird 
die Firma weiterhin leiten. Er ist über­
zeugt, dass sich durch den Verkauf nichts 
ändert, außer einer deutlichen Verbesse­
rung der Liquidität.

Im Club des Verarbeitungsriesen
Hain-Celestial bezeichnet sich selbst als 

Branchenführer in 13 von 
15 Produktkategorien im 
Natural Food-Segment, das 
in den USA allerdings nicht 
gleichbedeutend mit Natur­
kost (gleich 100 % bio) ist. 
Der Konzern wiederum ge­
hört zu 19.5 % dem US- 
Ketchup-Hersteller Heinz 
(siehe auch BS 1/2004). 
Eine „Amerikanisierung“ 
des Naturkostbegriffs in 
Deutschland wird indes 
nicht stattfinden, ist Bruno 
Fischer sicher. Gemeint ist 
eine Verwässerung des 
Konzepts, dass in deut­
schen Naturkostläden zu 
(beinahe) 100 % Bio-Pro- 
dükte verkauft werden und 
eben nicht wie in den USA 

nur zu 30 bis 50 %. In den 
USA ist das „harmonische 

Nebeneinander“ von konven­
tionellen und Bio-Produkten in Produkti­
on und im Handel an der Tagesordnung.

Kai Kreuzer

Irreführende Werbung behindert den 
Markt für Qualitätsfleisch

I I ^ s  sind die wahren Kosten für die Pro- 
VVduktion von Schweinefleisch in 

Deutschland? Dieser Frage geht eine Stu­
die des Institutes für Ökologische Wirt­
schaftsforschung (IÖW) nach, die im Auf­
trag der Verbraucherschutzorganisation 
Foodwatch erarbeitet wurde. Acht Monate 
lang hat das IÖW die Daten von konventio­
nellen und ökologisch produzierenden 
Schweinemastbetrieben verglichen. Fazit: 
Ökoschnitzel sind vor allem deshalb so teu­
er, weil ihnen keine effektiven Vertriebswe­
ge zur Verfügung stehen. Laut IÖW bezahlt 
der Verbraucher für ein Kilo konventionel­
les Schnitzel etwa sieben Euro an der Kas­
se, für ein Ökoschnitzel dagegen 13 Euro -  
fast 90 Prozent mehr. Grund sind laut IÖW 
vor allem die hohen Vermarktungskosten:
4 Euro pro Kilo muss der Ökobauer mehr 
berappen, um ein Kilo Schwein vom 
Schlachthof bis zur Ladentheke zu vertrei­
ben. Dies liege am geringen Marktanteil 
(0,5 Prozent) und daran, dass nur die Hälf­
te des Ökoschweins auch als Ökofleisch 
vermarktet werden kann.

CMA ist schuld
„Die Werbung für Ökofleisch ist unspezi­
fisch, unattraktiv oder gar nicht vorhan­
den“, begründet Foodwatch den geringen 
Marktanteil von Ökofleisch und schießt 
damit gegen die Centrale Marketing-Ge­
sellschaft der deutschen Agrarwirtschaft 
mbH (CMA). Diese behindere mit ihrer ir­
reführenden Werbung die Marktchancen 
von Qualitätsfleisch aus ökologischer und 
auch konventioneller Produktion. Des­
halb müsse die CMA aufgelöst werden, um 
die Eigenverantwortung der Landwirte für 
ihre Produktwerbung zu fördern.
Kritik von Foodwatch erntete übrigens 
auch die Biobranche. Die Ökoverbände 
und die Naturkostketten seien in die be­
stehenden Lobbynetze verflochten, weil 
sie finanzielle Mittel vom Verbrauchermi­
nisterium und von der CMA erhielten. 
Ihre Konfliktbereitschaft für die Durchset­
zung eigener Interessen sei deshalb be­
grenzt. eda
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Betriebsspiegel
«45 ha Ackerland 
I (Futter- und Marktfrucht);
55 ha meist natürliches Grünland; ! 

160 Kühe mit weiblicher Nachzucht j 
(schwarzbunt, Boxeniaufstall);

Bioland-Betrieb in Schleswig-Holstein

A ch -  und das funktioniert?“ wie oft 
schon habe ich diese mit ungläubi­

gem Staunen hervorgebrachte Frage 
gehört, zületzt von einer Zeitungsre­
dakteurin. Ja, es funktioniert -  ich 
kann mit einem Bauern Zusammenle­
ben und -lieben, ohne selbst Spaß da­
ran zu haben, mitten in der Nacht auf­
stehen zu müssen, um Milch aus teil­
weise unwilligen Kühen zu pressen 
und durch den zu kalten oder zu heißen 
Stall zu laufen, um diese zu füttern. 
Dies war zwischen uns beiden von An­
fang an kein Problem -  obwohl, so rich­
tig zu Ende gedacht habe ich damals

nicht, sonst wäre mir bestimmt schon 
eher aufgefallen, dass mir ein Aus­
schlafen am Wochenende trotzdem un­
möglich ist. Schlafen kann ich nur so­
lange, wie die Kinder dies ebenfalls 
tun.
Sicher hat es Vor- und Nachteile, mit 
einem selbständigen, von zu Hause aus 
Arbeitenden zusammenzuleben. Wenn 
nichts Besonderes ansteht, kann ich 
meine Tochter schnell in den Kiga brin­
gen und wieder abholen, ohne den 
Jüngsten mitnehmen zu müssen, im 
Winter gibt es zwischen den Stallzeiten 
„Tagesfreizeit“, die wir nutzen -  z. B.

Mein Leben als Landwirtsgattin

A ls mein Mann und ich eines Sams­
tagabends im Sommer letzten Jah­

res nach Hause kamen, hing ein Zettel 
an der Haustür mit der Aufschrift: „ 
Mama, Papa, bitte unbedingt im neuen 
Stall gucken... Überraschung!“
Wir hatten an diesem Abend Essen au­
ßer Haus geliefert und uns auf einen ge­
mütlichen restlichen Abend vor dem 
Fernseher eingestellt. Aber es kam an­
ders. Bewaffnet mit einer Taschenlampe 
machten wir uns auf den Weg zu unse­
rem neuen Schweinemaststall.’ Da der 
Stall hinter unserer Scheune liegt, 
mussten wir erst ein Stück im Dunkeln 
gehen. Von Weitem sah ich schon rötli­
ches Licht durch das Lichtband des 
Stalles schimmern. Langsam öffneten 
wir die Tür. Da wir erst ein paar Buch­
ten mit Schweinen belegt hatten, waren 
die meisten Buchten noch leer. Wir gin­
gen den Gang entlang, dem roten Licht 
entgegen. Vor einer Bucht blieben wir 
dann stehen. Diese war rundherum be­
leuchtet und dick mit Stroh ausgelegt. 
Auf dem Stroh lag eine Decke mit zwei 
Schlafsäcken. In der Ecke stand eine 
Kiste mit Deckel. Darin befanden sich 
Gläser, eine Flasche Sekt und Knabbe- 
reien. Ich musste schmunzeln und sagte 
zu meinem Mann: „Unsere Tochter ist 
immer für eine Überraschung gut.“
Wir betraten die Bucht und machten es 
uns gemütlich. Das Rascheln des Stro­
hes und die Geräusche der Schweine 
waren schon ungewohnt.
Als ich am Morgen aufwachte, taten 
mir zwar etwas die Glieder weh, aber 
ansonsten fühlte ich mich „sauwohl“. 
Selbst Stunden später entdeckten wir 
noch kleine Strohhalme in unserer 
Kleidung, die uns an die Nacht im 
Strohbett erinnerten.

um mit den Kindern Schwimmen zu 
fahren. Trotzdem beneide ich manch­
mal die Frauen, deren Männer von 8.00 
bis 17.00 Uhr arbeiten: Die haben näm­
lich einen geregelten Feierabend und 
vor allem: ein freies Wochenende! 
Ohne Melken und Füttern! Wahnsinn! 
Auch wenn an landwirtschaftsfremden 
Orten -  z. B. der Uni -  die Sprache da­
rauf kommt, dass ich auf einem Hof 
lebe, sind die Leute erst einmal schwer 
beeindruckt. Ich kann es förmlich se­
hen, wie vor ihren inneren Augen ein 
wildromantischer Film vom freien, 
glücklichen Landleben abläuft. Erzähle 
ich jedoch, dass es sich um einen ech­
ten bewirtschafteten Hof handelt -  
„Ach, so richtig mit Kühen und Tre­
ckern?“ -  treten sie vorsichtig einige 
Schritte zurück und schnuppern mög­
lichst unauffällig in meine Richtung. 
Wenn ich in Stimmung bin, kann ich 
mit der Anzahl meiner Kinder noch 
eins draufsetzen und die Gesichtszüge 
meines Gegenübers völlig zum Entglei­
sen bringen.
Doch -  es funktioniert, das Leben auf 
dem Hof ohne Mitarbeit im Stall -  dazu 
habe ich auch gar keine Zeit: Ich muß 
auf dem Sofa liegen, Kekse essen, über 
den Fortbestand der Welt nachdenken 
und nicht zuletzt die Arbeiten meiner 
fünf Kinder beaufsichtigen, die sich ge­
genseitig an- und erziehen, die zehn 
Zimmer unseres Hauses putzen, Essen 
kochen, fnit den Hunden Spazierenge­
hen, sich zu diversen Sportveranstal­
tungen bringen, Hausaufgaben nach­
schauen, die Wäsche machen, den Ra­
sen mähen und ihrem Vater Deadlines 
zum Aufräumen des Esstisches setzen. 
Damit bin ich völlig ausgelastet.

Birte Stührwoldt

• •

Immer für eine Überraschung gut

Das Thema Stroh stand ebenfalls im 
Mittelpunkt unseres Stoppelfestes, 
welches unser erstes größeres Hoffest 
werden sollte. Wir nahmen dieses Fest 
ebenfalls zum Anlass, unseren neuen 
Stall unseren Kunden und den Dorfbe­
wohnern vorzustellen. Än diesem 
Sonntag war herrliches Wetter. Mit ei­
nem Erntedankgottesdienst hatten wir 
unser Fest begonnen. Wir hatten uns 
bemüht, für die Kinder aller Alters­
gruppen etwas zu bieten. So vergnüg­
ten sich die Kleinsten auf dem Sand­
haufen, die etwas Größeren an der 
Melkkuh oder mit dem Hammer. Ande­
re versuchten aus einer Rübe eine La­
terne zu schnitzen. Den größten Spaß 
aber hatten die Kinder auf der Stroh­
burg, die wir auf dem neben unserem

Hof liegenden Stoppelfeld aufgebaut 
hatten. Abends waren die Rundballen 
alle plattgehüpft. Die Eltern waren na­
türlich froh, dass ihre Kinder beschäf­
tigt waren und sie in Ruhe am Bierpilz 
stehen konnten oder in gemütlicher 
Runde am Tisch ein Schwätzchen hal­
ten. Bei unserem Hofquiz hatten wir 
uns für den ersten Preis etwas Beson­
deres ausgedacht: Ein Überraschungs­
buffet für zehn Personen.
Die Führung durch den Stall und die 
Erläuterungen über unsere Direktver­
marktung wurden von den Besuchern 
gut angenommen. Irgendwann werden 
wir wieder ein solches Hoffest planen, 
vielleicht auch eine Nacht im Stroh.

Ursula Brede

Betriebsspiegel
Vollerwerbsbetrieb mit Direktver­
marktung im nordhessischen Fritzlar 
Gesamtfläche 95 ha, 
davon 60 ha Pachtland
59 ha Getreide
(Weizen, Roggen, Hafer, Gerste);
10 ha Zuckerrüben, 10 ha Raps, 5 ha 
Erbsen, 5 ha Grünland, 6 ha Stilllegung 
290 Mastschweine, 3 Ammenkühe, 3 
Kälber, 3 Mastbullen
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Ungleiche Verschärfungen an Düngeverordnung geplant
Während Schweinehalter mit Spaltenböden ihre Bestände leicht aufstocken dürften, müssten viehintensive Schweinehalter mit Festmistsystemen und 

viehintensive Rindvieh ha Iter abstocken. Höhere Auflagen für Weidehaltung.

D as Bundeslandwirtschaftsministe- 
rium hat einen Entwurf zur Novel­

lierung der Düngeverordnung vorlegt. 
Druck dazu kam auch von der EU- 
Kommission, denn die geltende deut­
sche Verordnung setzt die europäische 
Nitratrichtlinie nicht ausreichend um. 
Die EU-Kommission kritisiert, dass 
deutsche Bäuerinnen und Bauern bei 
der flächengebundenen Begrenzung 
der Tierhaltung bisher die Ausbrin­
gungsverluste von Wirtschaftsdüngem 
mit anrechnen dürfen. Der Entwurf ei­
ner neuen Düngeverordnung geht über 
eine Anpassung dieses Details jedoch 
hinaus. Weitere Umweltanforderungen 
wurden eingebaut, die sich zum Teil 
auch aus der Ammoniakrichtinie der 
EU (Senkung von Luftemissionen) 
und aus dem Bundesnaturschutzge­
setz (schlagbezogene Aufzeichnungs­
pflichten) ergeben. Die wichtigsten ge­
planten Änderungen der Düngeverord­
nung sind in Kürze:

Düngungs-Beschränkungen
Düngen wird grundsätzlich verboten 
auf überschwemmten, wassergesättig­
ten, tiefer als 10 cm gefrorenem oder 
durchgängig höher als 5 cm mit Schnee 
bedecktem Boden. Dies gilt auch für je­
den Mist und Kompost. Die Sperrzeit 
für die Aufbringung von Gülle auf 
Ackerland ist um einen Monat verlän­
gert worden; sie beginnt dann bereits 
am 15. Oktober (bis 15. Februar).
Von oberirdischen Gewässern muss bei 
der Düngung allgemein ein Abstand 
von 2 m eingehalten werden. Geringere 
Abstände sind nur bei „geeigneter Aus­
bringungstechnik“ erlaubt.
Für die Aufbringung von Wirtschafts­
düngem nicht mehr zulässig sind Fest­

Tab.1: Zulässige Stickstoff-Überschüsse (kg N/ha)

miststreuer ohne gesteuerte Mistzu­
fuhr zum Verteiler, Güllewagen und 
Jauchewagen mit freiem Auslauf auf 
den Verteiler, zentrale Prallteller, mit 
denen nach oben abgestrahlt wird, und 
Güllewagen mit senkrecht angeordne­
ter, offener Schleuderscheibe als Ver­
teiler zur Ausbringung von unverdünn­
ter Gülle.

sie brauchen nur die erstellten Schlag­
bilanzen aufzuaddieren und den 
Durchschnitt zu bilden. Da die Hoftor- 
bilanz am genauesten ist, bei den 
Schlagbilanzen jedoch viel mehr 
Schätzwerte einfließen und die Bilanz 
erfahrungsgemäß „geschönt“ wird, 
stellt diese Regelung eine Lockerung 
für z.B. intensive Schweinemastbetrie-

..;

Ab einer Temperatur von 25°C darf unverdünnte Gülle auf bestellten Äckern und auf Grünland nur 
noch mit Schleppschläuchen und Schlitzgeräten aufgebracht werden. Foto: Dagenbach

-■
Vieharme
Betriebe
[<0,2GV/ha]

Viehhaltende Betriebe und 
Betriebe mit vergleichbarer N- 
Zufuhr über andere Wirt­
schaftsdünger f
N-Anfall <= 
100 kg N/ha

N-Anfall > 
100 kg N/ha

ab 2005 60 100 120
ab 2008 50 90 110
ab 2011 35 70 90

Tab. 2: Anrechenbare Stall- und Lagerverluste (%)
Tierart Gülle Festmist,

Jauche,
Tiefstall

Rinder 15 30
Schweine 30 35
Geflügel 40
Legehennen-Käfighaltung 30
LegehennenBodenhaltung 50

Ab einer Temperatur von 25°C dürfen 
auf bestellten Ackerböden und auf 
Grünland nur noch Schleppschläuche 
und Schlitzgeräte zur Aufbringung von 
Gülle eingesetzt werden, oder die Gül­
le muss verdünnt sein (max. 3 % TS), 
um die Eindringgeschwindigkeit zu er­
höhen.

Aufzeichnungspflichten
Vor der ersten Düngung im 
Jahr muss in Zukunft für die 
Nährstoffe N, P und K eine 
schlagbezogene Düngepla­
nung erstellt werden. Der 
ausgebrachte Dünger muss 
schlagbezogen aufgezeichnet 
werden. Werden mehrere 
Schläge gleich behandelt, 
können sie zu Bewirtschaf­
tungseinheiten züsammenge- 
fasst werden.
Nach der Ernte muss eine 
Nährstoffbilanz erstellt wer­
den. Betriebe, die keine Wei­
detiere halten, brauchen kei­
ne Nährstoffbilanz auf Be­
triebsebene (Feld-Stall- oder 
Hoftorbilanz) mehr durchzu­
führen (nur schlagbezogen);

be dar. Nur Betriebe mit Weidetieren 
sind in Zukunft verpflichtet, die 
strengste Bilanzierungsform, die Hof­
torbilanz, durchzuführen. Damit wer­
den sie gegenüber Betrieben ohne Wei­
dehaltung schlechter gestellt.

Neue Überschuss-Grenzen
Bei Phosphor müssen die Nährstoff­
überschüsse in Zukunft auf 20 kg 
P205 begrenzt werden, sobald alle Be­
triebsflächen durchschnittlich sehr 
hoch versorgt sind (30 mg P205 je 100 
g Boden). Dies kann auf Dauer für 
Schweinemast- und Geflügelmastbe­
triebe mit geringem Ertragsniveau zum 
Problem werden.
Die Stickstoffüberschüsse werden 
ebenfalls begrenzt, hier aber differen­
ziert nach Viehintensität, jedoch nicht 
nach Ertragsniveau (Tab. 1).
Die Begrenzung der Stickstoffüber­
schüsse wird für die meisten viehinten­
siven Betriebe zu einer Umstellung im 
Düngeverhalten führen müssen. Be­
triebe auf ertragsarmen Standorten 
werden ggf. unterhalb des betriebswirt­
schaftlich optimalen N-Düngeniveaus 
wirtschaften müssen, um die Grenzen 
einhalten zu können.

Bei der Berechnung der Stickstoffsal­
den können Ammoniakverluste im 
Stall und im Lager abgezogen werden, 
jedoch nicht mehr wie zuvor die Aus­
bringungsverluste. Die Verluste wer­
den in Zukunft tierart- und haltungs­
spezifisch differenziert (Tab. 2).
Im Vergleich hierzu dürfen Schweine- 
mäster mit Flüssigmistsystemen in Zu­
kunft sogar mehr Tiere halten, flächen­
arme Rinderhalter müssen ihre Bestän­
de hingegen abbauen. Das wissen­
schaftliche Fundament für diese Differ­
enzierung ist indes sehr dünn.
Betriebe mit Weidehaltung sind hier 
doppelt benachteiligt, da sie nach der 
„härteren“ Hoftorbilanz bewertet wer­
den, die kein „Schönschätzen“ durch 
bessere Ertragszahlen zulässt. Bei Be­
trieben ohne Weidehaltung muss zu­
dem nicht explizit die Berechnung des 
Stickstoffanfalls aus der Tierhaltung 
aufgeführt werden.

Fazit
Die Novellierung der Düngeverord­
nung bewirkt kaum eine Verminderung 
der negativen Umweltwirkungen der 
intensiven Landbewirtschaftung. Sie 
ist in ihren Details so ausgestaltet, dass 
den Intensivbetrieben viel Spielraum 
bleibt, ihre intensive Bewirtschaftung 
beizubehalten (Möglichkeit der Auf­
summierung von Schlagbilanzen an* 
stelle einer korrekten Nährstoff-Bilan- 
zierung auf Hoftorbasis). Für intensive 
Schweinemastbetriebe lässt der Ent­
wurf durch die Zubilligung höherer 
Ammoniakverluste sogar eine Intensi­
tätssteigerung zu. Den Betrieben also, 
die ursächlich die Verschärfung der 
Düngeverordnung wegen der hohen 
Emissionen provozierten, wird eine 
weitere Intensivierung der Tierhaltung 
ermöglicht.
Demgegenüber werden insbesondere 
Grünlandbetriebe bzw. Rindviehbe­
triebe mit Weidehaltung belastet. Hier 
werden die strengsten Instrumente der 
Nährstoffbilanzierung eingefordert. 
Zwar wird allgemeinhin politisch ge­
fordert, Rindern Weideauslauf zu ge­
währen. Mit dem Verordnungsentwurf 
werden Rindviehbetriebe in Zukunft 
jedoch besser dastehen, wenn sie ihre 
Tiere ganzjährig im Stall lassen.
Die' neue Düngeverordnung soll 
am 1. Januar 2005 in Kraft treten. Bis 
dahin müssen wir noch sehr aktiv sein, 
um die negativen Auswirkungen des 
jetzigen Entwurfs zu bereinigen. 
Jürgen Strodthoff, AbL Niedersachsen
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10.000 demonstrieren in Stuttgart 
für gentechnikfreie Landwirtschaft, 
allerorten gründen sich gentechnik­
freie Regionen, die Futtermittelbran- 
che unterläuft das Angebot gen­
technikfreier Futtermittel und im 
Bundestag wird demnächst über das 
Gentechnikgesetz entschieden. An­
lässe genug, den Schwerpunkt der 
Bauernstimme der Gentechnik zu 
widmen. Foto: Ziechaus

Haftungsregel schließt Großteil der Bauern aus
N ach dem Entwurf des Gentechnik­

gesetzes können Bauern für gerin­
gere Einnahmen aufgrund gentech­
nisch verunreinigter Ernten klagen. Al­
lerdings nur in Fällen, die für die Mehr­
heit der gentechnikfrei wirtschaften­
den Bauern nicht in Frage kommen. 
Hier muss nachgebessert werden. Al­
leine die Untersuchungskosten betra­
gen über 500 Millionen Euro.
Im Gentechnikgesetz wurde bei der 
Haftungsregelung bislang vor allem da­
rüber gestritten, wer bei möglichen 
Schäden zahlen soll. Genauso ent­
scheidend ist jedoch, wer überhaupt im 
Sinne des Gesetzes einen Schaden ver­
melden kann. Das Gesetz nimmt in 
Kauf, dass Spuren von gentechnischer 
Verunreinigung sich verbreiten kön­
nen. Sowohl Bundesregierung als auch 
Bundesrat wollen somit nur für kenn­
zeichnungspflichtige Ernten eine „we­
sentliche Beeinträchtigung“ anerken­
nen, das heißt die Verunreinigung 
muss über 0,9 Prozent liegen. Danach 
haben Landwirte, ob sie nach ökologi­
schen Kriterien oder den Neuland- 
Richtlinien wirtschaften, keine we­
sentliche Beeinträchtigung, solange sie 
nur aufgrund ihres Vertrages mit einem 
Verband oder Verein ihre Ernte nicht 
mehr vermarkten können.

Handel arbeitet mit anderen 
Grenzwerten
Im vorliegenden Gesetzentwurf geht es 
vor allem um Möglichkeiten, in denen 
Bauern bei einer verseuchten Ernte ei­
nen benachbarten Gentech-Landwirt 
wegen eines finanziellen Ausgleichs 
belangen können. Das sollen nur Bau­
ern sein, deren Ernte mit mehr als 0,9

Prozent gentechnischen Bestandteilen 
verunreinigt wurde. Doch im Handel 
gelten heute ganz andere Grenzwerte 
als 0,9 Prozent. Die Kampffmeyer- 
Mühle beispielsweise verarbeitet gen­
technikfreien Mais, ihre Kunden ak­
zeptieren verarbeitete Produkte mit 
höchstens 0,5 Prozent Verunreinigung. 
Damit die Mühle während der Verar­
beitung noch einen Puffer hat, verlangt 
sie von den an sie liefernden Landwir­
ten noch mal einen deutlichen Ab­
schlag. Wird also in der Ernte eines an 
Kampffmeyer liefernden Landwirts 
eine gentechnische Verunreinigung 
von 0,6 Prozent gefunden, weist die 
Mühle die Partie zurück. Der Bauer 
kann seine Ernte dann nur noch zu ei­
nem geringeren Preis an einen anderen 
Abnehmer verkaufen. Nach dem jetzi­
gen Gesetzentwurf wird er den Unter­
schied aber nicht von seinem Nach­
barn einfordem können, der Gentech- 
Mais anbaut. Wenn das Gentechnikge­
setz vermutlich Ende Mai in den Bun­
destag geht, gilt es hier deutlich nach- 
zubessem.

Wer zahlt die Untersuchungen?
Keinerlei Aussagen trifft das Gentech­
nikgesetz, wer all die notwendigen Un­
tersuchungen auf gentechnische Ver­
unreinigungen bezahlen soll. Wenn die 
70 Prozent der Landwirte, die kein gen­
verändertes Saatgut ausbringen wol­
len, pro Jahr zehn Untersuchungen 
vom Saatgut oder ihrer Ernte machen, 
kotet das im Jahr über 500 Millionen 
Euro. Kosten, die alleine dafür anfal­
len, um gegenüber Abnehmern sicher­
zustellen, saubere Ware zu liefern. Al­
leiniger Verursacher der Kosten ist die

Gentechnik-Industrie. Dabei ist der 
Aufwand der Probenziehung, der Rei­
nigung von Transportfahrzeugen, der 
Stillstand von Mähdreschern während 
der Ernte ... noch nicht einberechnet. 
Ebenso haben Züchter, Saatgutver­
mehrer und der Landhandel sowie Ver­

arbeiter erhöhte Kosten für Tests. Die 
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Land­
wirtschaft fordert, dass diejenigen, die 
die Gentechnologie trotz ihres Risikos 
in Europa einführen wollen, dafür auf- 
kommen. ms

Bedenken gegen die Unbedenklichkeit
Gen-Mais mit

T k>tz Auffälligkeiten bei Fütterungs­
versuchen haben die französische 

(AFFSA) und die europäische Behörde 
für Lebensmittelsicherheit (EFSA) 
dem insektengiftigen Gen-Mais des 
Konzerns Monsanto die Unbedenk­
lichkeit bescheinigt. Damit setzten sie 
sich über die Beurteilung der französi­
schen Kommission für Biomolekular­
forschung hinweg. Nach deren dreimo­
natigen Fütterungsversuchen mit Rat­
ten hatten die männlichen Tiere erhöh­
te Zahlen von weißen Blutkörperchen 
und Lymphozyten im Blut sowie ver­
kleinerte und entzündete Nieren, die 
weiblichen Ratten einen deutlich er­
höhten Blutzuckerspiegel und einen 
Rückgang an jungen roten Blutkörper­
chen. Aber die Behörden stuften den 
Mais MON 836 als unbedenklich ein. 
Will doch die EU-Kommission endlich 
neue Gen-Pflanzen für den Import zu­
lassen. Die Forscher hingegen bedau­
ern, dass es keine Versuche an Milch­
kühen gebe, für die der Mais bestimmt 
sei.
Auch der genmanipulierte Mais b t l l  
des Konzerns Monsanto hat in seinem 
Zulassungsantrag Lücken. Tests wur-

Auffälligkeiten
den nicht mit dem bt Mais selbst son­
dern mit einem Futtermais durchge­
führt, kritisierten französische und bel­
gische Fachausschüsse. Im Rat der 
Agrarminister fand der b t l l  am 26: 
April keine Mehrheit, nun kann die 
EU-Kommission über die Zulassung 
für den Import entscheiden.

Kaum Untersuchungen auf 
Gesundheitsfolgen
Die britische Nichtregierungsorganisa- 
tion Soil Association weist darauf hin, 
dass von den 100 Versuchen über den 
kommerziellen Nutzen gentechnisch 
veränderter Futtermittel, nur zehn die 
Auswirkungen auf die tierische Ge­
sundheit untersucht haben. Bei fünf 
der Studien, die in Verbindung mit der 
Biotech-Industrie gestanden hätten, 
wäre die Unbedenklichkeit bestätigt 
worden. Bei den fünf unabhängigen 
Studien seien die Forscher zu dem 
Schluss gekommen, dass die Gentech- 
Futtermittel „Besorgnis erregende“ 
Veränderungen im Magen-Darm-Be- 
reich der Tiere hervor gerufen hätten.

ms
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Kauf von Saatgut:
B isher gilt für Saatgut ein Reinheitsge­

bot. Es muss frei von gentechni- 
schen Verunreinigungen sein. Allerdings 
mögen Saatguthändler in ihren allgemei­
nen Geschäftsbedingungen Gen-Verun­
reinigungen nicht ausschließen. Bäue­
rinnen und Bauern sollten aber per Zu­
satzvereinbarung darauf bestehen. Aller­
dings weigern sich etliche Saatgutliefe­
ranten, diese Erklärung abzugeben. Bis 
auf Raps und Mais, bei dem es durch die 
Vermehrung in Übersee zu geringfügigen 
Verunreinigungen kommen kann, ist bei 
allen anderen Hauptkulturen mit keinen 
gentechnisch veränderten Verunreini­
gungen zu rechnen. Auf der Packung 
oder in den Begleitpapieren konnten die­
ses Frühjahr deutsche Bauern keine 
Kennzeichnung „gentechnisch verän­
dert“ lesen, weil es noch keine unbe­
schränkte Zulassung für den Anbau ei­
ner Gentech-Sorte gibt.

Kauf von Futtermitteln:
Hier ist die Lage vertrackt. Das Ange­
bot an gentechnikfreier bzw. unge­
kennzeichneter Ware ist momentan ge­
ring. Denn die Lobby der Futtermittel­
industrie will nur einen kleinen und 
teuren Markt für gentechnikfreie Fut­
termittel schaffen. Manche Futtermit­
telwerke kennzeichnen vorsorglich al­
les als gentechnisch verändert, bis sie 
von Landwirtschaftsministerin Künast 
angemahnt werden (s. S. 13) . Auch bei 
den Bundesländern, die für die Kon­
trolle der Kennzeichnung zuständig 
sind, gibt es noch Unklarheiten, wie im 
Detail damit umzugehen ist. So kann 
mancher Bauer auf seinem Liefer­
schein lesen: „Soja (gentechnisch ver­
ändert) “. In den nächsten Wochen und 
Monaten ist noch mit einiger Bewe­
gung im Markt zu rechnen. Der Raiffei­
senverband hat immerhin zur Kenntnis 
genommen, dass es eine Nachfrage 
nach gentechnikfreier Ware gibt.

Kauf von Produkten für die 
Weiterverarbeitung:
Beim Zukauf von Produkten für die Le­
bensmittelverarbeitung oder den Weiter­
verkauf muss davon ausgegangen wer­
den, dass es noch Übergangszeiten gibt. 
Erst wenn die alte Ware, die vor dem 18. 
April hergestellt wurde, verbraucht ist, 
wird auf der Packung stehen, was gen­
technisch verändert ist oder nicht. Wenn 
Rohstoffe eingesetzt werden, die als gen­
technisch verändert eingekauft wurden, 
muss das am Ende auch an die Kunden 
schriftlich weitergegeben werden.

Werbung für Erzeugung ohne 
Gentechnik:
Um ein Lebensmittel als gehtechnikfrei 
bewerben zu dürfen, gibt es sehr stren­
ge Auflagen. Über alle Stufen der

Kennzeichnung konkret
Auch zwei Wochen nach Start der neuen Kennzeichnungsregeln für 

gentechnisch veränderte Lebens- und Futtermittet stehen Bäuerinnen und 
Bauern vor vielen offenen Fragen, was das für die Bewirtschaftung des 

Hofes und den Verkauf der eigenen Produkte heißt.
Produktion hinweg muss dokumen­
tiert werden, dass selbst als Medika­
ment keine Gentechnik eingesetzt 
wurde. In jedem anderen Fall ist die 
Werbung mit „gentechnikfrei“ oder 
„ohne Gentechnik“ auf der Verpa­
ckung verboten.

Eine Anregung bietet die Aktion von 
Bioland, auf dem Acker, dem Hof oder 
im Hofladen Schilder aufzustellen „wir 
produzieren ohne Gentechnik“. Eine 
weitere Idee ist auf den Äckern Schil­
der mit der Aufschrift aufzustellen 
„Unser Saatgut ist gentechnikfrei“.

Manche Finnen, die gentechnikfreies 
Soja oder Mais in der Fütterung einset- 
zen, prüfen Formulierungen wie: „Das 
Saatgut für den Futtermittelanbau ist 
gentechnikfrei“ oder „Unsere Tiere 
werden nur mit gentechnisch frei her­
gestellten Futterpflanzen ernährt“. 
Gewarnt werden muss vor schriftli­
chen Zusagen von Bauern gegenüber 
Abnehmern, in denen Gentechnikfrei­
heit garantiert wird. Dann haften Bau­
ern für die Zusage, gleich ob sie sich 
ein Verschulden zukommen lassen 
oder nicht. ms

Gentechnikfreie Regionen
Fast jede Woche organisieren in diesem Frühjahr Bauern gentechnikfreie Regionen. Mit unterschiedlichen 

Verträgen und Laufzeiten werden sie aktiv für die gentechnikfreie Landwirtschaft. Ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit eine Zusammenstellung der schon bestehenden Regionen:

Mecklenburg-Vorpommern:
I m November 2003 schlossen sich 15 

Höfe zur ersten gentechnikfreien Re­
gion Deutschlands Warbel-Recknitz 
zusammen. Größe: 10.000 ha; Kon­
takt: Delia Micklich, Tel. 038738/ 
70309.
Im Februar haben sich elf Landwirte 
zur gentechnikfreien Region Nebel/ 
Krakow am See zusammengeschlos­
sen. Im April 2004 haben sich drei wei­
tere Landwirte der Region angeschlos­
sen. Die Fläche hat nun 2.000 Hektar. 
Kontakt: Helmut Emst, Tel. 038451/ 
70372.
Anfang April haben sich 13 Bauern am 
Stettiner Haff zur einer gentechnik­
freien Region zusatmmengetan. Sie be­
wirtschaften knapp 10.000 ha.

14 Bauern aus dem baden-württembergischen 
Faurndau gründeten Anfang April eine gen­
technikfreie Region und demonstrierten am 
18. April in Stuttgart. Foto: obs/AIctionsbünd- 
nis Gentechnik-freie Landwirtschaft in Baden- 
Württemberg

Brandenburg:
Im Januar 2004 schlossen sich 21 Bau­
ern zur gentechnikfreien Region 
Schorfheide-Chorin zusammen. An­
fang März 2004war die Zahl der Unter­
zeichner bereits auf 36 gestiegen. Grö­
ße: 15.400 ha; Kontakt: Guido Nisch- 
witz; Tel. 0511/1640344.

Sachsen-Anhalt:
Für die gentechnikfreie Region Salzwe- 
del-Arendsee Unterzeichneten Mitte 
April 23 Bauern ein Memorandum, in 
dem sie sich verpflichten, auf den Ein­
satz genveränderten Saatguts zu ver­
zichten. Ebenso ziehen die Bauern 
Rücksteilproben oder verpflichten 
Lohnuntemehmer zur gründlichen 
Reinigung ihrer Maschinen. Kontakt: 
Carsten Niemann, Tel: 039036-240 
Email: niemannundkulow@ 
t-online.de

Hessen:
Ende März 2004 Unterzeichneten alle 
sieben Vollerwerbslandwirte und zehn 
nebenberufliche Bäuerinnen und Bau­
ern der Gemarkung Baumbach in 
Nordhessen eine Selbstverpflichtungs- 
erklärung, in der sie sich verpflichten, 
für die nächsten fünf Jahre kein gen­
technisch verändertes Saatgut auszu­
bringen. Größe: 500 ha; Kontakt: Ha­
rald Brandau, Tel. 06623/7850

Baden-Württemberg:
70 Bäuerinnen und Bauern haben sich 
am Bodensee in den Gemeinden Über­
lingen, Owingen und Sipplingen zu ei­
ner gentechnikfreien Region zusam­
mengeschlossen. Info: Cornelia Wiet- 
haler; Tel. 07551/91200 
In Faurndau Unterzeichneten Anfang 
April alle 14 Bauern der Gemeinde die 
Vereinbarung für den Verzicht auf gen­

verändertes Saat- und Pflanzgut. Kon­
takt: Hansjörg Ziegler, Tel. 07161/ 
21307.
In Gochsheim unterschrieben acht 
Bauern eine Selbstverpflichtung zum 
Verzicht auf Gentechnik in Acker und 
Stall. Die Gochsheimer Bauern wollen 
Ende März ein Signal an die Berufskol­
legen in den angrenzenden Gemeinden 
setzen. Auch auf Lieferanten von Saat­
gut und Betriebsmitteln werden die 
Bauern versuchen einzuwirken, damit 
sie mittelfristig nur noch kontrolliert 
gentechnikfreie Qualität anbieten. 
Kontakt: Herbert Emst, Tel. 07258- 
8049.

Bayern:
Ende Januar 2004 haben sich mit Un­
terstützung des Bauernverbandes die 
ersten elf gentechnikfreien Regionen 
Bayerns gebildet: Freisinger Moos, 
Roßbach-Untergrafendorf, Wolfers- 
tadt-Hagau, Fribertshofen-Berchning, 
Thalmässing-Offenbau, Fischbach- 
Schimdorf, Unterpleichfeld, Bind­
lach, Hohenkemnath, Erlangen-Hüt- 
tendorf In den Vereinbarungen ver­
pflichten sich die Landwirte, von ihren 
Lieferanten eine Garantieerklärung für 
gentechnikfreies Saatgut einzufordem. 
Dem schlossen sich später die Ortsob­
männer des Bayerischen Bauernver­
bands in dem Landkreis Miesbach, 
Landkreis München und Landkreis 
Bad Tölz-Wolfiratshausen an.
Anfang Februar 2004 haben sich alle 
20 Landwirte im oberbayerischen Was­
serburg am Inn zu einer gentechnik­
freien Anbauzone zusammengeschlos­
sen. Größe: 700 ha. Kontakt: Lorenz 
Huber, Tel. 08071/1892. ms

Weitere Informationen zu gentechnikfreie Re­
gionen unter: www .abl-ev.de/gentechnik oder 
unter www.faire-nachbarschaft.de

http://www.faire-nachbarschaft.de


Orkane, Hochwasser und Jahrhundertsommer
Land- und Forstwirtschaft im Klimawandel - AbL-Bayern-Tagung am 28.02.2004 im Tagwerks-Zentrum in Dorfen

Mehr Unwetter, weniger Wassergehalt im 
Boden und höhere Temperaturen

Walfgang Seiler Auch in Bayern wird der globale

Die statistischen Grundlagen und Prognosen zum 
Klimawandel lieferte einer der renommiertesten Wis­
senschaftler Deutschlands, Professor Wolfgang Sei­
ler vom Institut für Meteorologie und Klimafor­
schung des Forschungszentrums Karlsruhe. Über die 
Klimaveränderungen der letzten 100 Jahre seien sich 
die Wissenschaftlicher einig; Diskussionen gebe es 
nur über den Umfang und das Tempo der zukünftigen

Anzahl der weltweiter 
Nalurkatash ophen
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Entwicklung. In dieser Zeit sei etwa die Temperatur 
weltweit um durchschnittlich 0,7 Grad gestiegen, in 
den nördlichen Breiten sogar über ein Grad und in 
Bayern gar mehr als 1,4 Grad.
Dieser Klimawandel ist, wie Seiler herausstellte, im 
Wesentlichen durch den Menschen verursacht. Kern 
des Problems sei vor allem die enorme Belastung der 
Atmosphäre mit Kohlendioxid (C02), die in den 
nächsten Jahrzehnten durch die lange Verweildauer 
noch gewaltig zunehmen wird. Neben dem Anstieg 
der Meeresspiegel wird sich auch die atmosphärische 
Zirkulation verändern, was zu einer Verschiebung 
der Vegetationszonen und zu einer Veränderung der 
Zugbahnen der Hoch- und Tiefdruck-Gebiete führen 
wird.
Global gesehen werden erhebliche Umverteilungen 
stattfinden: manche Gebiete werden profitieren, vie­
len wird es schlechter gehen. Von daher sehen die 
Wissenschaftler, vor allem auch unter der Vorausset­
zung einer starken globalen Bevölkerungszunahme, 
die nächsten hundert Jahre als „Jahrhundert der mo­
dernen Völkerwanderung“.
Während global die Niederschläge insgesamt um 
etwa zehn Prozent zunehmen werden, könne man für 
Bayern von einer gegenläufigen Entwicklung ausge­
hen. Zu rechnen sei mit einer generellen Abnahme 
der Niederschlagsmenge um bis zu 40 Prozent. Der 
Bodenfeuchtegehalt könne im Sommer wegen der ge­
ringeren Niederschläge und der höheren Temperatu­
ren um bis zu 50 Prozent zurückgehen. Auch werde 
der Regen nicht mehr gleichmäßig fallen, sondern 
mehr als bisher in Form von heftigen Gewittern, die 
in der Regel auf ein enges Gebiet begrenzt sind.
Für Bayern sieht Seiler als Folgen der Erwärmung:

-  eine Verlängerung der Vegetationsperiode in den 
nächsten 30 Jahren um zwei bis drei Wochen, be­
sonders im Frühjahr,

-  eine Invasion nichtheimischer Pflanzen und Lebe­
wesen,

-  ein geändertes Verhalten der Zugvögel,
-  eine vermehrte Ausbreitung und Vermehrung von 

Schädlingen, '
-  Gefährdung der land- und forstwirtschaftliche^ 

Ökosysteme durch Dürren, Brände etc.,
-  ein Ansteigen der Schneefall-Grenzen,
-  einen Rückgang der Gletscher und eine Zunahme 

der Lawinengefahr,
-  die Zunahme meteorologischer Extrem- 

Ereignisse,
-  abnehmende Grundwasser-Neubildung,
-  regional begrenzte Hbchwasser-Situationen durch 

intensive Niederschlagsereignisse,
-  vermehrtes Auftreten von Krankheitserregern,
-  gesundheitliche Probleme durch höhere Tempera­

turen.
Aufgrund all dieser Erkenntnisse bzw. Prognosen 
müsste alles nur Denkbare getan werden, um den 
C02-Ausstoß zu verringern. Nach Seilers Ansicht sei 
es durchaus möglich, die C02-Emissionen in den 
nächsten 50 Jahren vor allem durch Energieeinspa­
rungen und emeuerbare Energien um mehr als die 
Hälfte zu reduzieren. Schließlich habe es auch bei 
den FCKW, beim Abfall und Abwasser große Erfolge 
gegeben. Derzeit fehle dazu aber der Wille und der 
Druck der Gesellschaft auf die Politik und Wirt­
schaft. Seiler zeigte sich erstaunt, dass die Landwirt­
schaft angesichts der ernsten Klimasituation in der 
Defensive bleibt und nicht stärker an die Öffentlich­
keit tritt.

Naturkatastrophen nehmen zu -  
Schäden erreichen neue Dimensionen

Gerhard Berz: Versieherungsdichte in der

Politik nicht ausreichend unterstützt worden. Die 
Versicherungen sind daher mittlerweile schön dazu 
übergegangen, manches erst gar nicht mehr zu versi­
chern: z.B. die Risiken von Gentechnik.
Besonders vom Jahr 1990 an habe es in Deutschland 
und Europa eine deutliche Zunahme von Naturkata­
strophen gegeben. Mit Ausnahme tropischer Wirbel­
stürme sei mittlerweile das ganze Katastrophen- 
Spektrum auch hierzulande aufgetreten. Weltweit 
gebe es mittlerweile dreimal so viele Katastrophen 
wie vor 40 Jahren, die volkswirtschaftlichen Schäden 
seien fünfmal höher als damals. Außerdem gebe es 
heute in einem Jahr so viele versicherte Katastro­
phenschäden wie noch in den 60er Jahren über ein 
ganzes Jahrzehnt hinweg. Gerade in den stark betrof­
fenen Gebieten der Welt verfügen die Menschen aber 
gar nicht über die finanziellen Mittel, um sich zu ver­
sichern.
Abschließend stellte Berz fest, dass wohl noch viele 
weitere große Naturkatastrophen notwendig seien, 
„um die Politik und uns selbst zu den notwendigen 
Maßnahmen zu zwingen“.

Riesige Schäden für die Forstwirtschaft 
durch Trockenheit

Auch die Forschungen von Gerhard Berz, Leiter des 
Fachbereichs GeoRisikoForschung der Münchener 
Rück, der weltweit größten Rückversicherungs-Ge­
sellschaft, haben ergeben, dass Naturkatastrophen 
ständig zunehmen und die Schäden ganz neue Grö­
ßenordnungen erreichen. Eine in Deutschland 
durchgeführte Untersuchung habe gezeigt, dass bei 
einer um ein Grad höheren Mittel-Temperatur die 
Zahl der Blitzschläge um 50 Prozent zunimmt. Auch 
waren in früheren Wintern die osteuropäischen Käl­
tehochs eine gute Barriere gegen die Stürme aus der 
Nordatlantik-Region. Dagegen könnten bei immer 
milderen Wintern die Sturmtiefs tief in die europäi­
sche Mitte eindringen, was häufigere Orkan-Ereig­
nisse zur Folge habe.
Natürlich drängen die Versicherungen in einer sol­
chen Situation darauf, dass noch mehr mögliche Risi­
ken versichert werden. In der Landwirtschaft, so 
Berz auf eine entsprechende Anfrage, sei die Versi­
cherungsdichte recht gering; allerdings fehlten bisher 
auch noch die richtigen Produkte. Die Bemühungen 
um die so genannte „Mehr-Gefahren-Versicherung“ 
seien aber bisher stecken geblieben und auch von der

Gerade auch der Wald leide sehr unter den aktuellen 
Auswirkungen des Klimawandels: höhere Tempera­
turen, weniger Wfosser, eine Zunahme von Schädlin­
gen. Das Jahr 2003 sei „das extremste Jahr seit 
Beginn der Klima-Aufzeichnungen“ gewesen, so 
Herbert Bordiert von der Bayerischen Landesanstalt 
für Wald- und Forstwirtschaft in Freising. Allerdings 
werde dieses Jahr nicht lange so außergewöhnlich 
bleiben. Neben den extrem hohen Temperaturen wa­
ren es vor allem auch die geringeren Niederschläge, 
die der Land- und Forstwirtschaft zu schaffen mach­
ten: nämlich stolze 32 Prozent weniger als im bisher­
igen Jahresmittel. Den ganzen Sommer über ist dem­
nach im Jahr 2003 das verfügbare Ausser im Boden 
stetig abgesunken, so dass ein bis zwei Monate lang 
für die Pflanzen so gut wie überhaupt kein Vfosser 
mehr im Boden erreichbar war. Dies habe „alles bis­
her Gekannte gesprengt“.

Fortsetzung folgende Seite

Sonderseiten der 
AbL-Landesverbände
Auf vielfach geäußerten Wunsch hin enthält die­
se Ausgabe der Bauemstimme vier Seiten mehr, 
die von einzelnen AbL-Landesverbänden gefüllt 
worden sind. Dadurch besteht nun die Möglich­
keit, spezielle Themen ausführlicher darstellcn 
zu können. Gerne nehmen wir auch künftig Bei­
träge aus den AbL-Landcsverbändon für weitere 
Sonderseiten auf. Ihre Redaktion
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Biobauer Braun lässt keine schweren Ma 
schinen an seinen Boden. Foto: Eder

Fortsetzung von vorheriger Seite

Der Borkenkäfer hat sich enorm vermehrt; drei Ge­
nerationen von ihnen hatten ausreichend Zeit auszu­
reifen. Das dadurch zu erwartende Überangebot an 
„Käfer-Holz“ drücke die eh schon rückläufigen Holz­
preise hoch mehr. Daraus resultierten nach den Be­
rechnungen von Bordiert Einkommensverluste für 
die bayerischen Waldbau­
ern in einer Größenord­
nung von 100 Mio. Euro.
Auf weitere 26 Mio. Euro 
schätzt Bordiert die Ver­
luste durch Ausfall und 
Neupflanzung von mehr als 
der Hälfte aller Forstkultu­
ren, die einfach vertrocknet 
sind. Somit summiert sich 
der Gesamtschaden der 
Forstwirtschaft durch den 
Extremsommer von 2003 
auf knapp 130 Mio. Euro.
Während die Landwirt­
schaft ihre Ertragseinbu­
ßen unmittelbar erlebt, er­
rechnen sich die Einbußen 
der Forstwirtschaft nur 
durch Jahrringanalysen.
Und solche Analysen ha­
ben ergeben, dass der Zuwachs der Bäume im Jahr
2003 um 50 bis 80 Prozent zurückgegangen ist. Dies 
wiederum bedeute für die Zukunft Einkommensver­
luste von schier unvorstellbaren 300 bis 500 Mio. 
Euro.
Sorgen machen den Experten aber nicht nur die fi­
nanziellen Verluste, sondern auch die Anpassungs­
probleme mancher Baumarten. So werde bei der 
Fichte die Belastung durch Schädlinge deutlich zu­
nehmen. In Zukunft sollten Baumarten ausgewählt 
werden, die besser mit heißem, trockenen Klima zu­
recht kommen. Dieser Prozess müsse jetzt beschleu­
nigt und das Waldumbauprogramm- unter Berücks­
ichtigung der ebenfalls zunehmenden Sturmschäden 
forciert werden. Bei den Baumarten, die die Hitze gut 
vertragen, steht die Buche an vorderster Stelle. „Bay­
ern ist ein Buchenland“, fasste Bordiert dies zusam­
men. Aber auch Eiche und Kiefer vertragen sehr war­
me bzw. trockene Lagen recht gut. Die Fichte dage­
gen ist eigentlich auf kalten und feuchten Böden eher 
zu Hause. Die Tanne wurzelt tiefer als die Fichte, sei 
aber trotzdem in sehr trockenen Bereichen nicht zu 
empfehlen. Die Kiefer eigne sich von Natur aus 
schon für extreme Standorte und Trockenheit, werde 
allerdings leicht von Schädlingen befallen. Anderer­
seits ist natürlich die Buche nicht so ertragreich wie 
etwa die Fichte. Eine mögliche Alternative könnte 
die Douglasie sein, für die inzwischen umfangreiche 
Praxiserfahrungen vorliegen. Auf alle Fälle aber solle 
der Forstwirt zu unterschiedlichen Baumarten grei­
fen und auf extremen Standorten keine Fichten mehr 
pflanzen.
In dieser Situation sei, so Bordiert abschließend, die 
Politik gefordert. Die Waldbauem seien vom Klima­
wandel am meisten betroffen, daher müsse die Politik 
finanzielle Anreize für eine passende Waldverjün­
gung schaffen. Es sei dringend notwendig, die Wald­
bauem mehr zu unterstützen, zumal die Förderun­
gen seit 1993 von 16 auf drei Mio. Euro zurückgegan­
gen seien.

„Ich spanne meine Pflanzen und 
Regenwürmer vor den Pflug"

Biobauer Sepp Braun: Lebendiges Bodenleben for- 
! an die modernen schweren Geräte

Der Boden -  Die Mutternde

Erfahrungen aus der Praxis lieferte der Biobauer 
Sepp Braun aus dem Landkreis Freising. Für ihn ist 
die Bodenfruchtbarkeit der Kernpunkt und das Vor­

handensein von Regenwürmem ein wichti­
ger Indikator dafür. In Bayern gebe es Un­
tersuchungen zufolge im Durchschnitt ge­
rade mal 16 Regenwürmer pro Quadratme­
ter -  bis zu 600 Regenwürmer könnten 
aber unter einem Quadratmeter Boden tä­
tig sein. Sie graben Röhren, die bis zu 150 
Liter Wasser in einer Stunde aufnehmen 
könnten. Die Regenwürmer erzeugen nach 
Brauns Angaben 80 Tonnen „Kot“ pro 
Hektar im Jahr, in dem 280 kg Stickstoff 
enthalten sind -  das Doppelte dessen, was 
in der modernen Landwirtschaft durch­
schnittlich gedüngt wird. Von daher biete 
ein intaktes Bodenleben auch wirtschaft­
lich gesehen echte Perspektiven für die 
Bauern.
Um ein Bodenleben zu erreichen, wie es 
das „auf der guten alten W ese“ einst gege­
ben habe, müsse man Pflanzen wachsen 
lassen, die ganz unter­

schiedlich lange Wurzeln ausbil­
den. Von den heutigen Wiesen sei­
en die Kräuter ebenso verschwun­
den wie die Tiefwurzler. Als gut 
geeignete Pflanzen mit tiefen 
Wurzeln nannte Sepp Braun die 
Luzerne, die Bibernellen und 
auch die Wiesenglockenblume.
Solche Tiefwurzler lösten zum ei­
nen das Distelproblem, bildeten 
beim Absterben wieder neuen 
Humus im Boden und erhöhten 
die Wasserrückhaltefähigkeit des 
Bodens. Europaweit müsste der 
Silomais durch Kleegras ersetzt 
werden; das wäre die ideale Pflan­
ze für ein besseres Bodenleben. Ebenso wichtig für ei­
nen guten Boden seien Bodenbedecker. Schließlich 
gebe es in der Natur keinen offenen Boden. Der Bo­
den müsse dauernd vor Sonne, Regen und Wind ge­
schützt werden, was mit den Kulturpflanzen nicht zu 
schaffen sei.
Ein ganz großes Problem sieht Braun in den schwe­
ren Maschinen der Landwirtschaft, vor allem auch 
dem hohen Druck der Reifen, die den Boden auf den 
Feldern in einerWeise verdichteten, dass oft schon in 
einer Tiefe von 30 cm alles verfestigt und staubtro­
cken sei. Die Schäden, die diese Geräte mit ihrem Ge­
wicht in den Böden anrichteten, seien praktisch irre­
parabel. Seiner Auffassung nach müsste die Achslast 
auf maximal fünf Tonnen pro Achse reduziert wer­
den, der Luftdruck in den Reifen dürfte höchstens 0,8 
Bar betragen. Die Vermeidung solch großer Maschi­
nen biete auch endlich wieder eine Chance für die 
bäuerliche Landwirtschaft.
Er selber macht es auf seinem Bio-Betrieb vor, arbei­
tet dort seit fast 20 Jahren 'ohne Pflug, nur mit mini­
maler Bodenbearbeitung bis zu sechs Zentimetern, 
aber eben bei optimaler Durchwurzelung. Braun 
kommt seit drei Jahren mit einem 72-PS-Schlepper

Das Bodenleben der „guten alten Wiese", 
Grafik: Braun

auf seinem 45-Hektar-Betrieb problemlos aus. Mit 
deir§Maschmenring und dessen schweren Geräten 
arbeitet er nicht mehr.
Letztendlich, so Brauns Fazit, müsse sich der Land­
wirt an den Gesetzmäßigkeiten der Natur orientie­
ren, dann gebe einem dies die Natur doppelt und drei­
fach zurück. Eine Unkrautbekämpfung im Getreide­
feld sei nicht mehr notwendig. Wer sich nach der Na­
tur richte, der werde auch erleben, dass es den Tieren 
gut gehe. Seine Kühe hätten auch ohne Kraftfutter - 
eine Milchleistung von durchschnittlich 6.000 Li­
tern, einzelne sogar bis 9.000 Liter und erfreuten sich 
guter Gesundheit und Fruchtbarkeit.

Bilanz der Tagung aus Sicht der AbL
In einer kurzen Bilanz fassten die Teilnehmer unter 
der Moderation des AbL-Landesvorsitzenden Sepp 
Bichler zwei Schwerpunkte zusammen. Zum einen 
will eine Gruppe von AbL-Mitgliedern weiteren Kon­
takt zu Professor Seiler aufnehmen und mit ihm Lö­
sungsmöglichkeiten erarbeiten, wie die Landwirt­
schaft die Herausforderungen des Klimawandels be­
wältigen kann. Zum zweiten will man auch das The­
ma einer möglichen Mehr-Gefahren-Versicherung 
aufgreifen und durch den Kontakt mit Gerhard Berz 
in der Versicherungswirtschaft ausloten, welche Ver­
sicherungen Sinn machen.
„Niemand sonst geht das Thema Klimawandel an“, 
meinte Bichler. Daher müsse sich die AbL, vielleicht 

auch auf Bundesebene, dieser Pro­
blematik stellen. Das Angebot Sei­
lers zur Zusammenarbeit sei ein 
guter Beginn. Außerdem wäre die­
ser ein hervorragender Multiplika­
tor, der die Anregungen von Bau- 
emseite in den wissenschaftlichen 
Diskurs einbringen könne. Hier 
entspann sich eine lebhafte Debat­
te zur Wissenschaftskritik, die zu 
der Frage führte: „Wer ist in der 
Lage, alles zusammen, zu schrei­
ben, auf was die Wissenschaft der­
zeit keine oder falsche Antworten 
hat?“
Ganz wichtig ist es der AbL aber 
auch, wie Bichler und andere Dis­
kussionsteilnehmer betonten, das 

Problem der. Klimaveränderung nicht abzutun nach 
dem Motto: „Die Versicherung wird’s schon rich­
ten!“ Dennoch müsse man einen Weg der Risikoab­
deckung finden. Die AbL will in solchen Situationen
-  „nicht so wie der Bauernverband“ (Sepp Bichler) -  
keineswegs als Bittsteller und Spendensammler bei 
der Bevölkerung oder beim Staat auftreten. Gleich­
zeitig müsse aber auch klargestellt werden, so der 
zweite Vorsitzende Wolfgang König, dass die Land- 
und Forstwirtschaft im Klimawandel vermehrt die 
Folgen der ökologischen Sünden der Gesamtgesell­
schaft zu tragen hat.
Themen wie die Mehr -Gefahren-Versicherung müss­
ten daher stärker in die Diskussion eingebracht wer­
den. Erst nach intensiver Prüfung der Problematik 
soll entschieden werden, ob man das Thema stärker 
forcieren wolle. Schließlich solle, wie mehrfach ge­
sagt wurde, nicht noch mehr Bürokratismus in der 
Landwirtschaft Einzug halten.

Hans Eder, Andrea Eiter (AbL-Bayem)

Die Tagung wurde finanziell unterstützt von der Petra-Kelly- 
Stiftung in München und der Zukunftsstiftung Landwirtschaft 
in Bochum.
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Zur Agrarberichterstattung in den ostdeutschen Medien
Das Feigenblatt der öffentlichen Meinungsmache schützt ganz offensiv agrarindustrielle Strukturen im Osten. 

Konkret: Je größer die zu verteilenden Agrarbeihilfen, desto spärlicher die Berichterstattung.

V br kurzem gab es in München eine große Demon­
stration von Bauern, Umweltschützem und Ver­

brauchern gegen grüne Gentechnik. Der Bayerische 
Rundfunk sprach in einem Kurzbericht von einer De­
monstration gegen den Künast’schen Gesetzentwurf 
zur grünen Gentechnik (Bauemstimme 3/04). Dass 
sowohl der Bauernverband als auch die bayerische 
Staatsregierung Ziel der Kritik waren, wurde damit 
verschwiegen. Es gibt also auch in Westdeutschland 
eine Tendenz zur Zensur in der Agrarberichterstat­
tung.
Für Ostdeutschland, so die These, die im Folgenden 
belegt wird, ist die Tendenz zur Zensur, zur regie­
rungsnahen und bauemverbandsnahen landwirt­
schaftlichen Berichterstattung noch viel stärker aus­
geprägt. Dies hat vor allem drei Gründe.

Nur noch eine Bauernzeitung
Im Bereich der landwirtschaftlichen Wochenzeitun­
gen gibt es in Ostdeutschland nur noch eine, bauem- 
verbandsdominierte Wochenzeitung, die Bauernzei­
tung, mit Regionalteilen in den neuen Ländern. Die 
Ausrichtung ein den Positionen des Bauernverbandes 
bei der Berichterstattung ist noch ausgeprägter als in 
Westdeutschland. Als beispielsweise der Staatssekre­
tär Thalheim (im BundeslandWirtschaftsministerium 
BMVEL sowohl Lobbyist der ostdeutschen Großbe­
triebsstrukturen und der Landesbauemverbände) im 
letzten Jahr wegen negativer Äußerungen zur Agrar­
wende politisch unter Druck geriet, stand ihm diese 
Zeitung als Legitimationsorgan gleich zur Seite. Dies 
ging so weit, dass in alter Manier Solidaritätserklä­
rungen für diesen Mann in der Bauemzeitung gesam­
melt wurden.

Personelle Kontinuität über Wende hinaus
Nach der Wende würden die Medien eines repressi­
ven, totalitären Systems in die westdeutsche Medien­
landschaft mehr oder minder erfolgreich eingebaut. 
Die Tageszeitungen, in der Regel die ehemaligen

SED-Bezirkszeitungen, wurden von westdeutschen 
Verlagen übernommen und erneuern sich im besten 
Falle von unten her, während die Spitze und der Mit­
telbau nach der Wende die journalistische Kontinui­
tät wahrte. Da die Landwirtschaft bis heute im Osten 
ein wichtiger Wirtschaftszweig ist, ist der Anteil der 
Berichterstattung im Wirtschaftsteil der Tageszeitun­
gen hoch. Die regionalen, öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstaiten, ORB/RBB, MDR und NDR in 
Schwerin, Mecklenburg-Vorpommern, sowie die Re­
gionalstudios des ZDF haben sich nach der Wende 
gebildet. Die Entwicklung im Bereich der Agrarbe­
richterstattung hing und hängt vor allem davon ab, 
welches Ausmaß von Liberalität und Bereitschaft zur 
pluralen Diskussion bei den Verantwortlichen exis­
tierte. Dabei hat sich, zumindest zeitweise der Ost­
deutsche Rundfunk Brandenburg (ORB)/ inzwi­
schen Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB) bezüg­
lich seiner relativen Unabhängigkeit positiv vom 
MDR und NDR abgehoben. Dies hat sicher auch sei­
ne Ursache in der relativ liberalen, vom WDR stam­
menden Spitze des ORB/RBB in der Aufbauzeit die­
ses Senders. In den letzten Jahren wird jedoch die 
Agrarberichterstattung bei diesen Sendern eher noch 
einseitiger. Die verantwortlichen ostdeutschen Poli­
tiker erhöhen den Einfluss auf die für die Meinungs­
bildung so wichtigen Sender. Dieser Prozess ist im 
Agrarbereich besonders-ausgeprägt und hängt auch 
damit zusammen, dass in der Agrarberichterstattung 
eine hohe personelle Kontinuität über die Wende 
1989/90 existiert. Unrühmliches Beispiel ist ein Be­
richt des MDR zur besten Sendezeit über den Präsi­
denten des Bauernverbandes in Thüringen. Dieser 
steht politisch und juristisch wegen der Vermögens­
auseinandersetzung seines LPG- Nachfolgebetriebes 
unter Druck. Der MDR reagierte darauf mit einem 
ausführlichen Beitrag zur besten Sendezeit als Legi­
timation für diese Person -  ein in Form und Inhalt 
Vermutlich einmaliger Vorgang.

Landesbauernverbände dominieren 
Massenmedien
Der Vorläufer der ostdeutschen Landesbauemver­
bände, die „Vereinigung der gegenseitigen Bauemhil- 
fe“, war in der DDR naturgemäß der Kommunika­
tionspartner der Medien für die landwirtschaftliche 
Berichterstattung. Die informellen Strukturen haben 
sich über die Wende hinaus erhalten und führen 
dazu, dass die Positionen der Landesbauemverbände 
in Tageszeitungen, Rundfunk und Fernsehen stärker 
als in Westdeutschland die agrarpolitischen Seiten 
dominieren. Dies, obwohl die Landesbauemverbän­
de nur eine Minderheit der Betriebe vertreten (25 bis 
35 Prozent).
Fazit: All dies führt zu einer gegenüber der westdeut­
schen Agrarberichterstattung noch ausgeprägteren 
Verzerrung und Zensur, ohne dass dies nach außen 
hin sofort sichtbar wird. An drei Beispielen wird dies 
im Folgenden illustriert.

Desinformation zur EU- Agrarreform
Nachdem die McSherry-Reform und die Beschlüsse 
der EU-Agrarminister zur Agenda 2000 den ostdeut­
schen Großbetrieben insoweit entgegengekommen 
sind, dass keine einzelbetrieblichen Prämienober­
grenzen eingeführt wurden, waren die Fischler-Vör- 
schläge im Juli 2002 zur Kappungsgrenze von
300.000 Euro für die ostdeutsche Agrarlobby, also die 
Landesbauemverbände und die Landesregierungen, 
ein Schock.
Von diesen Gruppen wurde innerhalb kürzester Zeit 
eine Medienkampagne gegen diese Vorschläge insze­
niert. Nach einer gemeinsamen Krisensitzung von 
Landesbauemverbänden und Landesagrarministem 
in Mecklenburg-Vorpommern auf Einladung durch 
den Ministerpräsidenten Ringsdorf in Anwesenheit 
von Staatssekretär Thalheim wurde eine Medien-

Fortsetzung folgende Seite

Alternativer Gesetzesentwurf zur Gentechnik ein Petitionsausschuss 
übergeben -  Unterschriftenkampagne in Vorbereitung

D as Aktionsbündnis gentechnikfreie Landwirt­
schaft mit AbL-Bayern hat unter Federführung 

des Bund Naturschutz in Bayern e.V. (BN) einen al­
ternativen Gesetzesentwurf zur Gentechnik vorge­
legt und diesen Mitte März an den Petitionsaus­
schuss des Bayerischen Landtags übergeben.
Als „nicht koexistenzfähige GVO“ stuft der BN-Ent- 
wurf den Raps aufgrund der hohen Auskreuzungsge- 
fahr sowie die Sonnenblume wegen ihrer wichtigen 
Rolle als Bienenweide ein. Die Informationspflicht 
gegenüber Nachbarn und der Öffentlichkeit sollte 
verbessert werden, indem Ort, Zeitpunkt und Art der 
Freisetzung ortsüblich bekannt gemacht werden. Bis­
her ist nur bei berechtigtem Interesse als Nachhar die 
detaillierte Einsicht in das Standortregister vorgese­

hen. Ansatzweise aufgenommen wurde-damit die 
Idee der AbL-Bayem, eine schriftliche Zustimmung 
der angrenzenden Nachbarn analog zum Bauan­
tragsverfahren vorzusehen.
Die Ablehnung des Gentechnikgesetzentwurfs der 
Bundesregierung durch die Unionsmehrheit im Bun­
desrat am 2. April zeigt jedoch, dass die Chancen für 
den noch weitergehenden Altemativentwurf aus 
Bayern denkbar schlecht stehen.
Weil der Spielraum der Länder noch nicht definiert 
ist und übergeordnete Vorgaben der EU bestehen, er­
scheint ein in Bayern grundsätzlich1 möglicher Bür­
gerentscheid derzeit rechtlich nicht möglich. Zudem 
sind finanzielle und personelle Ressourcen durch den 
vom BN geplanten Bürgerentscheid zur Forstreform

gebunden. Die generationsübergreifende Tragweite 
und die Nicht-Rückholbarkeit der GVO-Freisetzun- 
gen würden die Orientierung am Bürgerwillen aller­
dings mehr als rechtfertigen.
Deshalb wird auf Initiative der AbL-Bayem hin vom 
BN derzeit eine Vorlage für eine massive Unterschrif­
tenkampagne formuliert, die die Bekräftigung der Pe­
titionsaussagen, eventuell auch die Kennzeichnung 
von Fleisch und Milchprodukten sowie die Saatgut­
frage zum Inhalt haben wird. Gegebenenfalls soll 
eine Ausweitung der Aktion auf die Bundesebene 
und damit eine Bündelung der Kräfte aller gentech­
nikkritischen Organisationen erfolgen.

Andrea Eiter
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Fortsetzung von vorheriger Seite

kampagne unter der Überschrift „In Ostdeutschland 
werden damit Arbeitsplätze in der Landwirtschaft 
vernichtet“ gestartet.
Höhepunkt dieser Desinformationskampagne waren 
die Aussagen von Thalheim, der damit zitiert wurde, 
dass diese Reform zwischen 50.000 bis 80.000 Ar­
beitsplätze in der ostdeutschen Landwirtschaft kos­
ten würde. Keine Diskussion darüber war möglich, 
dass von den Fischler-Vorschlägen nur fünf bis sechs 
Prozent der ostdeutschen Betriebe überhaupt betrof­
fen wären und dass gerade unter den Förderbedin­
gungen der Agenda 2000 durch Subventionsoptimie­
rung bei den Großbetrieben mehrere 1.000 Arbeits­
plätze in der ostdeutschen Landwirtschaft jährlich 
wegfallen. Die ostdeutschen Medien waren in ihrer 
überwiegenden Mehrheit dabei das Sprachrohr des 
Agrarfilz. Die Kampagne gegen die Fischler-Vor- 
schläge vom Juli 2002 war erfolgreich und führte 
dazu, dass diese Vorschläge fallengelassen und im Ja­
nuar 2003 durch ein Modell der Entkopplung der Prä­
mien ersetzt wurden. Die vorgeschlagene Entkopp­
lung mit dem Referenzzeitraum 2000 bis 2002 bedeu­
tet die Sicherung der Prämien für wenige LPG-Nach- 
folger und einen vermutlich großen Produktionsaus­
stieg auf den Extensivstandorten, da große Betriebe 
dann risikolos von den Prämien allein mit hohen Ge­
winnen existieren können. Diese Vorschläge bedeu­
ten tatsächlich einen hohen Verlust von Arbeitsplät­
zen in der ostdeutschen Landwirtschaft und verbun­
den damit die Entsiedlung ganzer Regionen in Ost­
deutschland. Eine Berichterstattung oder Diskussi­
on über diese gravierenden Probleme hat in Ost­
deutschland nicht einmal in Ansätzen stattgefunden, 
die medial so gehegte Gruppe der Großagrarier profi- 
tiert ja von diesen Vorschlägen. Sowohl Tageszeitun­
gen als auch öffentlich-rechtlicher Rundfunk halten 
diese Aspekte der Entkopplung aus der öffentlichen 
Diskussion. Statt dessen gibt es unzählige Kommen­
tare und Berichte darüber, dass eine vermutete Kür­
zung der Prämien zur Produktionsaufgabe führt. 
Diese Verschleierungspraxis des Bauernverbandes 
wird auch von den nicht-bauemverbandsgebunde- 
nen Medien bis auf wenige Ausnahmen reproduziert.

Absurdes zu Altschulden, BWG- und 
Landgesellschaftsflächen
Bei spezifisch ostdeutschen agrarpolitischen Themen 
wird die agrarpolitische Berichterstattung noch absur­
der. Es gibt für agrarpolitisch Tätige mittlerweile dabei 
eine Erfahrungsregel: Je größer die zu verteilenden 
Agrarbeihilfen in Ostdeutschland, desto spärlicher die 
Berichterstattung darüber. Besonders offensichtlich ist 
dies bei der Frage der Altschulden der LPG-Nachfolger. 
Unstrittig ist von der Faktenlage her, dass es um 2,5 
Mrd. Euro Verbindlichkeiten für 1.500 Betriebe und da­
rüber hinatfs um 1,5 Mrd. Euro an zusätzlichen alt- 
schuldenbedingten Subventionen geht. Seit zehn Mo­
naten diskutiert die Bundespolitik über einen Gesetz­
entwurf der Bundesregierung, der neben der vollständi­
gen Streichung der Altschulden je Betrieb eine durch­
schnittliche zusätzliche Subventionierung von mehr 
als 800.000 Euro bedeutet -  und das Thema kommt in 
den ostdeutschen Medien praktisch nicht vor! Wären 
diese Fakten den Sozialhilfeempfängem, den Arbeitslo­
sen oder den unter Tarif in Ostdeutschland Beschäftig­
ten bekannt, mithin würden die Tatsachen in den ost­
deutschen Medien ihren berechtigten Platz finden, die­
ser Gesetzentwurf wäre nicht durchzuhalten.

In ähnlicher Weise erfolgt die Diskussion um Ver­
pachtung und Verkauf der großen Pools an bundesei­
genen landwirtschaftlichen Nutzflächen (BWG) 
und Landgesellschaftsflächen. Es geht dabei um ein 
Subventionspotenzial an verbilligter Verpachtung 
und Verkauf von mehr als 5 Mrd. Euro, von dem vor 
allem eine kleine Klientel von Großagrariern profi­
tiert. Die Berichterstattung dazu ist in Westdeutsch­
land, z.B. im WDR oder Saarländischen Rundfunk, 
ausgeprägter als in Ostdeutschland. Der NDR in 
Mecklenburg-Vorpommern, wo die selektive Flä­
chenverteilung an Großagrarier auf die Spitze getrie-

Welches Bild uns erreicht, ist nicht zuletzt eine Frage der Politik. 
Foto: Erdmanski-Sasse

ben ist, weigert sich bis heute, über dieses Thema, 
das die Bauern im Lande am meisten interessiert, zu 
informieren. Es liegt nicht im Interesse des Bauern­
verbandes, der über den Rundfunkrat Einfluss auf die 
Programmgestaltung nimmt. Der Sender in Branden­
burg hebt sich von dieser beschämenden Praxis des 
Totschweigens der BWG-Problematik ab.
Die ostdeutschen Tageszeitungen veröffentlichen dage­
gen jeweils im Anschluss an die halbjährlichen Presse­
konferenzen die Erfolgsmeldungen über den Verkauf. 
Wenn dabei durchschnittliche Verkaufepreise von 2000 
Euro/ha landwirtschaftliche Nutzfläche erzielt werden, 
so müsste jeder kritische und kompetente Journalist 
hellhörig werden, und fragen, warum die Verkaufsprei­
se so niedrig sind und an wen verkauft.wird.
Zur Zeit ist das Straßburger Urteil zu den Bodenre­
formerben in der Diskussion. Was im Osten ver­
schwiegen wird, ist, dass die offenbar zu Unrecht ent- 
eigneten Flächen zur Bedienung derselben Gruppe 
der Großagrarier verwendet wurden wie die BW G- 
Flächen. Die Frage danach, wem die Enteignung der 
Bodenreformerben durch die Regierung Kohl genutzt 
hat, wird man in den Medien kaum finden. Ein Meis­
terstück der Hofberichterstattung gegenüber dem 
Landwirtschaftsminister von Mecklenburg-Vorpom­
mern hat wiederum das NDR-Femsehen in Schwerin 
geliefert. Auf einer Veranstaltung mit ca. 800 Boden­
reformerben wurde der Vertreter des Landwirt­
schaftsministers ausgepfiffen. Das NDR-Fernsehen 
hat davor den Bericht abgebrochen. An Zufall denkt 
dabei mittlerweile kaum einer mehr. Es gilt hier: Je 
größer der Subventionstopf ist, desto spärlicher und 
irreführender ist die Agrarberichterstattung.

Mediale Verteidigungslinie ostdeutscher 
Agrarstrukturen
Das Motiv der Erhaltung großer Agrarstrukturen 
durchzieht die gesamte Agrarberichterstattung in 
Ostdeutschland. Diese Betriebe bilden die welt­
marktfähigen Strukturen, die deswegen besonders 
zu fördern seien und viel umweltfreundlicher produ­
zieren würden, als kleinere Betriebe -  so z.B. Minis­

terpräsident Ringsdorf aus Mecklenburg-Vorpom­
mern in seiner Ablehnung der Fischler-Vorschläge im 
Sommer 2002. Ostdeutsche Journalisten könnten 
diese Aussagen an den Fakten des jährlichen Agrar­
berichtes der Bundesregierung überprüfen. Die Be­
triebe in Westdeutschland, im Mittel um den Faktor 
zehn kleiner als in Ostdeutschland, weisen einen 
sehr viel kleineren Anteil der Prämien an den gesam­
ten Betriebserlösen aus. Oder anders formuliert: Uni 
zu überleben, sind die ostdeutschen Großbetriebe in 
höherem Maße auf die Beihilfen angewiesen. Die 
Großbetriebe sind also weniger wettbewerbsfähig! 
Dies sind nachprüfbare Fakten, die in der ostdeut­
schen Agrarberichterstattung nicht Vorkommen.
Ein ehemaliger Ökonom der Weltbank, Schäfer-Keh- 
nert, hat 1998 in dem Agrarinformationsdienst Agra- 
Europe auf die geringe Wettbewerbsfähigkeit und 
ökonomische Rentabilität der ostdeutschen LPG- 
Nachfolger hingewiesen. Diese wird, wie dieser Öko­
nom erläutert, z.T. durch die Pachtsubventionen 
durch die BW G  für die Großbetriebe in einem jährli­
chen Umfang von mehreren 100 Mio. DM kompen­
siert. Die grundlegenden Aspekte der Wirtschaftlich­
keit großer und kleiner Landwirtschaftsbetriebe wer­
den in Ostdeutschland nicht diskutiert.
Der bedrohlichste Aspekt der verzerrten ostdeut­
schen Agrarberichterstattung ist jedoch folgender: 
Es gibt seit Jahren in den ländlichen Regionen Ost­
deutschlands einen Prozess der Entvölkerung, und 
zwar gerade dort, wo die Landwirtschaft der wich­
tigste Wirtschaftszweig ist. Dabei fließen bis heute in 
diese Regionen kontinuierliche Ströme landwirt­
schaftlicher Sonderbeihilfen in Form von Pachtbei­
hilfen, AltSchuldenmoratorium, aber auch bei Pro­
grammen wie z.B. Flurneuordnungsverfahren oder 
Wiedereingliederungshilfen für Arbeitskräfte in der 
Landwirtschaft, wo es immer noch Sonderprogram­
me Ost gibt. Offenbar werden diese Gelder nicht oder 
nur unzureichend für die Entwicklung ländlicher Re­
gionen in Ostdeutschland genutzt und gelangen in 
die falschen Taschen. Ein Thema für die ostdeut­
schen Journalisten? — Kein Thema! Die fehlende Be­
reitschaft, solche Beziehungen überhaupt medial in 
Betracht zu ziehen, zeigt sich an zwei Berichten der 
Lausitzer Rundschau (Brandenburg) auf derselben 
Seite. Einerseits wird in einem Artikel über die Forde­
rung der Landes-SPD zur „Sicherung der großen 
Agrarbetriebe“ berichtet, in einem anderen Artikel 
wird darüber Auskunft gegeben, dass die Prignitz 
mittlerweile eine Bevölkerungsdichte von weniger 
als 40 Einwohner/qkm aufweist, damit nach EU-Sta- 
tistik als menschenleer gilt. Dass beide Artikel sach­
lich eng Zusammenhängen, wird von den Journalis­
ten nicht thematisiert.
Zurzeit sind die Ausgaben der öffentlichen Hand für 
den Aufbau Ost ins Zielfeuer der Kritik geraten. 
Doch solange die Öffentlichkeit von den Medien über 
die Fehlverwendung von Milliarden an Agrarsubven­
tionen im Osten nicht informiert wird, dieses Thema 
in Ostdeutschland noch nicht einmal diskutiert wird, 
obwohl die Fehlverwendung hier offensichtlich am 
absurdesten ist -  solange ist die Diskussion um fehl­
geleitete Gelder für den Aufbau Ost insgesamt nicht 
ernst zu nehmen.

Jörg Gerke (AbL-Mecklenburg-Vorpommem)

1 >ie Redaktion dankt den AbL-LandusviThiindun
Bayern und Meckknburg-Vnrpomnicrn fur ihre
Beiträge.
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Ernste Lage für sauberes Saatgut
Die Initiative Save our Seeds kämpft seit Jahren für die Reinhaltung des Saatguts von gentechnischen Verunreinigungen und

liefert Hintergründe zum Stand der Verhandlungen in Brüssel

D as Saatgut steht am Anfang aller 
Landwirtschaft. Es ist die Grund­

lage unserer Ernährung und unserer 
Zukunft. Wenn wir das den Gentech- 
nik-Konzemen überlassen, haben wir 
unsere Selbstbestimmung verloren!“ 
rief am 18. April Anneliese Schmeh, 
AbL-Landesvorsitzende und Bäuerin 
vom Bodensee, gut zehntausend De­
monstranten in Stuttgart zu, die unter 
dem Motto „Wir bleiben sauber“ gegen 
die Einführung der Gentechnik in der 
Landwirtschaft demonstrierten. Mit 
250 Treckern, bunten Ballons und eini­
gem Getöse hatte sich hier die bisher 
größte Demonstration gegen Agrar- 
Gentechnik zusammengefunden (s. S. 
14).
Das Saatkorn der Initiative „Save our 
Seeds“ war bei der Demonstration in 
Stuttgart auf Treckern und Plakaten, 
T-Shirts und Revers allseits präsent. 
Save our Seeds kämpft seit Jahren für

die Reinhaltung des Saatgut gegenüber 
gentechnischen Verunreinigungen auf 
europäischer Ebene. Über 200.000 
Menschen haben mittlerweile die Peti­
tion zur Reinhaltung des Saatgutes un­
terzeichnet. Am 3. Mai 2004 wird ein 
dickes Buch mit den Unterschriften 
aus allen Ländern der Europäischen 
Union der zuständigen Umwelt-Kom- 
missarin Margot Wallström übergeben. 
Dass sie der einfachen Forderung, 
Gentechnik im Saatgut an der Nach­
weisgrenze von 0,1 Prozent zu kenn­
zeichnen, nachkommen wird, er­
scheint alles andere als wahrschein­
lich. Die EU-Kommission arbeitet un­
ter dem Druck der Industrie und auch 
der USA, an einer Richtlinie, die nach 
wie vor vorsieht, sogenannte Grenz­
werte für die ungekennzeichnete gen­
technische Verunreinigung von kon­
ventionellem und biologischem Saat­
gut bis zu einem halben Prozent zuzu­

lassen -  gegen den Willen einer großen 
Mehrheit der Bürger, des Europäischen 
Parlaments und auch einer wachsen­
den Zahl von Regierungen der Mit­
gliedstaaten. Innerhalb der Bundesre­
gierung verhindert Wirtschaftsminister 
Clement nach wie vor eine klare Positi­
on, obwohl nicht nur die zuständige 
Landwirtschaftsministerin und ihre 
Partei, sondern auch die SPD-Fraktion 
sich hinter die Forderung von „Save 
our Seeds“ gestellt h!at.
Der endgültige Kommissions-Entwurf, 
der bei Redaktionsschluss noch nicht 
vorlag, soll noch vor der Sommerpause 
den Vertretern der Mitgliedstaaten vör- 
gelegt werden. Auch wenn er dort 
kaum eine Mehrheit finden wird, könn­
te die Industrie sich letztlich durchset­
zen. Denn nach einem eigentümlichen 
EU-Verfahren kann die Kommission 
die Richtlinie auch gegen den Willen 
der Mitgliedstaaten verabschieden,

wenn diese sie im Ministerrat nicht mit 
Zweidrittel-Mehrheit ablehnen. Über 
die Mehrheitsverhältnisse im Rat nach 
dem Beitritt der zehn neuen EU-Mit- 
glieder vermag derzeit niemand ver­
lässliche Prognosen abzugeben.
„Die Lage ist jetzt wirklich sehr, sehr 
ernst,“ sagt Benny Haerlin, der für die 
Zukunftsstiftung Landwirtschaft 
„Save our Seeds“ koordiniert, „aber 
keineswegs verzweifelt. Wirklich wich­
tige Erfolge werden nur von denen er­
rungen, die auch in scheinbar aus­
sichtsloser Lage nicht aufgeben.“ 
„Save our Seeds“ braucht Ihre Unter­
stützung heute mehr denn je. bnh

Informieren Sie sich unter 
www.saveourseeds.org, unter 030 /  24 04 71 
46 oder in der Marienstr.19-20, 10117 Berlin. 
Spendenkonto: Zukunftsstiftung Landwirt­
schaft, Kto-Nr. 30005414 bei der GLS 
Gemeinschaftsbank (BLZ 43060967).

Wahlfreiheit bei Futtermitteln schaffen
Die Auseinandersetzungen über das Angebot an gentechnikfreiem Saatgut beginnen erst.

Die Futtermittelindustrie versucht, die Nachfrage nach gentechnikfreier Ware zu unterlaufen.

J ahrelang hat die Gentechnik-Indu­
strie sich gegen die Einführung der 
ennzeichnung gesträubt. Nun da die­

ser Kampf verloren ist, versucht sie die 
Wahlfreiheit der Bauern und Verbrau­
cher zu unterlaufen, indem sie alles 
kennzeichnet“, so kritisiert der AbL- 
Bundesvorsitzende Friedrich Wilhelm 
Graefe zu Baringdorf das Geschäftsge­
baren von dem Mühlenkonzem Bunge. 
Der internationale Konzern mit einer 
Soja-Mühle in Hamburg zeichne seine 
Ware falsch aus und unterlaufe damit 
die seit Mitte April geltende Kenn­
zeichnungsverordnung, so die Um­
weltorganisation Greenpeace.
Von Bunge bezieht auch die Futtermit- 
telfirma Una Hakra Soja. Bislang bot 
das Unternehmen auch zertifiziert gen­
technikfreies Soja an, das zum Beispiel 
Erzeuger für das Gutfleischprogramm 
von Edeka verfütterten. Una Hakra in­
formierte nun seine Abnehmer, dass 
ihr Soja zwar keine Gentechnik enthal­
te, dies auf den Begleitpapieren jedoch 
als gentechnisch verändert gekenn­
zeichnet werde.
„Damit verlieren die Bauern jede Wahl 
beim Kauf von Futtermitteln. 70 Pro­
zent der Bauern wollen ohne Gentech­

nik wirtschaften, ohne dass es ein ent­
sprechendes Angebot gibt,“ erklärt die 
AbL-Bundesvorsitzende Maria Heu­
buch. „Statt irreführend zu kennzeich­
nen, gilt es für den Futtermittelhandel 
seine Hausaufgaben zu machen. Wäh­
rend die großen Ölmühlen für den Le­
bensmittelhandel gentechnikfreie Ware 
hersteilen können, scheinen sie das bei 
Futtermitteln nicht organisieren zu 
„wollen“, so die Milchbäuerin aus dem 
Allgäu. Bundeslandwirtschaftsminis- 
terin Renate Künast erläuterte an die 
Adresse des Futtermittelhandels: „Es 
ist deshalb nicht hinnehmbar und wür­
de dem Zweck der neuen Regelungen 
zuwiderlaufen, wenn nun Hersteller 
Lebens- oder Futtermittel als genetisch 
verändert' deklarieren, obgleich sie 
nicht gentechnisch verändert wurden 
und auch keine gentechnisch veränder­
ten Bestandteile enthalten.“
„Das ist ein Test, ob die Bauern und 
Verbraucher sich an die Gentechnik ge­
wöhnen“, erinnert Friedrich Wilhelm 
Graefe zu Baringdorf. Künast lädt Ver­
tretern der Futtermittelbranche zu ei­
nem Arbeitstreffen ein und lässt prü­
fen, ob Unternehmen eine marktbe­
herrschende Stellung ausnutzen. ms

Auf der Demonstration in Osnabrück fordern Bauern gentechnikfreie Futterm ittel und gentech­
nikfreies Saatgut und setzen damit den Landhandel unter Druck. Foto: Dagenbach

http://www.saveourseeds.org
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Protest gegen Gentechnik
Mitte April demonstrierten über 10.000 Bauern, Imker, Verbraucher, 

Verarbeiter in Stuttgart für die gentechnikfreie Landwirtschaft

E in toller Erfolg -  es wird Zeit, dass ich 
mich endlich wieder um meine Bie­

nen kümmern kann“. Michael Grolm, ei­
ner der Hauptverantwortlichen für die 
Demo für eine gentechnikfreie Landwirt­
schaft und Lebensmittel in Stuttgart am 
sonnigen 18. April ist begeistert. Laut, 
bunt, stimmungsvoll und medienwirk­
sam haben 10.000 Bäuerinnen und Bau­
ern, Landfrauen, Imkerlnnen, Köchin­
nen, Bäckerlnnen und Verbraucherinnen 
kreativ für eine gentechnikfreie Zukunft 
demonstriert. Mit 250 Schleppern, die in 
einer Sternfahrt aus dem gesamten Stutt­
garter Umkreis gekommen waren, wurde 
der Verkehr lahmgelegt. „Seit vier Wo­
chen liefen die Vorbereitungen für die 
Demo in der Bioland Geschäftsstelle auf 
Hochtouren. Geplant und organisiert 
wurde in einem Team von sechs Leuten in 
Ehren- und Hauptamt bei AbL, attac, 
Bioland und den Berufsimkem. Da war 
intensives Arbeiten angesagt“, Birgit Eß- 
linger von der Demo-Koordinationsstelle 
(Bioland Landesverband Baden-Würt­
temberg) ist erschöpft und zugleich 
glücklich über den Erfolg.

Verantwortung in eigene Hand 
nehmen
Die Organisation hat sich also gelohnt -  
um den Protest zu Tausenden kund zu 
tun und um öffentlich zu zeigen, dass 
eine gentechnikfreie Landwirtschaft ein 
überlebensnotweridiges Muss für Bäue­

rinnen und Bauern und Verbraucherin­
nen auf der ganzen Welt ist. Die Redne- 
rinnen aus Frankreich und aus Argenti­
nien, aus Mali und aus Berlin waren sich 
einig: „Wer die Macht über Saatgut in die 
Hände weniger gibt, kann die Ernährung 
der Bevölkerung später nicht mehr ge­
währleisten“, so Emst Ulrich von Weiz­
säcker. Die Appelle an die Verbrauche­
rinnen und Verbraucher waren deutlich: 
„Nehmen Sie die Verantwortung für Ihr 
Leben in die eigene Hand, überlassen Sie 
es nicht Ihrem Arzt oder Apotheker und 
schon gar nicht der Industrie“, forderte 
Angela von Beesten vom Ökologischen 
Ärztebund.
Die Demo hat sich auch für das Bündnis 
intern gelohnt: die Mitglieder haben sich 
mehr als verdoppelt und über 50 Verbän­
de, unter anderem auch Kreisbauemver- 
bände und Gewerkschaften, haben sich 
mit dem Aktionsbündnis solidarisiert 
und sich am Aufruf zur Demonstration 
beteiligt.

Widerstand ausweiten
Nach Durchatmen und Kurzurlaub 
bleibt natürlich die Frage: wie geht's 
weiter in Baden-Württemberg? Neue 
Ideen müssen besprochen werden: Wei­
tere Überzeugungsarbeit beim Landes- 
bauemverband und bei der Landesregie­
rung leisten, die Aktiven intensiver ver- 
netzen, gentechnikfreie Regionen unter­
stützen, den Austausch mit anderen

ln Stuttgart demonstrierten am 18. April über 10.000 Menschen für eine gentechnikfreie Land­
wirtschaft. Fotos: Ziechaus

Bundesländern suchen, die Orte für ge­
nehmigte Freisetzungsversuche recher­
chieren, ... es gibt noch viel zu tun und 
bis Ende des Jahres bleibt uns Birgit Eß- 
linger mit einer halben Koordinations­
stelle für das Bündnis erhalten.
Die AbL-Rednerin Anneliese Schmeh 
forderte alle Demonstrantlnnen auf, den 
Widerstand bundesweit auszuweiten, zu 
stärken und lebendig zu halten: ,jWir for­
dern den Bundeskanzler Gerhard Schrö­
der auf, sicfi an seinen Amtseid zu hal­
ten, in dem er sich verpflichtet, Schaden 
von der Bevölkerung zu wenden und ih­
ren Nutzen zu mehren. Die Grüne Gen­
technik ist nicht zu unserem Nutzen!“ 

Melanie Amrhein
Zur Finanzierung der Demonstration und für 
weitere Aktionen sind wir auf Ihre Solidarität 
in Form von Spenden angewiesen. Herzlichen 
Dank an alle, die gespendet haben und noch 
spenden wollen und können (GLS-Bank, Kon- 
to-Nr. 70000 70000, BLZ: 430 609 67, Stich­
wort: Demo 18. April)

Gentechnikfreie Regionen als Selbsthilfe
Ein Kommentar zu den Protesten

D en Menschen im Südwesten 
Deutschlands eilt der Ruf voraus, 

duldsam und strebsam zu sein, sowie au­
ßer der Arbeit sehr wenig zu kennen. Au­
ßer -  ja außer es läuft ihnen etwas ent­
schieden gegen den Strich. So etwas ist 
die Agro-Gentechnik. Da können sie 
richtig stur und uneinsichtig sein, wie es 
ein Vertreter von dem Gentechnik-Kon­
zern Pioneer vor kurzem formuliert hat. 
Die überwiegende Mehrheit der Bevöl­
kerung und der Bauern glaubt nicht an 
die hehren Versprechen der Gentech-In- 
dustrie einer schönen neuen Welt, die 
wir angeblich nach unseren Wünschen 
formen können. Und sie glauben -  Gott 
sei dank -  auch nicht den Professoren 
und den Politikern mit ihrem Geschwätz 
von Koexistenz und Wahlfreiheit, die wir 
auch in Zukunft haben sollen. Ihre Ab­
sicht ist zu offensichtlich, die Leute zu 
beruhigen und in Sicherheit zu wiegen,

in Süddeutschland gegen den Einzug der
bis eine Umkehr nicht mehr möglich ist. 
In Ländern wie Kanada, USA, Argenti­
nien, die heute schon in großflächigem 
Umfang gentechnisch veränderte Pflan­
zen anbauen, ist der Beweis ja schon er­
bracht, dass eine Koexistenz nicht reali­
sierbar ist.
Dass nicht nur die üblichen Verdächti­
gen, sondern auch die berufständischen 
Landfrauen und Basisgruppen des Bau­
ernverbands zur Demo in Stuttgart a u t 
gerufen haben, zeigt, dass viele Men­
schen erkannt haben, um was es eigent­
lich geht: Nur wenn wir unsere Kräfte 
bündeln und der Übermacht gemeinsam 
die Stirn bieten, haben wir eine Chance 
auf Erfolg.
Darum sehen wir in der Schaffung von 
gentechnikfreien Zonen einen Akt der 
Selbsthilfe, um unsere eigenständige Er­
nährung zu erhalten und unsere demo­
kratischen Grundrechte zu wahren.

Gentechnik in der Landwirtschaft

Denn es steht meiner Meinung nach au­
ßer Zweifel: Die großen Gentech-Kon- 
zeme sind mit dem Griff nach den 
Grundlagen allen menschlichen Lebens, 
nämlich dem Saatgut, einer allumfassen­
den Macht sehr nahe gekommen. So 
könnten sie in Zukunft bestimmen, wer 
Saatgut bekommt und wer nicht. Regie­
rungen, ganze Staaten wären erpressbar. 
Alle demokratischen Rechte wären au­
ßer Kraft gesetzt.
Macht ist immer eine zweiseitige Sache: 
Einer, der sie sich zu nehmen versucht, 
und andere, die sie sich nehmen lassen. 
Wir haben unsere demokratischen 
Grundrechte schwer erkämpft. Wir alle 
haben viel zu verlieren; nicht nur wir 
Bauern, aber auch wir Bauern.

Anneliese Schmeh, Bäuerin und 
AbL-Landesvorsitzende 

Baden-Württemberg

Volksinitiative für 
gentechnikfreies 
Schleswig-Holstein
Ein großes Ziel hat sich das Aktions­
bündnis gentechnikfreies Schleswig- 
Holstein gesteckt. Die Aktiven wollen 
in den nächsten Monaten 20.000 
Unterschriften sammeln, um eine 
Volksinitiative zur Erhaltung Schles­
wig-Holsteins als genlechnikfreie 
Region zu starten. Matthias Stühr- 
woldt von der AbL weist darauf hin, 
dass 70 Prozent der Landwirte keine 
Gentechnik auf ihren Höfen wollen.

Bauern im Landkreis 
Verden für 
gentechnikfreie 
Landwirtschaft
Vorrang für die gentechnikfreie Land­
wirtschaft für konventionelle und 
ökologisch wirtschaftende Bauern im 
Gentechnikgesetz foidern im Kreis 
Verden der Landvolkverband, die AbL 
und die Ökolandbauverbände. Mögli­
che Schäden sollen von den 
Gentechnikfirmen bezahlt werden. 
„Bei Entscheidungsträgern auf allen 
Ebenen werden elementare Interes­
sen der Bauern, der Verbrauchet und 
der Umwelt zugunsten industriellei 
Interessen zurückgestellt", so die 
Bauern, pm

Die französische Region 
Poitou-Charentes soll 
gentechfrei bleiben
Die Präsidentin des Regionalrates, 
Segolene Royal, hat die Gemeinde­
vorsteher ihrer Region aufgefordert, 
Freisetzungsversuche zur Gentechnik 
per Erlass zu verbieten. „Im Falle 
eines Rechtsstreits bürge ich für Sie 
im Namen des Vorsorgeprinzips und 
der Unverträglichkeit mit der ökologi­
schen Landwirtschaft", ei klärte Royal, 
die Anfang der 90er Jahre Umweltmi- 
msterin war. pm
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Bundestreffen der 
Regionalbewegung
200 Teilnehmer trafen sich vom 31. März bis 2. April in Feuchtwangen und 

verabschiedeten die Feuchtwanger Charta zur Stärkung der Regionalbewegung.

I ch bin glücklich, dass ich aus einer rück­
ständigen Region komme“, so Richard 

Greindl beim ersten Bundestreffen der Re­
gionalbewegung in Feuchtwangen. Greindl 
referierte als Regionalmanager des österrei­
chischen Waldviertels, das durch zahlreiche 
erfolgreiche Regionalentwicklungsprojekte 
innerhalb von wenigen Jahrzehnten von ei­
ner rückständigen zu einer sehr attraktiven 
Region geworden ist. Dass eine Vernetzung 
der Regionalinitiativen zwischen den unter­
schiedlichen Regionen auch über Länder­
grenzen hinweg erstrebenswert ist, das un­
terstrich Greindl mit der Feststellung: „Wir 
waren nur deshalb so gut, weil wir überall in 
Europa Freunde hatten.“
Fast 200 Teilnehmer aus dem gesamten 
Bundesgebiet trafen sich vom 31. März bis
2. April 2004 zum ersten Bundestreffen 
der Regionalbewegung in der fränkischen 
Kleinstadt Feuchtwangen in Bayern. An 
drei lägen erarbeiteten sie Konzepte, die 
zur Stabilisierung regionaler Wirtschafts­
kreisläufe und einem bewussten Miteinan­
der zur Stärkung der Regionen beitragen 
sollen. Die Ergebnisse wurden in der 
„Feuchtwanger Charta“ verabschiedet 
und am Ende der Tagung an Wolf gang Rei­
mer vom Bundesministerium für Verbrau­
cherschutz, Ernährung und Landwirt­
schaft (BMVEL) übergeben. Gleichzeitig 
wurde die Aktion „Nachbar wir brauchen 
uns“ ins Leben gerufen. Durch diese Akti­
on soll der Nachbarschaftsgedanke geför­
dert und viele kleine und mittlere Betriebe 
motiviert werden, auch in schwierigen 
Zeiten ihren Betrieb weiter zu führen. 
Verschiedene Referenten sprachen über 
die Regionalbewegung, die nicht nur in

Deutschland, sondern auch in anderen eu­
ropäischen Ländern immer stärkeren Zu­
spruch findet. „Derzeit gibt es im Bundes­
gebiet rund 450 Initiativen“, so Bernd 
Blümlein vom Deutschen Verband für 
Landschaftspflege. Beim Überblick über 
die Regionalbewegung in Europa verwies 
Richard Greindl auf ein ausgeprägtes 
Nord-Süd-Gefälle. Sehr viele Regionalin­
itiativen gebe es in Skandinavien. Dort 
habe man es vielfach geschafft, eine sehr 
produktive Verbindung zwischen Traditi­
on und High Tech herzustellen. Massiv 
entwickle sich die Regionalbewegung be­
sonders in Osteuropa und den baltischen 
Staaten, während sich die südlichen Län­
der und Frankreich eher schwer tun.
Die Initiatoren des ersten Bundestreffens 
der Regionalbewegung, darunter neben 
dem Aktionsbündnis „Tag der Regionen“ 
auch Agenda Transfer/ Bundesweite Ser­
vicestelle Lokale Agenda 21, der Deutsche 
Verband für Landschaftspflege und der 
Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland, sehen in ihrer Veranstaltung 
eine konsequente Weiterentwicklung des 
Tags der Regionen. pm

Wer eine Aktion zum nächsten Tag der Regionen 
am 03. Oktober 2004 anmelden will, Kontaktper­
sonen in der Region sucht bzw. Anregungen und 
Hilfestellungen benötigt, kann sich im Koordina­
tionsbüro Nord melden bei Brigitte Hilcher, Zur 
Specke 4 in 34434 Borgentreich, Tfel.: 05643- 
948537, Fax: -948803, bund-nord@tag-der-regio- 
nen.de oder im Koordinationsbüro Süd bei Gisela 
Endt, Museumstr. 1 in 91555 Feuchtwangen, Tel.: 
09852-1381, Fax: -615291, bund-sued@tag-der- 
regionen.de, weitete Informationen auch auf der 
Homepage www.tag-der-regionen.de.

Das Grundlagenpapier zur Stärkung der Regionalbewegung in Deutschland halten (v.l.): Gisela Endt, Ge­
schäftsführerin „Tag der Regionen"; Elsbeth Seiltz, Unser Land e.V.; Gerhard Monninger, Umweltbeauf­
tragter der ev.-luth. Kirche Bayern; Heinrich Sindel, Sprecher Aktionsbündnis „Tag der Regionen"; Wolf­
gang Reimer, BMVEL; Sven Mindermann, Sprecher Aktionsbündnis „Tag der Regionen"; Günter Babel, 
MdL. Foto: Aktionsbündnis „Tag der Regionen"

Kirchliche Beiträge zu einer nachhaltigen 
Landwirtschaft
Auf der gleichnamigen Tagung am 25./26. März in Osnabrück mahnte 
der Vizepräsident des DBV, Friedrich-Wilhelm Steensen, dass eine wach­
sende Weltbevölkerung nur durch Intensivierung der Landwirtschaft zu 
ernähren sei. Nicht die Menge, sondern eigenständige landwirtschaftli­
che Strukturen seien Garant für die Welternährung, hielt Rudi Buntzel- 
Cano seine Erfahrungen im Entwicklungsdienst dagegen. Der AbL-Vorsit- 
zende Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf sprach sich für stärkere 
Beachtung und Unterstützung der ökologischen und landschaftspflege­
rischen Leistungen der Landwirtschaft aus nach dem Motto: „No culture 
without agriculture." Konkreten Handlyngsbedarf sahen die Mitglieder 
der Katholischen Landvolkbewegung und des Evangelischen Bauernwer­
kes, Wissenschaftler sowie die Umweltbeauftragten beider Kirchen in 
den Bereichen: Berufsbild „Landwirt", nachwachsende Rohstoffe, Regio­
nalvermarktung und Grüne Gentechnik. Die Brisanz der Diskussion 
wurde durch die gleichzeitigen Beratungen der Agrarminister in 
Osnabrück und die Demonstrationen gegen Grüne Gentechnik 
unterstrichen, pm

Dettmer neuer Neuland-Geschäftsführer
Seit dem 1 . April ist Jochen Dettmer Geschäftsführer des Neuland- 
Vereins für tiergerechte und umweltschonende Nutztierhaltung. Dett­
mer hat 1988 bis 1991 das Neuland-Programm mit aufgebaut und war 
damals dessen erster Bundesgeschäftsführer. Seit 1991 bewirtschaftet er 
den elterlichen Betrieb in Sachsen-Anhalt mit 100 ha Ackerland, 60 ha 
Grünland und Neuland-Mastschweinen und Ochsen. Jochen Dettmer 
war von 1998 bis 2003 Geschäftsführer des Deutschen Bauernbundes 
und des Landyolkverbandes Sachsen-Anhalt. Nach Angaben von 
Neuland liegt die Hauptaufgabe des neuen Geschäftsführers darin, das 
Programm weiterzuentwickeln. Für Dettmer selbst ist „die Weiterentwic­
klung des Neuland-Programms eine große Herausforderung" und 
„bietet die einzigartige Chance, auf marktwirtschaftlichem Weg agrar­
politische Ziele mit Tier-, Umwelt- und Verbraucherschutz zu 
verknüpfen." Momentan sind dem Neuland-Programm ca. 230 land­
wirtschaftliche Betriebe angeschlossen, schwerpunktmäßig in 
Niedersachsen, Westfalen und Baden-Württemberg. Neulandfleisch ist in 
etwa 100 Fleischerfachgeschäften mit einem Schwerpunkt in Berlin 
erhältlich, pm

Mehr Bio für Kinder
Über 90 %  der Deutschen finden Biolebensmittel wichtig für die Ernäh­
rung ihrer Kinder. Das hat eine repräsentative EMNID-Umfrage ergeben, 
die im Aufträge des BundeslandWirtschaftsministeriums durchgeführt 
wurde. Nur 8 %  der Befragten halten danach Biolebensmittel in der 
Kinderernährung für „nicht so wichtig", ein Drittel hält sie für „wichtig", 
58 %  sogar für sehr wichtig, pm

Bauern sollten geiz-ungeil sein...
„Aldi, Lidl und Co. sollten für Bauernfamilien tabu sein!" Das fordert 
eine Bäuerin im Landwirtschaftsblatt Weser-Ems. „Wer höhere Erzeuger­
preise fordert, muss selbst mit gutem Beispiel yorangehen und 
Billiglebensmittel links liegen lassen - anstatt über die geiz-geilen 
Verbraucher zu schimpfen." Wie wichtig dieser Aufruf an bäuerliche 
Aldi-Kunden ist, zeigt folgendes: Aldi inseriert seine Preissenkungen 
auch im Landwirtschaftlichen Wochenblatt Westfaien-Lippe (siehe 
BS 2/04)... pm

Vom Schwarzwaldhaus ins Gutshaus
Nach dem unerwartet großen Erfolg der Serie „Schwarzwaldhaus", in 
der eine Berliner Familie mehrere Monate wie Bauern um 1900 lebten, 
plant die ARD jetzt eine 16teilige Vorabendserie „Leben im Gutshaus" 
zu produzieren. Auf 15 Menschen aus dem 21. Jahrhundert warten der 
Alltag und die Standesgrenzen in einem preußischen Herrenhaus vor 
hundert Jahren, pm

Schweine-Orte
Schweinau, Schweinberg, Schweinitz - Orte mit einem „Schwein" im 
Namen entwickeln Selbstbewusstsein. Vertreter der „Schweine"-Orte 
haben sich vor einiger zeit im süddeutschen Dorf Schweinspoint getrof­
fen, bei Musik der Blaskapelle aus Schweinhausen und Musikgruppen 
aus Schweindorf und Schweinhütt und bei Schweinebraten. Nur das 
große Schweinfurt, so Initiatorin Erna Dirschinger aus Schweinspoint/ 
Marxheim, hat sich bisher nicht gemeldet. Sauerei! en

http://www.tag-der-regionen.de
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„Wenn es ganz arg da lang drängt, kann man drauf vertrauen“
Daniela und Jürgen Maisch haben 1981 alle Zelte abgebrochen und eine neue Existenz auf dem Land gesucht. Heute halten sie 450 Bioland-Milchschafe 

und vermarkten Milch und Käse erfolgreich über den Naturkbsthandel.

2 00 Schafe drängeln sich in einer 
Ecke ihres Laufstalls zusammen 

und mähen ungeduldig. Es ist 17 Uhr, 
sie warten aufs Melken. „Beim Melken 
gibt’s Kraftfutter“, erklärt Daniela 
Maisch. In der Ecke öffnen sich zwei 
schmale Türen, dahinter kann man den 
Melkstand erspähen -  und die 24 
schnellsten Schafe schieben sich durch

Miriam beim Melken. Sie absolviert ihr ökologi­
sches Jahr auf dem Reutebachhof.
Fotos: Dagenbach

zu den Leckereien und werden fürs 
Melken fixiert. Im Melkstand sind zwei 
junge Leute zugange, die auf dem Reu­
tebachhof in Geifertshofen bei Schwä­
bisch Hall ein freiwilliges ökologisches 
Jahr (FÖJ) absolvieren. Recht routi­
niert wechseln sie das Melkzeug von 
Schaf zu Schaf -  die zwei Liter sind 
schnell ermolken und es drängeln sich 
ja noch genug Schafe vor der Tür.
Auf dem Reutebachhof von Daniela 
und Jürgen Maisch gibt es insgesamt 
450 Milchschafe. Gemolken wird aber 
immer nur die Halite -  und zwar je­
weils ein halbes Jahr lang, erklärt Da­
niela. Die Schafe, die im frühen Herbst 
ablammen werden, stehen jetzt tro­
cken und bewohnen Stall und Weiden 
in einem Nachbartal. Lämmer im 
Herbst? Daniela klärt mich auf. Die 
meisten ihrer Schafe sind Lacaune- 
Milchschafe aus dem französischen 
Zentralmassiv. Diese Rasse ist im Ge­
gensatz zum Deutschen Milchschaf fä­
hig, das ganze Jahr zu lammen und 
nicht nur im Frühjahr.
Vor dem Stall weidet Boris, das Pony 
von Daniela Maisch, inzwischen 37

Jahre alt und fast zahnlos. Mit ihm fing 
alles an, erzählt sie mir. Sie und ihr 
Mann Jürgen hatten eine Eigentums­
wohnung in der Stadt. Sie war Zahn­
technikerin, er Medienelektroniker. 
Mitte zwanzig und voller Tatendrang 
haben sie 1981 der Stadt den Rücken 
gekehrt, um auf dem Land zu leben.

„Wir wollten unsere Energie 
einsetzen"
Die Wohnung wurde „getauscht“ ge­
gen ein altes Haus mitten in Geiferts­
hofen. Dort haben die beiden zunächst 
einfache Unterkünfte für Jugendfrei­
zeiten und an Leute vermietet, die 
Landidylle suchten. „Und naiv wie wir 
waren haben wir zuerst mal viele Tiere 
angeschafft. Boris und ein anderes 
Pony waren die ersten, dazu kamen 
eine Kuh, ein Schwein, ein paar Hüh­
ner, Hasen und Ziegen.“ Auf’s Schaf 
kamen sie durch einen alten Schäfer 
am Ort. Der fand das junge innovative 
Paar sympathisch und riet ihnen, es 
doch mal mit drei seiner Milchschafe 
zu probieren. Gesagt, getan. „Wir 
wussten gleich, dass die Schafe zu uns 
passen“, blickt Daniela zurück. So wie 
die Schafherde wuchs, „wurde der Zoo 
aufgelöst“, die Maischs absolvierten 
Käsekurse, richteten sich eine kleine 
Käserei ein und pachteten Grünland 
zu. Daniela machte eine Ausbildung 
und die Meisterprüfung zur ländlichen 
Hauswirtschafterin auf dem Betrieb. 
Nach einer Dorfsanierung siedeln sie 
1997 mit Schafen und inzwischen vier 
Kindern an den Ortsrand aus. 
„Rückblickend war für unsere betrieb­
liche Entwicklung entscheidend, dass 
wir keinen elterlichen Betrieb über­
nommen, sondern selbst eine Hofstelle 
gekauft haben. Niemand hat uns rein­
geredet, wir mussten keine Rücksicht 
auf den Ruf und die Tradition eines be­
stehenden Hofes nehmen. Natürlich 
mussten wir für unsere Erfahrungen 
auch Lehrgeld bezahlen“, sagt Daniela 
bestimmt und Jürgen, mit dem wir in­
zwischen beim Kaffee sitzen, lacht.- Er 
nennt einen weiteren Grund für die er­
folgreiche Betriebsgründung: „Gut war 
sicher auch, dass in der Zeit die Ver­
marktung ökologisch erzeugter Pro­
dukte im Aufbau war“, erklärt er. Man 
hatte gute Kontakte zu mehreren Na- 
turkosthändlem in der Gegend, die neu 
entstanden, und konnte die Vermark­
tung gemeinsam mit einem Ziegenbe­
trieb in der Nähe aufbauen. Von An­
fang an war der Handel der Hauptab- 
satzkanal für die Schafprodukte.

Schafmilch hat stabilen Markt
Heute melken die Maischs im Schnitt 
500 Liter Milch am 1kg. Fast alles wird 
weiterhin über den Naturkosthandel 
verkauft -  50 Prozent als pasteurisierte 
Trinkmilch, den Rest verarbeitet Jürgen 
Maisch jeden Tag zu Joghurt, Frisch-, 
Schnitt- und Weichkäse. Mit Milchfla­
schen und Käse fährt er zwei Mal die 
Woche in Richtung Stuttgart und belie­
fert drei bis vier Großhändler, eine Spe­
dition fährt die weiter entfernten Groß­
händler an. Zwei Mal die Woche einen 
halben Tag unterwegs, ist das nicht 
strapaziös? „Bis vor kurzem hat noch 
ein Spediteur die Produkte für den 
Stuttgarter Raum geholt, aber der ist 
inzwischen pleite gegangen”, erklärt 
Jürgen. Angebote anderer Untemeh-

„Vom Arbeitsablauf ist das natürlich 
unpraktisch, man hat keine Winterpau­
se mehr“, sagt Daniela, „aber das kann 
man im Handel nicht bringen“. Schwä­
bisch schaffig wie sie sind, haben sie 
auch das durchgezogen.

Altenteil -  kein Thema
Anna, eine ehemalige FÖJlerin und Iris
-  22 und älteste Tochter von Daniela 
und Jürgen -  kommen zum Kaffeetisch. 
Anna studiert inzwischen Agrarwis­
senschaften in Stuttgart aber es zieht 
sie zu den Schafen, auch ihr Pferd hat 
sie noch auf dem Reutebachhof stehen. 
Sie sagt, sie fühlt sich wohl auf dem 
Hof und kommt her, so oft sie kann. 
„Wir haben immer Leute, die mitarbei- 
ten“, sagt Jürgen Maisch, ohne Prakti­
kanten, Studenten und auch die Kin-

Anna füttert die kleinsten Lämmer mit Kuh-Vollmilch. Die größeren Lämmer und auch die Mutter­
schafe bekommen Molke -  die Reste der Käseherstellung.

men waren unbezahlbar -  LKW-Maut 
und Spritkosten haben die Preise in die 
Höhe getrieben. Die Maischs haben ge­
rechnet und festgestellt, dass es billiger 
ist, einen Kühl-Anhänger mit 3,5 Ton­
nen anzuschaffen und selbst zu fahren. 
Von der Arbeitsbelastung reden sie 
nicht -  sie wirken auch nicht so, als ob 
sie daran denken. Und der Konkur­
renzkampf im Großhandel?- „Bis jetzt 
hat es immer mit Qualität und Zuver­
lässigkeit funktioniert“, schmunzelt 
Daniela Maisch, „das ist die schwäbi­
sche Mentalität“. Aber sie weiß, dass 
Rumänien momentan groß in die 
Schafskäse-Produktion für den deut­
schen Markt einsteigt. Die Anforde­
rungen des Handels waren auch Grund 
für die zweite Ablamm-Zeit im Herbst.

der sei das Ganze nicht machbar. Und 
man merkt, dass die jungen Helfer 
wirklich willkommen sind und den Hof 
lebendig machen.
Iris ist Erzieherin, sie würde gern heil­
pädagogisches Reiten auf dem Hof an­
bieten und den Hof für diesen Zweck 
ummodeln -  aber das ist für ihre Eltern 
derzeit kein Thema. Doch sie überle­
gen ob und wie sich Iris eine Existenz 
auf dem bestehenden Hof einrichten 
kann. Für Daniela Maisch ist es zwar 
an der Zeit, den Energieeinsatz zu re­
duzieren, der beim Hofaufbau nötig 
war und eine stabile. Betriebsstruktur 
zu erhalten, aber zum Aufhören und 
fürs Altenteil sind sie noch zu jung und 
so bleibt noch viel zu schaffen. eda
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Aussteigen, einsteigen -  
Ein Auto gibt man leichter her als einen Hof

Im April hat die Bundesarbeitsgemeinschaft Evangelische Jugend im ländlichen Raum (BAG ejl) zusammen mit der Universität Kassel ein Seminar 
für Hofübergeber und Neueinsteiger veranstaltet. Die Bauemstimme hat mit zwei Teilnehmern gesprochen.

Harald Brandau ist 60. Zusammen mit 
seiner Frau bewirtschaftet er einen Bio­
betrieb mit 11 5 Hektar in Nordhess§p -  
55 Hektar Grünland, 60 Hektar Acker­
land, 30 Milchkühe, einige Ammenkü- 
he und Ochsen. Der Betrieb läuft gut, 
es gibt eine funktionierende Direktver­
marktung. Er hat Kinder -  trotzdem 
möchte er seinen Hof abgeben.

Warum?
Die Tochter hat Kunsttherapie stu­
diert, der Sohn Tiermedizin -  eigent­
lich mit dem Ziel, danach den Hof zu 
machen. Aber er will sich jetzt doch lie­
ber dem Tierarzt-Beruf widmen. Das 
heißt, wir müssen jetzt jemanden fin­
den, der den Hof weitennacht. Wir wol­
len, dass der Hof als Ganzes erhalten 
bleibt, vor allem der biologische Land­
bau soll weitergeführt werden.

Welches Modell der Hofübergabe 
können Sie sich vorstellen?
Wir wollen das Verhältnis zwischen 
Hofübergeber und -übernehme^ locker 
beginnen, die neue Familie soll erstmal

Wohnhaus der Brandaus

für ein halbes Jahr oder Jahr im Ange­
stelltenverhältnis eingestellt werden. 
Danach kann man dann sagen, ob die 
Chemie stimmt. Bis ich dann ins Ren­
tenalter komme, könnte man eine GbR 
gründen. Das ist die lockerste Verbin­
dung, die man eingehen kann. Danach 
würden wir den Hof verpachten.

Glauben Sie, zuerst angestellt, dann 
GbR und dann Pacht, das ist attrak­
tiv für einen jungen Menschen, der 
einen Hof übernehmen will?
Es braucht ja für einen Neueinsteiger 
eine Übergangszeit, in der er die gan­
zen Betriebsabläufe erst mal kennen 
lernen kann. Sonst würde er Schiff­

bruch erleiden. Man kann eine Synthe­
se finden zwischen Alten, die Erfah­
rung haben und Neuen, die Ideen ha­
ben.
Nach der Pacht ist vielleicht schon 
auch eine Rentenpacht denkbar, ir­
gendwer muss ja den Hof letztendlich 
übernehmen. Das mit der Pacht ist 
schon ein Problem, vielleicht ist die 
Motivation bei den Neueinsteigern 
dann nicht vorhanden. Eventuell könn­
te man ja einen längeren Pachtvertrag 
machen über 20 oder 30 Jahre...

Können Sie sich im Moment vorstel­
len, nicht mehr über den Hof ent­
scheiden zu können?
Nein (lacht). Ja, ja, das ist einfach ein 
Problem, weil ja so viel Herzblut dran­
hängt -  mit dem Boden und den Tieren 
soll ja entsprechend umgegangen wer­
den. Es ist halt was Lebendiges, was du 
da abgibst. Und das ist nicht so einfach, 
wie wenn man ein Auto verkauft. Aber 
es ist wichtig für mich, Leute zu finden, 
wo die Sympathie und die Einstellung 
stimmt. Und das kann ich ja schon 

noch mitentschei­
den.

Wollen Sie nach ei­
ner Verpachtung 
weiter auf dem 
Hof wohnen blei­
ben?
Nein, wir haben bei 
uns im Dorf zusam­
men mit dem Nach­
bar die Schule ge­
kauft und da ist 
dann eine Rüc­
kzugsmöglichkeit 
für uns.

Wie machen Sie bekannt, dass Sie Ih­
ren Hof abgeben möchten?
Wir haben uns schon an die Hessische 
Hofbörse gewendet und dann kennen 
wir sehr viele Leute, die uns jemanden 
empfehlen können.

Wann möchten Sie den Hof abge­
ben?
Ich denke, im nächsten Jahr werden 
wir anfangen, Leute zu finden.

Joachim Weber-Amann ist 42. Vor vier 
Jahren hat er einen Hof in Baden-Würt­
temberg übernommen und bewirt­
schaftet jetzt 25 Hektar Grünland, 5 
Hektar Ackerland, einen Hektar Wald

und melkt 21 Kühe. Er hat Frau und 
zwei Kinder (13 und 15) und war vor­
her auf einem Hof angestellt.

Warum wollten Sie einen eigenen 
Hof bewirtschaften?
Für mich gab es nie 
etwas Anderes, als 
in der Landwirt­
schaft zu arbeiten.
Ich war ja 10 Jahre 
lang zusammen mit 
meiner Frau auf ei­
nem Betrieb ange­
stellt. Irgendwann 
haben wir den Ent­
schluss gefasst: Wir 
versuchen, einen 
Hof zu bekommen.
Man muss ja auch 
was Eigenes rna- Familie Weber-Amann 

chen...

Wie haben Sie Ihren Hof gefunden?
Der Hof war im Landwirtschaftlichen 
Wochenblatt inseriert als „Längerfris­
tig zu verpachten, spätere Übernahme 
möglich“.

Wie haben Sie die Hofübergabe ver­
traglich geregelt?
Wir hatten finanziell keine großen 
Möglichkeiten, wir haben kaum Er­
spartes gehabt. Das haben wir den Hof- 
übergebem auch gesagt. Den Altentei- 
lem war es ziemlich wichtig, dass mei­
ne Frau einen Job hat, weil sie genau 
wussten, dass der Hof in der Größe 
nicht so viel abwirft, dass wir ihnen 
eine Rente zahlen und gleichzeitig den 
Betrieb erhalten können.
Wir haben den Hof im ersten Jahr ge­
pachtet. Die Pacht betrug 1.200 DM -  
500 DM für die Miete des Wohnhauses 
und der Rest für das Milchkontingent. 
Nachdem die Hofübergabe statt gefun­
den hat -  und da habe ich auch darauf 
gedrängt, weil ich wollte, dass es uns ge­
hört, gerade wegen Investitionen -  ist die 
Pacht eine Rente geworden. Den Betrag 
zahlen wir den Altenteilen! auf Lebens­
zeit. Er ist allerdings angepasst an die Le­
benshaltungskosten -  wenn die steigen, 
geht der Betrag nach oben. Außerdem 
sind wir verpflichtet zu einer gewissen 
Pflege im Krankheitsfall und zur Grab­
pflege. Den Vertrag zustande zu bringen, 
war nicht ganz einfach. Wir kannten uns 
ja überhaupt nicht aus. Schwierig für 
mich war, dass an erster Stelle im 
Grundbuch als Begünstigte einer

Grundschuld die Altenteiler stehen. Das 
ist der Bank natürlich nicht recht und ich 
habe keinen großen Spielraum, falls ich 
investieren will. Ich verstehe das natür­
lich auch, denn der Hof ist ja die einzige 
Sicherheit der Altenteiler. Ein weiterer

Punkt ist, dass die Rente als sogenannte 
„Geldrente“ gezahlt werden muss, nicht 
als „dauernde Last“. Bei der dauernden 
Last könnten wir das Geld steuerlich ab­
setzen, das können wir jetzt nicht. Die 
Geldrente ist aber eine Sicherheit für 
beide Seiten -  ihre Höhe kann nicht so 
einfach verändert werden.

Wo wohnen die Altenteiler?
Sie haben 1999 in einem Neubaugebiet 
im Dorf gebaut. Das war ihnen von 
vornherein klar, dass sie nicht auf dem 
Hof bleiben können, wenn da neue 
Leute kommen. Das war sicherlich 
ganz schlau so.

Wie klappt die Zusammenarbeit mit 
den „Altbauern"?
Weil meine Frau jetzt eine volle Stelle 
beim Landwirtschaftsamt hat, ist sie 
fünf Tage die Woche 10 Stunden lang 
weg. Deshalb bewirtschafte ich den 
Hof mit den Altenteilern. Der Altbauer 
ist jetzt 73 und kann aus gesundheitli­
chen Gründen nicht mehr so viel mit­
helfen. Die Bäuerin ist 70 und unheim­
lich aktiv. Sie ist jeden Morgen da, 
wenn ich melke, macht das Melkge­
schirr, im Sommer beim Heuen wendet 
und schwadet sie mir alles, ich muss 
nur noch mähen und einfahren. Ich 
hab sozusagen eine volle Arbeitskraft 
zur Unterstützung. Wir verstehen uns 
sehr gut mit ihnen. Sie sind wie eine 
zweite Familie -  sie helfen, wo sie kön­
nen, bringen auch mal die Kinder zum 
Zahnarzt... und das alles, ohne auf­
dringlich zu sein. - eda
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„Atmosphärische Störungen beseitigen“
Wenn es zwischen Landwirten, Bürgern und Verwaltung dampft, braucht es manchmal Hilfe'von außen, um.sich 

vernünftig zu einigen - zum Beispiel bei strittigen Betriebserweiterungen oder ungeliebten Gerüchen dürch Schweineställe. 
Mediationsverfahren können zur Konfliktlösung beitragen.

T homas Wecker bewirtschaftet emen 
Milchviehbetrieb in Untersöllbach bei 

Öhringen in Baden-Württemberg. Er hatte 
geplant, seinen Betrieb zu erweitern und 
in die Schweinemast einzusteigen. „Wir 
müssen bereits jetzt schon die Weichen 
zur betrieblichen Weiterentwicklung stel­
len, um später den Kindern einen schul­
denfreien Hof übergeben zu können“, so 
Wecker. Gesagt, getan? Die Chancen des 
Betriebes, das Bauvorhaben zu realisie­
ren, sanken im Zuge einer geplanten Dorf­
sanierung erheblich. Nachbarn, die auf­
grund der Sanierung nun Umwidmungen 
ehemaliger Stall- in Wohngebäude und 
den Neubau von Wohnhäusern beabsich­
tigten, legten gegen den geplanten 
Schweinestall Widerspruch ein, da sie er­
hebliche Geruchs- und Lärmbelastungen 
befürchteten.
Von Seiten des Ortschaftsrats wurde zur 
Lösung des Konflikts ein Kompromissvor-

Was isf besser 
■*. che No+ur

Interessen der Landwirte geraten immer häufiger in Konflikt mit Planungen zu Siedlungs­
entwicklung. Foto: neuLand

Was ist „Mediation“?
M ediation ist ein außergerichtliches Konfliktvermittlungsverfah­

ren, bei dem die Konfliktparteien mit Hilfe eines neutralen Drit­
ten (Mediator/-in) einen Klärungsprozess durchlaufen. Dieser befä­
higt die Kontrahenten, ihre eigenen Interessen und Gefühle zu erken­
nen, diejenigen der anderen zu verstehen und gemeinsam Lösungen zu 
erarbeiten, die für alle Beteiligten einen Gewinn darstellen. Mediation 
ist selbst in aussichtslos scheinenden Fällen eine Methode, um relativ 
schnell wieder handlungs- und damit arbeitsfähig zu werden.
Bei der Gestaltung des Mediationsprozesses lassen sich als Arbeits­
schritte unterscheiden:
-  Vorgespräche mit den Konfliktparteien,
-  Vortragen unterschiedlicher Sichtweisen,
-  Konflikterhellung (Interessen, Wünsche, Bedürfnisse),
-  Ermittlung der Konfliktlösungsmöglichkeiten,
-  Erarbeitung einer schriftlichen Übereinkunft,
-  Umsetzungskontrolle und gegebenenfalls Nachverhandlung.

schlag formuliert, wonach entweder die 
Stallplatzzahl des Maststalles reduziert 
oder die Rücksetzung des geplanten 
Wohnhauses zur Gewährleistung eines 
Mindestabstandes realisiert werden sollte. 
Gleichzeitig bestanden von Seiten der 
Baurechtsbehörde Auflagen hinsichtlich 
der Entlüftungstechnik des geplanten 
Stalls. Diese zusätzlichen Kosten waren 
für Thomas Wecker jedoch nicht tragbar. 
Alternativ dazu empfahl der Ortschaftsrat 
eine Teil- bzw. Vollaussiedlung des Be­
triebs. Aber auch diese Variante war für 
den Landwirt unattraktiv, da die Bereit­
stellung von Ausgleichsflächen für den 
Naturschutz, Löschwasseranlage und die 
Erschließungskosten ihn teuer zu stehen 
kämen.
Die Interessensgegensätze wurden im 
Verlauf des Streitfalls immer größer. Aus 
dem Interessenskonflikt wurde zuneh­
mend ein Beziehungskonflikt, bei dem die 
andere Person und nicht mehr die Sache 
das eigentliche Problem darstellte. Eine 
Lösung wurde nur noch über den Rechts­
weg gesehen.

Kein Einzelproblem im Öhringer 
Raum
„Im Vergleich zu Baden-Württemberg hat 
die Landwirtschaft im Raum Öhringen 
eine überdurchschnittliche Bedeutung. 
Die massive Nachfrage der Gemeinden 
nach landwirtschaftlichen Flächen er­
schwert und verteuert aber dringend not­
wendiges Wachstum der Betriebe“, fasst 
Klaus Mugele, Vorsitzender des Kreisbau- 
emverbands Schwäbisch Hall-Hohenlo- 
he, das Spannungsfeld zwischen Land­
wirtschaft und Siedlungsentwicklung zu­
sammen. Um so wichtiger sei es, dass die 
Landwirte bei allen kommunalen Planun­
gen als gleichberechtigte Planungspartner 
ernst genommen würden.
Vor diesem Hintergrund wurde Mediation 
zur Konfliktlösung eingesetzt. Im Rahmen 
des Modellprojekts „Agrarstrukturelle 
Entwicklungsplanung (AEP) Öhringen, 
Pfedelbach, Zweitlingen“, das vom Minis­
terium für Ernährung und Ländlicher 
Raum Baden-Württemberg (MLR) geför­
dert wird, sind insgesamt fünf Mediations­
verfahren vom Büro neuLand* durchge­
führt worden -  eins davon im „Fall“ We­
cker.
Bei den Mediationsgesprächen waren fol­
gende Konfliktparteien beteiligt: landwirt­
schaftliche Betriebsleiter, Anwohner, Ver­
treter der Kommunalverwaltung (Bau­
rechtsbehörde, Ordnungsamt, Bürger­
meister) und die Landwirtschaftsverwal­
tung. Es gab sowohl Einzel- (mit zwei

Konfliktparteien) als auch Gruppenmedi- 
ationen.

Wie haben die Beteiligten die 
Mediationsgespäche empfunden?
Alle Beteiligten haben nach den Media­

tionsgesprächen Rückmelde-Bögen aus­
gefüllt. Insgesamt fanden alle, dass die ei­
genen Interessen ausreichend berücksich­
tigt und Verständnis für die unterschiedli­
chen Sichtweisen geschaffen wurde. 
„Durch die Mediation konnten wir für un­
seren Betrieb einen verlässlichen Rechts­
rahmen und mehr Sicherheit im Umgang 
mit künftigen baurechtlichen Fragen er­
zielen“, bringt es Landwirt Richard Hein­
rich aus Öhringen-Büttelbronn auf den 
Punkt. Wichtig .war für Heinrich aber 
auch, dass die atmosphärischen Störun­
gen zwischen Landwirtschaft und Bau­
rechtsamt beseitigt werden konnten. Auch 
Landwirt Thomas Wacker ist zufrieden: 
„Mit Hilfe des neutralen Mediators wur­
den die Emotionen aus dem Streitfall he­
rausgenommen und die zur Lösung des 
Konflikts notwendige Sachlichkeit hinein­
gebracht.“ Auch die Stadt Öhringen zieht 
ein positive Bilanz, denn „es wurde deut­
lich“, so Albert Küchel, Leiter des Amts 
für Bauordnung und Wirtschaftsförde­
rung, „dass Mediation bei komplexen bau­
rechtlichen Streitfällen eine sinnvolle Al­
ternative zur gerichtlichen Konfliktlösung 
sein kann.“

Und Bauer Weckers Schweinestall?

Für das Problem von Thomas Wecker 
zeichnete sich durch die Mediationsge­
spräche doch noch eine einvemehmliche 
Lösung ab. Der geplante Maststall soll 
ausgesiedelt werden. Die Kosten für die 
Erschließung wird die Stadt Öhringen mit 
einem Satz von 30 Prozent, maximal
15.000 Euro bezuschussen. Die Stadt hat 
hierfür mit dem Landwirt einen rechtsgül­
tigen Vertrag abgeschlossen. Hierzu wur­
de vom Gemeinderat eine allgemeine 
kommunale Richtlinie zur Förderung von 
einzelbetrieblichen Erschließungsmaß­
nahmen im Zuge von landwirtschaftli­
chen Aussiedlungsvorhaben verabschie­
det. Dies kommt auch der Stadt zu Gute, 
weil sie ein Interesse daran hat, landwirt­
schaftliche Betriebe aus einer Gemengela­
ge im Ortskem ^anz oder als Betriebs­
zweig im Außenbereich anzusiedeln.

Frank Henssler

*Der Autor ist Mitarbeiter der Firma neuLand, 
Werkstatt für Tourismus und Regionalentwicklung 
in Aulendorf; mehr Infos unter neuland.henss- 
ler@t-online.de, www.neuland.info

mailto:ler@t-online.de
http://www.neuland.info
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Hinweis zu Bauerpstimme 4/04: 
.Eine Lehrerin erzählt... “

D ie Autorin schreibt zur Ferkelproduk­
tion: „Dem neuen Wurf müssen die 

Zähne beschnitten ... werden.“ Der Leser 
weiß, was gemeint ist, nämlich das Ab­
kneifen der Zähne. Dieser Eingriff ist aber 
gemäß Tierschutzgesetz verboten, weil es 
zu Fissuren und durch diese wiederum zu 
schmerzhaften und gefährlichen Entzün­
dungen kommen kann. Erlaubt ist deshalb 
nur noch das zeitaufwändigere Entschär­
fen der spitzen Zähne mittels Schleifgerät. 
Leider halten sich aber nach unseren Be­

obachtungen nicht alle Landwirte an diese 
Vorschrift, weil eben notfalls mit Antibio­
tika kuriert werden kann. Wir hoffen, dass 
sich die Leser der Bauemstimme dem 
Tierschutz und der Einhaltung des Tier­
schutzgesetzes verpflichtet fühlen und auf 
die gesetzlich verbotene Form des Ein­
griffs verzichten.

Eckard Wendt, AbL-Mitglied und 
Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft 

für artgerechte Nutztierhaltung e.V.

Aldi-Werbung für „Bauernglück“
D ie Werbefachleute wissen nur zu gut, 

wie sie die Verbraucher über unbe­
wusste Wünsche an deren Intellekt vorbei 
auch zum Kauf minderwertigster Produk­
te verführen können. Durch wahrheits­
widrige Werbeaussagen werden nicht nur 
die Verbraucher bewusst getäuscht, son­
dern manchmal sogar Produzenten ver­
höhnt. Dies ist beim Markennamen „Bau- 
emglück“ für Frischfleisch des Discoun­

ters Aldi der Fall, denn der Preiskampf er­
folgt in erster Linie auf dem Rücken Bau­
ern, die ihrerseits durch Rationalisierung 
den Druck auf die Tiere erhöhen.

Eckard Wendt, 21435 Stelle

Dii- vcmHeniliehlen Leserbriefe neben 
nicht unbedingt die Vlcinutigdei Reduk­
tion wieder Die Redaktion behalt sieh 
vor Leserbriefe/u kui/en

TERRA! TERRA! -  
Eine Sojabohne packt aus

I ch habe eine Mission. Ich werden den 
Hunger in der Welt stillen“, verkündet 

Sojaja. Die junge, von Selbstzweifeln ge­
plagte Sojabohne glaubt, für ihr Leben 
endlich einen Sinn gefunden zu haben. 
Gedüngt mit der geilsten 
Chemie, geschützt mit 
den reinsten Pestiziden 
und am Ende geerntet mit 
den schärfsten Maschinen 
der Welt, werde sie unzäh­
lige Menschen vor dem 
Hungertod retten, hat ihr 
Mr. Gift von der Global In­
ternational Food Trust 
Bank versprochen. Sojaja 
willigt ein, sich veredeln 
zu lassen, ihre Heimat und 
ihren geliebten Schwarz- 
bohnerich aufzugeben 
und auf Weltreise zu ge­
hen ...
Eine Komödie über das 
globalisierte Agrarbusiness, über Groß­
grundbesitzer und Landlose in Brasilien 
und eine misshandelte Kuh in Oldenburg. 
Premiere feierte das Stück der Berliner 
Compagnie letztes Jahr anlässlich des in­
ternationalen Tags der Landlosen auf ei­
ner Veranstaltung der Menschenrechtsor­
ganisation FIAN in Bochum. Dieses Jahr

begleitete die Berliner Compagnie den von 
FIAN organisierten „Marsch der Landlo­
sen“ am 17. April in Berlin (siehe Meldung 
Seite 4).
„Am Beispiel der idealistischen Sojaboh­

ne Sojaja wird demon­
striert, wie das Vieh der 
Reichen das Essen der 
Armen frisst“, urteilt die 
Rheinische Post, „Eine 
gelungene Mischung 
von Commedia dell’Arte 
und Brechts epischem 
Theater, eine unter die 
Haut gehende Analyse 
der globalen Agrarge­
schäfte, eine spritzige 
Anklage gegen alle, die 
auf Kosten der landlosen 
Bevölkerung Latein­
amerikas Profite ein­
streichen.“
Die Berliner Compagnie 

will mit ihren aktuellen und kritischen 
Stücken ein breites Publikum erreichen 
und sucht deshalb Veranstalter, bei denen 
sie Gastspiele aufführen kann, pm

Auskunft, Material und Buchung von Gastspielen: 
Karin Fries, Tel. u. Fax: 089-1298626, Di-Fr 9-13 
Uhr, Karin-Fries@BerlinerCompagnie.de, 
www.berlinercorapagnie.de

Juliane Zschau als Sojaja und Helma 
Fries als „die Kuh",
Foto: Berliner Compagnie

Erinnerungen

... aus Westfalen

H eute traf ich Klaus wieder, der zur Vorbesprechung einer 
Hofbesichtigung vorbei kam. Merkwürdig, dass wir uns 25 

Jahre nicht gesehen haben, ist er doch Lehrer in unserer Heimat­
stadt geworden und ich Bäuerin, nicht weit davon entfernt.
Auf der Suche nach Leben und Abenteuer brach ich damals 
mein Studium ab, ging ins Ausland, kam zurück, fing eine Lehre 
an, und irgendwann führten mich all die Irrungen und Wirrun­
gen in die Landwirtschaft. Plötzlich wusste ich, was ich suchte, 
ganzheitliches Leben, nachhaltiges Wirtschaften, obwohl ich die­
se Begriffe damals noch nicht kannte. Ich stürzte mich endlich in 
ein wirkliches Abenteuer und lernte Landwirtschaft. Heinrich 
hieß der Bauer, den ich lieben lernte, für mich die reine Exotik 
dieser altmodische Name. Doch genau so hatte ich mir das 
Landleben vorgestellt, traditionelle Vornamen und moderne 
Landmaschinen, Aufbruch und Verwurzelung, dörfliche Idylle 
und Krach mit den Nachbarn.
An die Namen gewöhnte ich mich schnell. In der Berufschule

hieß jeder Dritte Hein­
rich, der Rest Friedrich 
oder Wilhelm. Bei den 
sehr beliebten bäuerli­
chen Doppelnamen erge­
ben sich daraus ja im­
merhin schon eine ganze 
Menge Kombinations­
möglichkeiten. Nun war 
ich die Exotin: einzige 
Frau, älter als die ande­
ren, Städterin, nur Bio 
im Kopf. In meiner Klas­
se hatten wir immer viel

zu diskutieren.
Schon als ich bei ihm einzog, hatte Heinrich mir vermittelt, wir 
seien arm, was mich nicht störte, weil meine Eltern mir das auch 
immer vermittelt hatten. Tatsächlich fehlte anfangs das Geld an 
allen Ecken und Enden, aber irgendwie schafften wir es im Laufe 
der Zeit durch Tatkraft und die richtigen unternehmerischen 
Entscheidungen, uns langsam nach vorne zu arbeiten. Dass auch 
Vermögen da war, durchschaute ich zum Glück erst viel später. 
Einen reichen Mann zu heiraten hätte mir weniger Spaß ge­
macht.
Der Hof gab mir viel Raum zur freien Entfaltung. Heinrichs Va­
ter war kein Jäger, aber Zeit seines Lebens ein ausgeprägter 
Sammler, was bedeutete, dass sich überall dort, wo zwei Mauern 
einen Winkel bildeten, im Laufe der Jahrzehnte ein Haufen aus 
Schrott und Baumaterial angesammelt hatte. In den ersten Jah­
ren unserer Ehe konnten wir so manchen Monat durch den Ver­
kauf von Altmetall unseren Lebensunterhalt bestreiten, immer 
begleitet von den wüsten Beschimpfungen des alten Heinrich, 
der bei so viel Verschwendung den nahen Bankrott des Hofes 
voraus sah. Der Hofraum nahm eine ungeahnte Größe an, ganz 
neue Gebiete wurden wieder betretbar. Nach der Aufräumphase 
wurde meine Leidenschaft für Bauprojekte mit den Jahren immer 
größer. Heinrich ließ mich gewähren. Bisher ist er meinen Vor­
schlägen noch immer gefolgt, auch wenn er reflexartig die Arme 
schützend vor den Kopf nimmt, sobald ich sage: „Heinrich, 
weißt du, was ich mir überlegt habe?“ Nach kurzem, heftigem 
Widerstand besorgt er dann doch den Presslufthammer. Eine 
langjährige Beziehung entwickelt eben ihre eigenen Rituale. 
Heinrich behauptet, ich hätte ihn und seinen Hof vor dem Un­
tergang gerettet. Aber das stimmt nicht, Heinrich hat mich geret­
tet. Er ermöglichte mir alle Freiheit dieser Welt.
„Es geht mir wunderbar“, antwortete ich auf die heutige Frage 
von Klaus.

mailto:Karin-Fries@BerlinerCompagnie.de
http://www.berlinercorapagnie.de


20 Bauemstimme 5/2004
LESEN

Voller Leben
UNESCO Biosphärenreservate als Modellregionen für nachhaltige Entwicklung

Huteschafe
100 Coburger Fuchsscha­

fe pflegen seit Mitte April 
Naturschutzflächen in der 
Region Wendland-Elbetal. 
Sie sind „angestellt" beim 

Landschaftspflegever­
band -  dieser hat zu sei­

nem Huteschafprojekt 
jetzt ein Faltblatt erstellt 

(Bezug siehe unten). 
Es werden noch Paten für 

die Schafe gesucht, au­
ßerdem sind Landwirte 

und andere Grundstücks­
eigner gefragt, sich zu 
überlegen, ob sie dem 
Schaf den Vorzug vor 

dem Mäher geben und 
die Huteschafherde auf 

ihren Flächen weiden las­
sen möchten. Der Land­

schaftspfleg everband 
bietet Beratungen zur 

umweltgerechten Schaf- 
beweidung an und veran­

staltet regelmäßig 
öffentliche 

„Wiesenbegehungen". 
Broschüre und Infos bei: 

Landschaftspflegever­
band Wendland-Elbetal
e.V., Projektbüro „Hute­

schafe", Billerbeck, im 
Dorfe 14, 29465 Schne­

ga, Tel./Fax: 05842-1206, 
E-mail: biller- 

beck14@aol.com pm

A ls die UNESCO (die UN-Organisation 
für Erziehung, Wissenschaft und Kul­

tur, Anmerk. d. Red.) 1971 ein Wissen­
schaftsprogramm Der Mensch unddie Bio­
sphäre (Man and the Biosphere, MAB) an­
kündigte, war die Resonanz eher verhalten. 
Was war konkret gemeint? ... Blickt man 
heute zurück, so war jenes Programm das 
erste, das konsequent einen Grundgedan­
ken in den Mittelpunkt stellte, der heute -  
mehr als 30 Jahre später -  zur übergeordne­
ten globalen Leitlinie der Politik geworden 
ist. Den Begriff „Nachhaltigkeit” als politi­
sches Programm gab es damals noch nicht 
und dennoch war bereits der Titel Der 
Mensch und die Biosphäre genau das, was 
wir heute darunter verstehen, so Harald 
Plachter, Professor für Naturschutz an der 
Uni Marburg, Lenelis Kruse-Graumann, 
Leiterin des Lehrgebiets Ökologische Psy­
chologie der Fern-Uni Hagen und Werner 
Schulz, Ordinarius für Umweltmanage­
ment an der Uni Hohenheim, in ihrem Bei­
trag zu der neuen Publikation über Bi­
osphärenreservate in Deutschland. 
Inzwischen liegen 4,43 Prozent der Bun­
desfläche in einem von 14 Biosphärenre­
servaten (weltweit 440 Gebiete). Dabei

dienen die Kemzonen allein dem Natur­
schutz. In der umgebenden Pflege- und 
weiteren Entwicklungszone ist eine an 
ökologischen Ansprüchen orientierte

MT•SSSSSsSS»
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Nutzung erwünscht. Ca. 200 hauptamtli­
che Mitarbeiter der Naturwacht sorgen in 
den deutschen Gebieten für Besucherbe­

treuung und Vertragsnaturschutz mit der 
Landwirtschaft. Der Erhalt nachhaltiger 
Landwirtschaft, z.B. auf den Halligen im 
Biosphärenreservat Schleswig-Holsteini­
sches Wattenmeer, ist gewünscht und wird 
gefördert. Die Modellregion Rhön gilt als 
Vorreiter bei der regionalen Vermarktung. 
Die ganze Vielfalt dieser Modellregionen 
und ihrer Konzepte wird in der Publikati­
on anhand einzelner Fallbeispiele vorge­
stellt, die mit zahlreichen Abbildungen, 
Karten und Tabellen einen guten Über­
blick geben. Ergänzt werden die Berichte 
aus der Praxis durch einen theoretisch­
wissenschaftlichen Block zu nachhaltiger 
Entwicklung, Naturschutz, Regionalent­
wicklung, Umweltbildung sowie weltwei­
te Vernetzung im Rahmen des UNESCO- 
Programms. Damit ist die Broschüre ein 
sehr anschauliches, übersichtliches Werk 
für alle, die sich schnell einen Einblick in 
einen lebendigen Prozess verschaffen wol­
len. we

Deutsches MAB-Nationalkomitee (Hrsg.): Voller 
Leben -  UNESCO Biosphärenreservate -  Modell­
regionen für Nachhaltige Entwicklung. Springer- 
Verlag 2004, 452 Abb., 310 S., broschiert, 44,95 € ; 
zu beziehen über den ABL-Verlag.

Handbuch Samengärtnerei
Saatgutvermehrung von Gemüse: lange Spezialwissen und gut gehütetes Geheimnis, 

jetzt machbar für Hobbygärtner und Bauern

I

Handbuch
Samengärtnerei

»Serien  erhalten 
Vielfalt vermehren 
Gemüse genipjieii

ahrtausende blieb das Wissen um die 
Vermehrung und Auslese einer Sorte in 

ler Hand von Bäuerinnen und Gärtnerin­
nen. Dann wurde es zum Spezialwissen 
der Züchter und es verschwanden die vie­
len regional angepassten Sorten. Das 
Handbuch Samengärtnerei vermittelt die­

ses alte Wissen neu. „Viele Men­
schen, die einen Garten haben, 
wollen nicht nur Gemüse, son­
dern auch Samen ernten. Wollen 
keine Designersorten, die für 
alle Gärten als Standard-Inven­
tar gezüchtet wurden. Sondern 
ihre eigenen Lieblingssorten an­
bauen und ernten.“ So beschrei­
ben Andrea Heistinger und die 
Vereine Arche Noah (Öster­
reich) und Pro Specie Rara 
(Schweiz) das Ziel ihres Bu­
ches. Beide Vereine setzen sich 
für die Erhaltung und Verbrei­
tung der Kulturpflanzenvielfalt 
ein.

Andrea Heistinger, Arche Noah, Pro Specie Rara 
(Hrsg.): Handbuch Samengärtnerei, loewen- 
zahn Verlag 2004, 413 S., 39 € ; zu beziehen 
über den ABL-Verlag.

Vom Abessinischen Kohl 
bis zur Zwiebel
Im „kleinen Gemüseeinma­
leins“ ist zusammengefasst,

was sich über die Vermehrung von Ge­
müse allgemein sagen lässt. Grundlagen 
wie der Aufbau der Blüte, Bestäubungs­
methoden, Auslese der zu vermehrenden 
Pflanzen oder Saatgutaufbereitung wer­
den erklärt. Anschließend folgt für jede 
Gemüsekultur ein eigenes Kapitel. Sor­
tiert nach Pflanzenfamilien sind deren 
charakteristische Eigenschaften zusam­
mengefasst. Danach werden die zur Fa­
milie gehörenden Arten ausführlich be­
handelt. Im Kapitel „Korbblütler“ wer­
den beispielsweise Radicchio, Zucker­
hut und Chicoree vorgestellt , die alle von 
der blau blühenden Wegwarte abstam­
men. Deshalb kann es bei der Vermeh­
rung zu Verkreuzungen mit der Wildform 
kommen -  darauf wird im Abschnitt „Be­
stäubungsbiologie“ hingewiesen. Die 
ausgelesenen Pflanzen müssen im Keller 
frostfrei überwintert werden. Wie das ge­
macht wird, zeigen die Abschnitte „Sor­
tenmerkmale und Auslesekriterien“ so­
wie „Samenbau“. Im Abschnitt „Kultur- 
und Züchtungsgeschichte“ kann man 
dann nachlesen, dass das Bleichen der 
Triebe von Chicoree im Jahr 1850 im 
Brüsseler Botanischen Garten zufällig 
entdeckt wurde.

Nicht nur Profis sollen sich 
rantrauen
Das Buch gibt Anleitungen zur Saatgut­
vermehrung und richtet sich ausdrücklich 
auch an Anfängerinnen und Anfänger -  
seien es Hobby- oder Gemüsegärtner. Vor 
allem Gemüse zum selber essen wird be­
handelt, aber auch einige Futtergemüse­
sorten, z. B. Ackerbohnen.
Gewürzt ist das Buch mit eingestreuten 
Rezepten für regionale Spezialitäten und 
mit Wissenswertem am Rande -  wussten 
Sie zum Beispiel, dass Gurkensamen im 
Alter fruchtbarer werden? Solche Details 
und die schönen Fotos der Samen, Pflan­
zen und Pflanzenteile belegen die Liebe 
und das Engagement, das die Autorin und 
die Vereine in das Buch gesteckt haben. 
Das Ziel des Buches ist klär: Die alten 
Kulturpflanzen sollen wieder in die Haus­
gärten und Gärtnereien gelangen, von wo 
aus dann regional angepasste Typen aus­
gelesen u n d . weiterentwickelt werden. 
Und vielleicht kann man dann einmal auf 
dem Markt oder im Hofladen eine Beson­
derheit anbieten, die nicht aus Südafrika 
oder Neuseeland kommt, sondern eine 
Spezialität des eigenen Betriebes ist. rh

mailto:beck14@aol.com
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Milchtagung 2003
E twas verspätet erscheint die Doku­

mentation der 8. AbL-Milchtagung -  
personelle Veränderungen in der Arbeits­
gemeinschaft Land- und Regionalentwic­
klung der Uni Kassel haben die Herausga­
be immer wieder verschoben.
Die Tagung hat im Frühjahr 2003 stattge­
funden und wurde, wie 
schon traditionell, von der 
AbL gemeinsam mit der Uni 
Kassel und der Katholischen 
Landjugend veranstaltet.
Im ersten Teil gibt der Ta­
gungsband wertvolle Anre­
gungen für die praktische 
Milchviehhaltung. Der Bau­
er Herbert Krug aus dem All­
gäu füttert seine Milchkühe 
ausschließlich mit Gras und 
Heu -  und erläutert dazu so­
wohl arbeitstechnische als 
auch betriebswirtschaftliche 
Fragen. Siegfried Jäckle, Landwirtschafts­
berater aus dem Schwarzwald, beschreibt 
die Vorteile der Mähstandweide: Sie spart 
nach seiner Ansicht Arbeitszeit und führt 
zu einer dichten Weidenarbe. Das gleich­
mäßige Angebot von jungem Futter er­
möglicht konstante Milchleistungen. Mit 
dem Krankheitskomplex Mastitis beschäf­
tigt sich Jörn Hamann von der Tierärztli­
chen Hochschule Hannover. Erbeleuchtet 
die unterschiedlichen Ursachen für diese

arbeite

Euterkrankheit und macht Vorschläge zur 
wirtschaftlich sinnvollen Mastitis-Thera­
pie.
Der zweite Teil des Heftes beleuchtet kri­
tisch den Milchmarkt in 2003 und die Re­
form-Modelle der EU. Romuald Schaber 
vom Bundesverband Deutscher Milch­

viehhalter (BDM) bewertet 
die Optionen der EU für den 
Milchsektor nach dem Jahr 
2008, also die Frage „Ab­
schaffung der Quotenrege­
lung oder nicht?“ Schaber 
beschreibt das „Binnen­
marktmodell“ als Zukunfts­
modell für den Europäi­
schen Milchmärkt im Zu­
sammenhang mit den WTO- 
Anforderungen. Abschlie­
ßend fasst Martin Hofstetter 
von der Uni Kassel die Lu­
xemburger Beschlüsse zum 

Milchmarkt im Juni 2003 zusammen und 
Josef Jacobi, Milchbauer und Vorstands­
vorsitzender der Upländer Bauernmolke­
rei, skizziert Zukunftstrends für den Bio­
Milchmarkt.

eda

arbeitsergebnisse Heft 56: Milchtagung 2003. 
Zeitschrift der AG Land- und Regionalentwic­
klung FB ökologische Agrarwissenschaften der 
Universität Kassel, 2004, 38 S-, 6,00 € ; zu bezie­
hen über den ABL-Verlag.

Bestellcoupon für „faire Milchpreise"
Ich bestelle:
.... Expl. des neuerschienenen kritischen Agrarfaerichts 2004: 19,80 € 
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2003: 21,00 €

.....Expl. Der kritische Agrarbericht 2002 als CD: 19,80 €
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2001: 20,00 €
.... Expl. Der kritische Agrarbericht 2000: 19,00 €
.... ExpL Der kritische Agrarbericht 1999: 18,00 € 
Sonder-Paketpreise: 2 Ausgaben 30,00 €, 4 Ausgaben 55,00 €
Ältere Ausgaben 1996-1998 je 5,00 €

1993-1998 je 2,50 €
.... Expl. Verliebt Trecker fahren (3. Auflage): 9,90 € 
außerdem:

Zahlung □  nach Erhalt der Rechnung □  mit beiliegendem Scheck 
Ich erteile eine Einzugsermächtigung zu Lasten meines Kontos

Porto: 2,75 € 

Summe: €

Konto-Nr.

/

BLZ Bank

Telefon j ggf. email ,

Name 1j Adresse

Datum Unterschrift

Bestellung an: ABL-Baueri^blatt Verlag-GmbH, Bahnhofstr. 31,59065 Hamm 
Fax: 02381/492221

Unkraut in Schach halten 
mit kluger Bodenbearbeitung
Ende 2002 hat das Kuratorium für Technik 
und Bauwesen in der Landwirtschaft 
(KTBL) eine Tagung zum Thema „Bodenbe­
arbeitung und Unkrautreguiierung im 
Ökologischen Landbau" veranstaltet. Dazu 
ist jetzt ein Tagungsband erschienen. Das 
Buch gibt zunächst eine Einführung zu 
Pflanzenbau und Bodenbearbeitung im 
ökologischen Landbau und zum Leben 
von Bodenorganismen. Im Anschluss wer­
den die Ergebnisse von zwei Workshops 
dargestellt. Zum Thema „Boden und Bo­
denleben" gibt es genauso wissenschaftli­
che Informationen, zum Beispiel zu den 
Auswirkungen von Bodenbearbeitung und 
Kulturart auf Springschwänze, wie Erfah­
rungsberichte zum pfluglosen Ackerbau.  ̂ ^
Im Workshop „Kulturpflanze und Unkraut"
wird dargestellt, wie verschiedene Unkräuter auf verschiedene Arten der Bo­
denbearbeitung reagieren und welchen Einfluss die Fruchtfolge-Gestaltung 
auf den Unkrautbewuchs hat. Ein Bauer stellt ein System zur Distelkontrolle 
in Hackfrüchten vor. Die beiden Workshops werden nach der Vorstellung zu- ~ 
sammengefasst und diskutiert. Im Buch kommen sowohl Wissenschaftler als 
auch Praktiker zu Wort. Bauer oder Bäuerin kann darin gute Anregungen für 
den eigenen Betrieb finden - allerdings braucht es dazu etwas Geduld mit 
lese-unfreundlichen Formulierungen, komplexen Tabellen und Grafiken, eda 
Kuratorium für Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft e.V.: Bodenbearbeitung 
und Unkrautregulierung im ökologischen Landbau. 2003, 113 S., 22,00 € ; 
zu beziehen über den den ABL-Verlag.

E-Nummern -  neuester Stand
Schaumverhüter, Verdickungsmittel, Farbstoffe... die Liste der Lebensmittel- 
Zusatzstoffe ist lang und manchmal möchte man lieber nicht wissen, was 
sich hinter den „E-Nummern" auf Lebensmittelverpackungen verbirgt. Der 
Verein „Verbraucher für unbelastete Nahrung" hat die Liste der Lebensmittel- 
Zusatzstoffe auf den neuesten Stand gebracht und gibt sie nun schon in der 
dritten Auflage heraus. Einführend erklären die Verbraucherschützer, was Zu- 
satzstoffe sind, wozu man sie eigentlich braucht, wie sie hergestellt werden 
und wie man ihnen ausweichen kann. Im Anschluss werden die Stoffe nach 
Klassen geordnet aufgelistet und kommentiert. E 477 zum Beispiel ist ein 
Emulgator und heißt in Wirklichkeit „Propylenglycolester von Speisefettsäu­
ren". Er ist „synthetisch" und wird aus „tierischen oder pflanzlichen Fett­
rohstoffen" hergestellt, Verwendung „für feine Backwaren, Süßwaren etc." 
„Über Nebenwirkungen fehlen noch die Erkenntnisse. Gewinnung aus Gen- 
Soja ist möglich." Na dann, Guten Appetit, eda
Verbraucher für unbelastete Nahrung e. V. (VuN): Die Liste der Lebensmittel-Zusatzstoffe 
mit E-Nummern. 2004, 44 S., 5,00 € ; Bezug bei der VuN-Bundesgeschäftsstelle, Kö­
nigsweg 7, 24103Kiel, Tel.: 0431-672041, e-mail. vun-ev.de

Mehr Transparenz bei Pestizidexporten
ln einer neuen Broschüre beschreiben das Pestizid-Aktions-Netzwerk und 
Brot für die Welt, warum der Handel mit Pestiziden transparenter werden

muss. Besonders in Entwicklungsländern, 
denen oft an soziales, ökologisches und 
arbeitsrechtliches Schutzsystem fehle, 
bringe der internationale Handel mit ge­
fährlichen Pestiziden erhebliche Risiken 
mit sich, so PAN Germany. PAN erklärt,-- 
warum die neue PIC-Konvention, die das 
Verfahren zur gegenseitigen Information 
beim internationalen Handel mit be­
stimmten gefährlichen Chemikalien re­
gelt, zwar ein wichtiger Schritt in Rich­
tung eines verantwortungsvollen Um­
gangs mit giftigen Industriechemikalien 
und Pestiziden ist, aber trotzdem beim 
Handel mit aus Deutschland exportierten* , 
Pestiziden große Informationslücken be­
stehen. Die Broschüre zeigt, warum die 
Dokumentation und Veröffentlichung 
der Wege der Pestizide vom Hersteller 
bis zum Einsatz dringend notwendig ist 
und welche Wege die Bundesregierung 
hierfür beschreiten muss, pm 
Pestizid-Aktions-Netzwerk e.V.: Für einen glä­
sernen Pestizidexport. 2004, 36 S.; 
die Broschüre kann kostenlos von der PAN 
Germany Homepage (www.pan-germany.org) 
als pdf-Dokument heruntergeladen oder für 
3,30 €  bestellt werden bei PAN Germany, 
Nemstweg 32, 22765 Hamburg.

http://www.pan-germany.org
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( K l e i n )  A N Z E I G E N V e r a n s t a l t u n g e n

Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen 10,- €, jede weitere 
angefangene Zeile 1,50 € (gewerbliche 20,- € zzg l. MwSt., jede 
weitere Zejle 3,- €); Chiffregebühr 2,50 €. Anzeigenannahme bis zum 
17. des Vormonats. Anzeigen bis einschließlich 12,50 € nur gegen 
Vorauszahlung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von
2,75 € für die Rechnungsstellung erhoben. Für gestaltete Anzeigen gilt 
unsere Anzeigenpreisliste. Anzeigenbestellungen und Chiffrezuschriften 
bitte an: „Unabhängige Bauernstimme“, Bahnhofstraße 31, 59065 
Hamm, Fax: 02381-492221, E-mail: bauernstim@aol.com.

Hof und Arbeit

•  Gut erhaltener Fachwerkhof zu ver­
kaufen in Oberhessen; landwirtschaft­
lich betrieben Schwerpunkt Pferde 
(momentan); Wohnhaus 180 qm, gro­
ße Scheune/Stall, viele Nebengebäude, 
großer Garten, hofeigener Reitplatz, 5

ha Pachtland (Zupacht möglich) 
®  06692-8202 (oder 8188)

Tiermarkt
•  Verkaufe laufend beste Arbeitspfer­
de in jeder Preisklasse.
Burkhard Schirmeister, Sipplingen, 
®  07551/63609

Gentechnikfreie Regionen und „Koexistenz"
22. bis 23. Juni 2004, Berlin-Dahlem, Hamackhaus
Was tun, wenn die Gentechnik kommt? Auf der Tagung werden 
praktische Ansätze und längerfristige Strategien diskutiert, u.a. mit 
Bundesumweltminister Jürgen Trittin und Bundesministerin für Ver­
braucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft Renate Künast 
Infos unter www.agrarbuendnis.de, Anmeldung bei:
Zukunftsstiftung Landwirtschaft, Marienstr. 19/20, 10117 Berlin,
®  0 30 - 27 59 03-09, Fax: -12, tagung@zs-l.de

Fogende Stellen 
sind zu besetzen: 

Im Fachbereich 
ökologische 
Agrarwissen­

schaften 
Fachgebiet 

Landnutzung und 
regionale 

Agrarpolitik 
zum 01.06.2004 
Kennziffer: 2440

U N I  K A S S E L  
V  E R S  I T  Ä  T

Wiss. Mitarbeiter/in (BAT II a)
halbtags, befristet für zunächst 2 Jahre mit der Möglichkeit der 
Verlängerung um weitere 2 Jahre (Qualifikationsstelle gem. § 
77 HHG i.V.m. § 57 b Abs. 1 Satz 1 HRG; Promotionsmöglich­
keit).
Aufgaben: Dienstleistungen in Forschungwnd Lehre im Bereich 
des Fachgebietes. Erwartet wird eine Auseinandersetzung mit 
den Annahmen der neoklassischen Ökonomie einerseits, den in 
der Landwirtschaft charakteristischen ökonomischen Verhal- 
tens-weisen anderseits. Die Einbeziehung des Diskussionsstan­
des in anderen mitteleuropäischen Ländern wird vorausgesetzt.

Voraussetzungen: Abgeschlossenes wiss. üniversitätsstudium 
der Landwirtschaft, der Sozialwissenschaften oder der Ökono­
mie. Gute Kooperationsfähigkeit und Koopera-tionserfahrung 
mit landwirtschaftlichen Betrieben.

Kennziffer: 2444 Wiss. Mitarbeiter/in (BAT II a)
halbtags, befristet für zunächst 2 Jahre mit der Möglichkeit der 
Verlängerung um weitere 2 Jahre (Qualifikationsstelle gem. § 
77 HHG i.V.m. § 57 b Abs. 1 Satz 1 HRG; Promotionsmöglich­
keit).
Aufgaben: Dienstleistungen in Forschung und Lehre im Bereich 
des Fachgebietes. Erwartet wird die Ermittlung des Umfangs, 
der Formen und der Bedeutung der Pferdehaltung für die 
Land-wirtschaft heute. Wichtige Unteisuchungsgebiete sind 
die sozialen Verhältnisse in den Pferdebetrieben, die spezifi­
schen Anforderungen an Kenntnisse und Verhaltensweisen so­
wie die wirtschaftlichen Gegebenheiten:
Voraussetzungen: Abgeschlossenes wiss. Universitätsstudium 
der Landwirtschaft, der Sozialwissenschaften, der Sport-wis- 
senschaften oder der Regionalplanung. Vertiefte Kennt-nisse in 
Pferdehaltung und Nutzung der Pferde für Reit- oder Therapie­
aufgaben werden erwartet.
Der/die Bewerber/innen müssen beim Arbeitsamt als Arbeits­
suchend gemeldet sein, da die Einstellung zur Vertretung eines 
Angestellten während der Freistellungsphase der Altersteilzeit 
erfolgt. Ein entsprechender Nachweis durch das Arbeitsamt ist 
erforderlich.
Bewerbungsfrist: 08.05.2004

Die Universität Kassel ist im Sinne der Chancengleichheit bestrebt, Frauen und Männern 
die gleichen Entwicklungsmöglichkeiten zu bieten und bestehenden Nachteilen entgegen­
zuwirken. Angestrebt wird eine deutliche Erhöhung des Anteils von Frauen in Forschung 
und Lehre. Qualifizierte Frauen werden deshalb ausdrücklich aufgefordert, sich zu bewer­
ben. Schwerbehinderte erhalten bei gleicher Eignung den Vorzug. Bewerbungen sind unter 
Angabe der Kennziffer innerhalb o. g. Frist an den Präsidenten der Universität Kassel,
34109 Kassel, zu richten.

Schleswig-Holstein 
Wie bleibt Schleswig- 
Holstein ein zukunfts­
sicherer Standort für 
Landwirtschaft?
05. Mai 2004, Rendsburg 
Das Aktionsbündnis für gentechnikfreie 
Landwirtschaft in Schleswig-Holstein lädt 
ein mit den Referenten- Benedikt Haerlin, 
Zukunftsstiftung Landwirtschaft; Thomas 
Dosch, Bund ökologische Lebensmittel­
wirtschaft, sowie Vertretern von Mühlen, 
Handel und Ernährungswirtschaft, 
um 19.30 Uhr im Hotel „Conventgarten" in 
Rendsburg

Grüne Gentechnik in der 
Landwirtschaft
04. Mai 2004, Petersberg-Magretenhaun
Die Direktvermarktergemeinschaft Rhön­
Vogelsberg lädt alle interessierten Land­
wirte und Verbraucher zu einer Infoveran­
staltung mit Christian Schüler aus Wit- 
zenhausen zu gesetzlichen Neuregelun­
gen ein. Das Netzwerk „Gentechnikfreie 
Gemeinde" stellt sich vor.
20.00 Uhr in der Gaststätte „Zum Grünen 
Baum" in'Petersberg-Magretenhaun, 
www.gentechnikfreie-gemeinde.de

■_________ ;______ _
Hauptsache nachwachsend?
-  Rohstoffe auf dem 
Prüfstand
05. bis 07. Mai 2004, Rheine
Die wohl erste bundesweite Tagung, die 
sich wirklich kritisch mit den ökologi­
schen Problemen und sozialen Folgen ei­
ner verstärkten Nutzung nachwachsen­
der Rohstoffe befasst.
PalmPool, Remigiusstr. 21, 50937 Köln,
®  0211-944048-24, Fax: -9, www.palm- 
pool.de

Siedlungsentwicklung im 
ländlichen Raum
05. und 06. Mai 2004, 96268 Mitwitz 
„Siedlungsbrei und Flächenfraß ohne Al­
ternative?" ist Motto dieses Fachseminars 
zum Leitbild einer nachhaltigen Sied­
lungsentwicklung.
Ökologische Bildungsstätte Oberfranken, 
Unteres Schloss, 96268 Mitwitz, agenda- 
forum@oekologische-bildungsstaette.de, 
Fax: 09266-6442

Wie viel Wahrheit 
liegt im Wein?
10. Mai 2004, Stuttgart - 
Stuttgarter Akademiegespräch zur Situa­
tion des umweltverträglichen Weinbaus 
in Zusammenarbeit mit dem Staatswein­
gut Weinsberg.
Akademie für Natur- und Umweltschutz 
Baden-Württemberg, Postfach 103439, 
70029 Stuttgart, ®  0711-1262807, 
www.uvm.baden-wuerttemberg.de/akade- 
mie

Grünlandbewirtschaftung 
im Ökolandbau
1 1. Mai 2004, 37308 Wiesenfeld 
Fachgespräch zur Grünlandbewirtschaf­
tung im Ökologischen Landbau 
Thüringer Ökoherz e.V, Wohlsbomer Straße 
2, 99427 Weimar/Schöndorf, T03643- 
437128, Fax: -437102, www.oekoherz.de

Standort Ostdeutschland
12. bis 15. Mai 2004, Chemnitz 
Frühjahrstagung der Agrarsozialen Ge­
sellschaft zu Perspektiven für den ländli­
chen Arbeitsmarkt in Ostdeutschland.

Fachexkursionen und Vortragstagung. 
Agrarsoziale Gesellschaft, Kurze Geismarstr. 
33, 37073 Göttingen,® 0551-49709-23, 
Fax: -16, www.asg-goe.de

Der Geist aus der Flasche
13. Mai 2004, 30952 Ronnenberg 
Auswirkungen der grünen Gentechnikfür 
Landwirte, Natur und Verbraucher mit 
Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf, 
stellv. Vorsitzender des EU-Agraraus- 
schuss; Georg Janßen, AbL-Bundesge- 
schäftsführer; Prof. Burkhard Ahlert, 
Lehrstuhl für Lebensmitteltechnologie 
und Mikrobiologie FH Fulda
19.00 Uhr, Dorfgemeinschaftshaus, 30952 
Ronnenberg, Weetzener Kirchweg; Rückfra­
gen an Friedrich Maage,® 0171-4465685 
od. 05108-3528 od. -5919, Fax: 05108- 
8200

Energiebrücken Nord-Süd
13. Mai 2004, Gelsenkirchen
Klimaschutz als Herausforderung für die
Eine-Welt-Arbeit in NRW
Eine Welt Netz NRW, Achtermannstr. 10-
12, 48143 Münster, ®  0251-57351, Fax: -
57963, www.eine-welt-netz-nrw.de

Erneuerbare Energien im 
Spannungsfeld nachhaltige 
Energieversorgung, Klima- 
und Naturschutz
13. Mai 2004, 73760 Ostfildern 
Akademie für Natur- und Umweltschutz 
Baden-Württemberg, Postfach 103439, 
70029 Stuttgart, ®  0711-1262807, 
www.uvm.baden-wuerttemberg.de/ 
akademie

Unsere Energieversorgung -  
sicher und zuverlässig?
14. bis 16. Mai 2004, 61389 Schmitten 
Evangelische Akademie Arnoldshain,
®  06084-944-126, Fax: -138, www.evan- 
gelische-akademie.de {bitte nutzen Sie die 
Möglichkeit zur Online-Anmeldung)

Thüringer OKOTREND- 
Verbrauchermesse
15. bis 16. Mai 2004, ega Erfurt 
Thüringer Ökoherz e.V, Wohlsborner Straße 
2,99427 Weimar/Schöndorf, T03643- 
437128, Fax: -437102, www.oekoherz.de

Ausstellung „Landarbeiter 
erinnern sich"
ab 02. Mai 2004, Syke-Henstedt 
Lehre und Arbeit auf dem Bauernhof sind 
Therrlfen einer Ausstellung im Dorfmu- 
seum Henstedt in Syke. Hobbyhistorikerin 
Waltraut Köhler hat die Erinnerungen frü­
herer Landarbeiter in Wort und Bild fest­
gehalten.
Ausstellungseröffnung am 02. Mai um
15.00 Uhr im Dorfmuseum an der Hensted- 
ter Straße.

Ausstellung
„Holzgeschichten"
ab 16. Mai 2004, Wülmersen 
In den „Holzgeschichten" wird das Ge­
stern und Heute von Wald- und Holzwirt­
schaft in der Verbindung mit Alltag, Ar­
chitektur, Handwerk und Kunst aufge­
zeigt. Besucher können selbst aktiv wer­
den und dem Reichtum des Naturmate­
rials Holz und seines Herkunftsortes Wald 
nachspüren.
Ausstellungsdauer: 16. Mai bis 31. Oktober
2004, Agrarhistorisches Aktionsmuseum 
Wasserschloss Wülmersen, Dorothea Fellin- 
ger,® 05675-1523

Das Ende der Bescheidenheit 
' neoliberalismus ++ 
widerstand
20. bis 23. Mai 2004, Kassel 
Die Agrarfrage als eine Querschnittsfrage 
in drei Foren: Forum Arbeit: „Die Bäuerin­
nen, die Letzten von gestern oder die Ers­
ten von morgen?" mit Karin Jürgens, Uni 
Kassel; Forum Privatisierung: „Monster­
fraß und Reinheitsgebot" mit Mute 
Schimpf, AbL-Netzwerk gentechnisch­
freie Landwirtschaft; „Privatisierung des 
Saatgutes - Terminator auf dem Vor­
marsch...": Buko-Kampagne gegen Bio­
piraterie; „Vom Widerstand gegen die 
Vernichtung besten Ackerlandes durch 
neue trojanische Pferde der Logistik" mit 
Roland Braun, OWEI e.V.. Forum Soziale 
Rechte: „Land, Freiheit und soziale Rechte 
- mit Menschenrechten für Agrarrefor­
men" mit Stefan Öfteringer, Misereor. Da­
neben noch Austausch-, Vernetzungs­
und Strategie-AG's, ein Osteuropa-Podi­
um, ein moderiertes Abschlussbuffet und 
internationale Gäste
Programm und Anmeldung: Geschäftsstelle 
der Bundeskoordination Internationalismus, 
Nemstweg 32-34, 22765 Hamburg, 
www.buko.info, ®  040-393156, FAX: - 
38055122,E mail: mail@buko.info

Bäuerliche Erzeuger­
gemeinschaften -  ländliche 
Motoren für nachhaltige 
Regionalentwicklung in 
Ost- und Westeuropa
24. bis 29. Mai 2004, 74549 Wolpertshausen 
Akademie für Natur- und Umweltschutz 
Baden-Württemberg, Postfach 103439, 
70029 Stuttgart, ®  0711 -1262807, 
www.uvm.baden-wuerttemberg.de/ 
akademie

Vermarktung von Öko- 
Lebensmitteln im LEH
25. Mai 2004, München/Weihenstephan 
Präsentation eines Erfolgskonzeptes aus 
Österreich am Beispiel bekannter Han­
delskonzerne wie Billa und Spar mit Ste­
phan Mikinovic, Geschäftsführer der 
Agrarmarketing Austria GesmbH, Wien. 
Technischen Universität München/Weihens­
tephan, öffentliche Seminarreihe um 18 
Uhr im Hörsaal 12 in Mensanähe, 
www.oeko-ak.de

Presseseminar Okolandbau
4. Juni 2004, bei Hannover 
Das Presseseminar in Zusammenarbeit 
mit dem Bioland Landesverband Nds./ 
Bremen gibt Journalisten und Öffentlich­
keitsarbeitern einen komprimierten Ein­
blick in die Arbeitsweisen und aktuellen 
Entwicklungen des Ökologischen Land­
baus. Dabei werden insbesondere die 
medienrelevanten Aspekte herausgear­
beitet.
Anmeldung: Alfred Toepfer Akademie für 
Naturschutz (NNA), Hof Möhr, 29640 
Schneverdingen, ®  05198-9890-70, Fax: - 
95, www.nna.de (Online-Buchung möglich)

Deutscher
Landschaftspflegetag 2004: 
Intakte Landschaften für 
attraktive und erfolgreiche 
Regionen
24. bis 26. Juni 2004, Mettlach-Orscholz/Saar* 
land
Deutscher Verband für Landschaftspflege 
(DVL), Feuchtwanger Str. 38, 91522 Ans­
bach, «  0981-4653-3540, Fax: -3550, 
www.lpv.de

mailto:bauernstim@aol.com
http://www.agrarbuendnis.de
mailto:tagung@zs-l.de
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Demonstration für 
eine gentechnikfreie Landwirtschaft
Parallel zur Frühjahrskonferenz der Agrarminister von Bund und Ländern fand am 
25. März im niedersächsischen Osnabrück eine gut besuchte Demonstration für 
eine gentechnikfreie Landwirtschaft statt. Dazu aufgerufen hatte das „Bündnis für 
eine gentechnikfreie Landwirtschaft in Niedersachsen, Bremen und Hamburg".
Rund 300 interessierte Verbraucher, Bäuerinnen und Bauern mit 30 Treckern waren 
gefolgt. Bundesministerin Renate Künast und der niedersächsische Minister Heiner 
Ehlen bekamen eine Landkarte von Niedersachsen überreicht, auf der bereits über 
250 Punkte verteilt waren. Jeder Punkt steht für eine SelbstVerpflichtungserklärung 
von Bauern und Bäuerinnen, die auf den Einsatz der Agro-Gentechnik verzichten 
wollen. Schön, dass sich die Karte auch nach der Demo kräftig weiterfüllt, pm 
Die Karte ist im Internet unter der Adresse www.abl-ev.de/gentechnik zu finden. Dort können
auch Selbstverpflichtungserklärungen.gezeichnet werden.

Ich werde Mitglied in der
Zutreffendes bitte ankreuzen:

□ Ich möchte Mitglied in der AbL werden □ Ich binbereit, als Fördermitglied einen höheren Beitrag von 
n  120.-€ n  150.-€oder zu

□ Ich zahle den regulären Mitgliedsbeitrag von zahlen.
85,-€ □ Ich bin Kleinbauer, Student, Rentner, arbeitslofünd 

bezahle einen Mitgliedsbeitrag von 30,-€
□ Wir bezahlen den Mitgliedsbeitrag für Ehepaareund (Nachweis fügeich bei}

Hofgemeinschaften von 110,-€ □ Ich beantrageals nicht landwirtschaftliche Unterstützer/in 
einenMitgliedsbeitragvon55,- €

Mitgliedsadresse:

Name Vorname

Straße PL1, Ort

ZahliingsweisedesMitgliedsbeitrags: Ich bin Abonnent der Unabhängigen Bauernstimme:

Q  Nach Erhattder Rechnung * D  ja D  ne'n
□  IcherteilelhneneineEinzugsermächtigung Q  Ich bestelleauch die Unabhängige Bauernstimme

(BitteCouponaufSeite24ausfüllen)

Hiermit ermächtigeich Siewiderruflich, den von mirzu errichtenderrBeitrag bei Fälligkeitzu Lasten meines Kontos einzuziehen.

Konto-Nr.. BLZ Bank
DieMitgliedschaftverlängertsichautomatischumeinweiteresJahr,wennnichtspätestens14Tagevor Ablauf gekündigtwird.
Ich bindamiteinverstanden, dassdie Deutsche Bundes post im Falleeiner Adreßänderungdieneue Ad ressean die AbLbzw. 
Abo-Verwaltung weiterleitet.
Widerrufsrecht: Ihre Bestellung kanninnerhalbeinerWocheohneAngabe vonGründen schriftlich bei der AbLwiderrufen werden.
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AbL
Schleswig-Holstein
Bernd Voß, Diekdorf Nr. 124, 25554 Wilster, ®  04823/8505, Fax: /75330 
Hinrich Lorenzen, Winderatt 14, 24966 Sörup, S  04635/2141, Fax:/2114 
Plön: Matthias Stührwoldt, ®  04326/679 Fax 289147 
Flensburg: Heiner Iversen, ®  04631/7424, Fax 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: Martin Schulz, Kosakenweg 29, 29476 Quickborn, ®  05865-988360 
und Fax 05865-989361
Heide-Weser: Karl-Heinz Rengstorf, ®  + Fax: 04233/669; Ulrike Helberg-Manke,
®  04231/63048
Eibe-Weser: Ada Fischer® 04723/3201, Fax: 04723/2118 
Wendland-Ostheide: Horst Seide, ®  05865/1247 
Niedersachsen-Mitte: Hartmut Hollemann, ®  05121/510694 
Südniedersachsen: Andreas Backfisch, ®  05508-999989, Fax: 05508-999245

Nordrhein-Westfalen
Landesverband NRW: Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm, 'S 102381/9053173,
Fax: 492221
Herford: Friedei Gieseler, *  05221/62575 
Minden-Lübbecke: August Seele, ®  05702/9152 
Hellweg: Wilhelm Eckei, ®  02378/2991 
Sauerland: Dorothee Biermann, ®  02973/2557 
Höxter-Warburger Land: Hubertus Hartmann, IS  05273/35447 
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, ®  05404/5264 
Gütersloh: Erika Kattenstroth, ®  05241/57069 
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, ®  02248/4761

Hessen
Mittelhessen: Ernst-Günter Lang, @  06441/75502, Fax: 06441/975995 
Nordhessen: Bernhard Wicke, ®  05665/1403; Onno Poppinga, ®  05673/3540

Rheinland-Pfalz _
Landesverband: Quellenweg 6, 56288 Bell, ®  06762/951170, Fax: 06762/951191 
Regionalverband Eifel: Ulrike Hanen, Kirchplatz 5, 54636 Rittersdorf, ®  u. Fax 
06561/695486

Baden-Württemberg
Landesverband: Laubachtal 1, 88484 Gutenzell, ®  07352/8928, Fax: 07352/941422 
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, S? 07443/3990, Martin Reiter,07524/2272; Hed­
wig Noll, ®  07463/729
Nord-Württemberg: Ulrike Hasemeier-Reimer, ®  07971/8584 
Oberschwaben: Albrecht Stiefel, ®  0751/91171; Josef Bopp, ®  07352/8928 
Schwarzwald-Baar: Siegfried Jäckle, Spittelhof, 78112 St. Georgen-Oberkirnach,
' S  07724/7992
Ortenaukreis: Tilo Braun, ®  07805/5465
Bodensee: Anneliese Schmeh, ®  07553/7529, Fax: 07553/828278
Allgäu: Bärbel Endraß, ®  07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
www.abl-bayern.de
Landesverband: Andreas Remmelberger, Reit 17, 84508 Burgkirchen/Alz, ®  08679/ 
6474, Fax: -9130145, e-Mail: Abl-Bayern@web.de
Regionalgruppe Pfaffenwinkel: Wolfgang Taffertshofer ®  08847/804, Christa 
Schlögel ®  08856/5723
Regionalgruppe Chiemgau-Inn Salzach, Hans Urbauer ®  08628-634, Ute Gasteiger 
®  08039-1635
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, ®  08742/8039 
franken: Gabriel Deinhardt, ®  09194/8480

Mecklenburg-Vorpommern/Brandenburg
Mecklenburg: Jörg Gerke, Ausbau 5,18258 Rukieten, ®  038453/20400, Fax: /52131 
Vorpommern: Albert Wittneben, Altes Schulhaus, 17091 Wolkow, ®  039604/26859 
Brandenburg: Cornelia Schmidt, Burgstr. 11, 19336 Plattenburg, ®  03879/12518, 
Erich Degreif, Gut Breite, 14547 Stücken, ®  033204/35648, Fax: -35649 
Bernd Hüsgen, Dorfstr. 2,15837 Groß-Ziescht, ®  033704/66161

Sachsen/Thüringen
Landesverband: Jörg Klemm, Trassenweg 25, 09638 Lichtenberg, ®  037323/50129, 
Fax: 15864

Geschäftsführer: Georg Janßen, c/o Gewerkschaftshaus, Heiligengeiststr. 28, 21335 
Lüneburg. ®  04131/407757, Fax 04131/407758
Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebühren.
Adi Lambke 05864/233, Anneliese Schmeh 07553/7529 
IG-Boden, Ansprechpartner: (Mecklenburg) Franz Joachim Bienstein, ®  u. Fax: 
03841-791273; (Vorpommern) Franz Hinnemann, ®  u. Fax: 038331-80024; (Bran­
denburg) Bernd Hüsgen, ®  033704-66161, Fax: -66162 
Netzwerk Gentechnikfreie Landwirtschaft: c/o Bundesgeschäftsstelle der AbL, 
Bahnhofstr. 31. 59065 Hamm, ®  02381-9053173, Fax: -492221,
Email: fanalev@aol.com
Arbeitskreis Frauen: Maria Heubuch, Luttolsberg 8, 88299 Leutkirch, ®  07561-5937 
Arbeitsgruppe ökologischer Landbau: Dietmar Groß, Am Dorfbrunnen 1, 34576 
Homberg-Mühlhausen, ®  05681/2607
„Morgenland" - Arbeitskreis für Leute, die auch morgen noch in der Landwirtschaft 
oder einem angelagerten Bereich arbeiten wollen. Arnd Berner, Zum Anger 5, 37547 
Kreiensen-Opperhausen ®  u. Fax. 05563-910705, hof_berner@hotmail.com 
AgrarBündnise.V.: Ulrike Ottenottebrock-Völker, Marienfelder Str. 14, 33378 Rheda- 
Wiedenbrück, ®  05242/44327, Fax: 931446 
Neuland e.V.: Baumschulallee 15, 53115 Bonn 1, ®  0228/604960 
Europäische Bauernkoordination EBK-CPE, Rue de la Sablonniere 18, B-1000 Brüs­
sel, ®  00322/2173112, Fax 2184509, E-mail: cpe@cpefarmers.org 
Verein zur Förderung des Anbaus und der Verwertung von Hanf, Haus der Land­
wirtschaft, Bielefelder Str. 47, 33378 Rheda-Wiedenbrück, 05242/925814, Fax: 
925833, email: Andrea.Kiel@lk-wl.nrw.de
Projektbüro Hanf, Haus Düsse, Daike Lohmeyer, 59505 Bad Sassendorf/Ostinghau­
sen, ®  02945/989195, Fax: 02945/989133

KONTAKTE
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Immer für eine Erklärung gut
D ie AbL Nordrhein- 

Westfalen hat am 9.
März eine Informations­
und Diskussions-Veran- 
staltung zur Reform der 
EU-Agrarpolitik durchge­
führt mit namhaften Refer­
enten aus dem Bundesmi­
nisterium und der Land­
wirtschaftskammer NRW.
Wie es sich gehört, hat die 
AbL die Vorankündigung 
und Einladung auch an die 
Redaktion des örtlichen 
„Landwirtschaftlichen 
Wochenblattes Westfalen- 
Lippe“ geschickt. Denn 
die Leserinnen und Leser 
des Wochenblattes und na­
türlich auch die Redaktion 
sind gern gesehene Gäste 
auf AbL -Veranstaltungen.
Die Landesvorsitzende 
der AbL, Erika Katten­
stroth, hat die Einladung 
auf verschiedene Weise 
und frühzeitig auf den Weg
gebracht -  sicher ist sicher. Mit der Sicherheit ist das 
allerdings so eine Sache, in diesen Zeiten. Da muss 
man schon aufpassen, was so alles im Posteingang 
landet. Man kann nie wissen. Etwas mehr Kontrolle 
kann da nicht schaden. Wir wollen gar nicht erinnern 
daran, dass die Gesellschafter-Anteile, die die Land­
wirtschaftskammer NRW am Wochenblatt-Verlag bis­
her hatte, nun bei der Stiftung Westfälische Land­
schaft gelandet sind, und deren Vorsitzender ist auch 
Präsident des Westfälisch-Lippischen Landwirt­
schaftsverbandes, und der ist neben dem Genossen­

Es gibt immer eine Erklärung, ganz bestimmt!

schaftsverband einer der zwei weiteren Gesellschaf­
ter des Verlages.
Wie auch immer, die Wochenblatt-Ausgaben kamen 
und gingen, eine nach der anderen, und jedes Mal 
ohne Ankündigung der AbL-Veranstaltung. Die AbL- 
Landesvorsitzende Erika Kattenstroth wollte ihrer­
seits sichergehen, damit es beim nächsten Mal klappt, 
und fragte telefonisch nach, wie man die Einladung 
denn am besten zusenden solle. Mehrere Telefonate 
wurden geführt. Am Ende schrieb der Chefredakteur 
einen Brief:

„Sehr geehrte Frau Katten­
stroth,
die von Ihnen gewünschte 
Veröffentlichung im Land­
wirtschaftlichen Wochenblatt
-  Termin der AbL am 9. März -  
war nicht zu Stande gekom­
men. In mehreren Telefonge­
sprächen mit den zuständigen 
Bearbeiterinnen, mit dem 
Chefredakteur und mit der 
Verlagsleitung haben Sie Ihr 
Unverständnis darüber 
deutlich gemacht.
Wir hatten Ihnen seitens des 
Wochenbattes erklärt, dass 
wir für die Nichtveröffentli­
chung keine Erklärung haben
-  die für den Posteingang zu­
ständigen Mitarbeiter sind der 
Meinung, keine Mitteilung 
erhalten zu haben.
Diese Erklärung haben Sie in- 
dessen nicht akzeptiert.
Um künftigen Missverständ­
nissen und Auseinanderset­
zungen aus dem Wege zu ge­

hen, haben wir entschieden, künftig auf die Veröf­
fentlichung von AbL-Terminen zu verzichten.
Wir bitten um Verständnis für unsere Entscheidung.
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Franz-Josef Budde, Chefredakteur

Liebe Leserinnen und Leser der Bauemstimme, liebe 
Interessenten, nun haben Sie eine Erklärung mehr, 
warum es die Bauemstimme schon so lange gibt. Und 
die Zeiten werden ja nicht sicherer ...

Foto: Erdmanski-Sasse

T -%  UNABHÄNGIGE •Bauemstimme: immer eine Erklärung
Zutreffendes bitte ankreuzen

□  Ich möchte die BAUERNSTIMME abonnieren (36 €,- im Jahr). In begründeten Fällen kann auf jährlichen Antrag für 
Kleinbauern, -bäuerinnen, Arbeitslose, Schülerinnen und Studentinnen der Abo-Preis auf 26,* € gesenkt werden. 

Q  Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum Förderpreis von 60,- € im Jahr
Q  Ich möchte die BAUERNSTIMME zum Preis von 18,- bzw. 36,- € für Q  6 oder Q  12 Monate verschenken.
Q  Ich abonniere die BAUERNSTIMME zum einmaligen Schnupperpreis von 6,- € für drei Ausgäben 

(nur gegen Vorkasse: Bar, Scheck, Briefmarken)
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Name, Vorname
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Bei Geschenkabos Adresse des Auftraggebers

Name, Vorname

Straße

5/2004

Zahlungsweise des Zeitungsabos:
□  Nach Erhalt der Rechnung 
Q  Mit beiliegendem Scheck
□  Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung

Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mir zu entrichtenden Betrag bei Fälligkeit zu Lasten meines 
Kontos einzuziehen.

Konto-Nr BLZ Bank
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr (außer bei Geschenkabos), wenn es nicht spätestens vier Wo- j 
chen vor Ende des Abozeitraums gekündigt wird. \ \
Ich bin damit einverstanden, dass die Deutsche Bundespost im Falle einer Adressänderung die neue Adresse \ 
an die Abo-Verwaitung weiterleitet.

\

Widerrufsrecht: Ich weiß, dass ich meine Bestellung innerhalb einer Woche ohne Angabê  von Gründen 
schriftlich beim ABL-Veriag widerrufen kann.
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